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Amtshilfe von der Bundeswehr – Schulter  

an Schulter in der Not
Juliane Thümmel

O
b Waldbrand oder Pandemie – gemeinsam mit ande­

ren Hilfsorganisationen unterstützt die Bundeswehr, 

wenn sie kann und darf. Im Katastrophen­ oder 

 Krisenfall beweist sich der Nutzen der jahrelangen engen Zivil­ 

Militärische Zusammenarbeit und des territorialen Netzwerkes 

der Bundeswehr.

Der Berliner Grunewald im August 2022: Auf etwa 50 Hektar 

Wald – fast 69 Fußballfelder groß – hielt ein Großbrand mehr als 

100 Einsatzkräfte der Berliner Feuerwehr unter Spannung. Schul-

ter an Schulter mit den Kameradinnen und Kameraden von Poli-

zei Berlin, Technischem Hilfswerk (THW) und Bundeswehr ging 

es darum, die Lage schnellstmöglich unter Kontrolle zu bringen, 

denn im Zentrum des Brandes lag ein Sprengplatz und Muniti-

onslager der Polizei Berlin. Nach wiederkehrenden Detonationen 

wurde „zum Schutz für Leib und Leben“ im Radius vom 1.000 m 

eine Sperrzone eingerichtet – auch nach oben. Die Einsatzkräfte 

kamen nicht nah genug an das Feuer heran und auch ein sinn-

voller und gleichzeitig sicherer Einsatz mit Löschmitteln aus der 

Luft war unter diesen Umständen nicht möglich. Dank der beste-

henden guten Verbindungen zwischen dem Berliner Landeskom-

mando mit seinen Kreisverbindungskommandos zu den lokalen 

Ansprechpartnern in zivilen Behörden und Katastrophenschutz 

konnte die Bundeswehr hier schnell unterstützen. Innerhalb 

weniger Stunden standen der zivilen Einsatzleitung bereits ein 

Bergepanzer sowie ein sogenanntes Manipulationsfahrzeug  tEODor 

(telerob Explosive Ordnance Disposal and observation robot) zur 

Verfügung. Der Bergepanzer räumte ohne Probleme Hindernisse 

aus dem Weg und trug Erdreich ab. Er schlug damit im Berliner 

Grunewald bis zu 40 m breite Schneisen, die nicht nur eine 

Ausbreitung des Feuers eindämmten, sondern so auch einen 

Zugang für die Löschfahrzeuge ermöglichte. Mit gepanzerten 

Fahrzeugen und durch den Einsatz von ‚tEODor‘, letztlich einem 

ferngesteuerten Roboter, der auch Kampfmittel und behelfsmä-

ßige Sprengvorrichtungen auf Abstand entdecken, identifizieren, 

bewerten und beseitign kann, war es der Einsatzleitung möglich, 

sich ein konkreteres Lagebild zu verschaffen ohne Menschenleben 

zu gefährden. Später kamen noch weiteres Gerät und Kräfte der 

Bundeswehr dazu und die Berliner Feuerwehr konnte den Groß-

brand löschen.

Gerade in den letzten Jahren und medienwirksam insbesondere 

seit dem Waldbrand bei Beelitz-Treuenbrietzen in Brandenburg 

im August 2018 unterstützt die Bundeswehr immer öfter bei der 

Bewältigung von Großbrandlagen mit Amtshilfe. Dies ist meist 

der Fall, wenn spezielle Maschinen, Fahrzeuge, Technologien 

oder Personen mit besonderen Kenntnissen – zusammengefasst 

unter dem Begriff Fähigkeiten – gebraucht werden, über die viel-

leicht nur die Bundeswehr verfügt. Dann sind diese speziellen 

Fähigkeiten oftmals das einzige und gleichzeitig auch letzte Mit-

tel, welches eingesetzt werden kann, damit die Feuerwehren die 

Brände in den Griff bekommen. Der eigentliche Löscheinsatz 

wird in der Regel durch die technische Einsatzleitung der jewei-

ligen Feuerwehren geführt, oft unterstützt durch die Feuerwehren 

der Bundeswehr. Die zivilen Antragsteller – meist sind dies die 

unteren Katastrophenschutzbehörden – bleiben dabei stets für 

den Einsatz verantwortlich. Sie leiten und überwachen auch die 

Hilfeleistungen der Bundeswehr. Dieses Verfahren ist mittlerweile 

gut eingespielt zwischen beiden Seiten. 

Etablierte Strukturen

Unverzichtbare Grundlage dieser Zivil-Militärischen Zusammen-

arbeit ist ein bewährtes territoriales Netzwerk verlässlicher 

Ansprechstellen, die im Katastrophenfall dank eingespielter Teams 

und Abläufe schnell reagieren können. Die bei den Landeskom-

mandos angegliederten Kreis- und Bezirksverbindungskommandos 

stellen hier deutschlandweit das vertraute Gegenüber der zivilen 

Behörden dar. In jedem Landkreis bzw. kreisfreien Städten und 

Amtshilfe mit einem Transporthubschrau-
ber CH-53GA bei den Löscharbeiten eines 
Waldbrandes nahe Treuenbrietzen in 
Brandenburg im August 2018.  
(Bild: Bundeswehr/Johannes Heyn)
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in den Bezirken oder Dienststellen mit vergleichbaren Aufgaben 
gibt es damit direkte militärische Ansprechpartner, um die staat-
lichen Entscheidungsträger zu beraten und mit ihnen Verbindung 
zu halten. Durch ihre lokale Verankerung kennen sie nicht nur 
‚ihren Kiez‘ mit seinen Besonderheiten, sondern auch die richtigen 
Personen in den Blaulicht- und Hilfsorganisationen, dem lokalen 
Katastrophenschutz. Über die gesamte Bundesrepublik verteilt 
finden sich 31 Bezirks- und 404 Kreisverbindungskommandos. Die 
dort eingesetzten Reservistinnen und Reservisten sind speziell für 
ihren Auftrag ausgebildet, befinden sich in einem besonderen 
Reservedienstverhältnis und unterstützen das jeweilige Landes-
kommando bei ihrer zivilen Lageeinschätzung und beraten bezüg-
lich des möglichen Einsatzes militärischer Fähigkeiten. 

Die 16 Landeskommandos – eines in jedem Bundesland – wie-
derum sind die Verbindungselemente zur jeweiligen Landesre-
gierung und unterstützen das ihnen übergeordnete Territoriale 
Führungskommando der Bundeswehr in Berlin bei der nationa-
len territorialen Lagebeurteilung. Jedes Landeskommando betreibt 
ein eigenes Lagezentrum, in dem alle Informationen zusammen-
laufen und ausgewertet werden. 

Der Weg zur Amtshilfe

Welcher Weg der richtige ist, um die Amtshilfe der Bundeswehr 
zu beantragen, hängt von der Situation und vom Antragsteller 
ab. Auch hier beraten die militärischen Ansprechpartner. Grund-
sätzlich kann sich jede Behörde mit der Bitte um Amtshilfe an 

SoldatInnen unterstützen bei der Impfhotline in Berlin im Rahmen der 
Amtshilfe während der Corona-Pandemie, Januar 2021.  
(Bild: Bundeswehr/Julia Pampuch)

Der Transporthubschrauber CH-53 entnimmt mit dem Löschbehälter 
Smokey Löschwasser aus einem See für die Waldbrandbekämpfung in 
Treuenbrietzen im Juni 2022. (Bild: Bundeswehr/Rüdiger Krutzina)
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die Bundeswehr wenden. Als Faustregel gilt jedoch, dass die 
Unterstützung durch die Bundeswehr stets als letzte Möglichkeit 
in Betracht gezogen werden sollte, falls sie nicht ausschließlich 
über die notwendigen Mittel und Fähigkeiten verfügt. Denn Amts-
hilfe folgt dem Subsidiaritätsprinzip: Erst wenn die erforderliche 
Hilfeleistung durch die eigentlich zuständigen Behörden der 
Gefahrenabwehr bzw. des Katastrophenschutzes nicht oder nicht 
rechtzeitig erbracht werden kann, darf die Bundeswehr eingesetzt 
werden.
Im Normalfall wendet sich die antragstellende Behörde an das 
für sie zuständige Verbindungselement, sprich ‚seine‘ Ansprech-
person im entsprechenden Kreisverbindungskommando bzw. 
Bezirksverbindungskommando. Diese berät eingehend, ob und 
mit welchen Fähigkeiten die Bundeswehr unterstützen kann und 
hilft bei der Erstellung des Amtshilfeantrages. Dieser Amtshil-
feantrag wird dann im zuständigen Landeskommando geprüft 
und bewertet, bevor er an das Territoriale Führungskommando 
der Bundeswehr in Berlin weitergeleitet wird. Dieses im Herbst 
2022 neu aufgestellte Führungskommando übernimmt die wei-
tere Bearbeitung inklusive rechtlicher Bewertung und Ressour-
cenabfrage, ob Kräfte und Mittel zur Verfügung stehen. Wenn 
dies alles positiv geprüft wurde, trifft der Befehlshaber des 
 Territorialen Führungskommandos der Bundeswehr die abschlie-
ßende Entscheidung über den Amtshilfeantrag. Fällt diese posi-
tiv aus, wird der Befehl für den Einsatz geschrieben und an die 
entsprechenden Truppensteller und Landeskommandos verteilt. 
Dieser Prozess ist mittlerweile so gut eingespielt, dass in beson-
ders eiligen Fällen von Amtshilfeersuchen auch in wenigen Minu-
ten entschieden werden kann. So wird sichergestellt, dass die 
Amtshilfe zum beantragten Zeitpunkt auch beginnt.
Davon unberührt ist die Soforthilfe durch Angehörige, Truppen-
teile und Dienststellen, die dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Verteidigung zugeordnet sind, in Notfällen bei 
Gefahr für bedeutende Rechtsgüter. Das kann beispielsweise zur 
Rettung von Menschen und Tieren oder zur Vermeidung schwe-
rer gesundheitlicher Schäden sowie erheblicher Beeinträchtigun-
gen der Umwelt oder des Verlustes von für die Allgemeinheit 
wertvollen Gütern geschehen. Die Entscheidung trifft die verant-
wortliche militärische Führung vor Ort.

Kernauftrag und Anpassungsfähigkeit

Doch gleichwohl die Amtshilfe der Bundeswehr unbestreitbar 
einen wichtigen Beitrag leistet, darf dabei nicht vergessen werden, 
dass die Zivil-Militärische Zusammenarbeit im engeren Sinne 
nicht Hilfeleistungen der Bundeswehr meint, sondern originär 
der Sicherstellung des eigentlichen Verteidigungsauftrages dient. 
Es muss immer abgewogen werden, ob die Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr und die multinationalen Verpflichtungen – sprich 
die Landes- und Bündnisverteidigung – gewährleistet werden 
können. Der eigentliche Auftrag der Bundeswehr und die dazu 
notwendigen Ausbildungen und Übungen dürfen nicht beein-
trächtigt werden.
Aber: Was möglich ist, wird auch möglich gemacht. Die Bundes-
wehr hilft, wo sie kann und darf. Beispielsweise beim großflä-
chigen Brand im brandenburgischen Beelitz-Treuenbrietzen im 
Juni 2022 hat die Bundeswehr mit über 70 SoldatInnen unterstützt. 
Dazu kamen bis zu acht Hubschrauber, die insgesamt fast 1.000 
Tonnen Wasser bei über 300 Löschanflügen aus der Luft abwar-
fen. Am Boden waren ein Bergepanzer, ein Pionierpanzer und 
insgesamt 17 Feuerlöschfahrzeuge der Bundeswehr im Einsatz. 

Diese wurden zusätzlich durch zwei Schwerlasttransporter und 
einem Sanitätstrupp unterstützt. Ebenfalls half die Bundeswehr 
bei der Verpflegung der Einsatzkräfte und der Versorgung der 
Einsatzfahrzeuge mit rund 24.000 Litern Dieselkraftstoff.
Dazu hat die Corona-Pandemie deutlich gezeigt, dass die Bun-
deswehr – außerhalb ihrer eigenen Aufgabenerfüllung und unter 
Beachtung des Grundsatzes der Subsidiarität – mit den zu ihrer 
Verfügung stehenden Kräften und Mitteln Hilfeleistungen auch 
in außergewöhnlichen Situationen erbringen kann. Anfang März 
2020 bat das Gesundheitsministerium das Verteidigungsminis-
terium um Amtshilfe bei der Bewältigung der Corona-Pandemie: 
In Krankenhäusern und Arztpraxen schrumpften die Vorräte an 
Schutzmasken, Schutzbrillen, Desinfektionsmitteln und Einmal-
handschuhen. Der Auftrag an die Bundeswehr wuchs weiter an 
und wurde zum umfangreichsten Hilfseinsatz in der Geschichte 
der Bundeswehr. Dafür wurde sogar ein eigenes „Hilfeleistungs-
kontingent Corona“ aufgestellt – eine Premiere. Denn die Bun-
deswehr hält normalerweise keine SoldatInnen oder spezielle 
Fähigkeiten wie Hubschrauber oder Bergepanzer für die Amtshilfe 
bereit. Auf dem Höhepunkt der Corona-Hilfe im Februar 2021 
waren bis zu 20.000 SoldatInnen im täglichen Einsatz bei über 
1.100 parallellaufenden Amtshilfen, u.a. bei der Kontaktnachver-
folgung in Gesundheitsämtern, administrativ in Impfzentren, 
unterstützend bei nicht-pflegerischen Tätigkeiten in Alten- und 
Pflegeheimen sowie Schnelltest-Stationen. Mehr als 10.000 Anträge 
auf Amtshilfe im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie wur-
den dabei bedient.

Dabei kristallisierte sich heraus, dass trotz neuer Umstände auch 
hier beide Seiten – zivile Antragsteller und militärische Amtshil-
feerbringer – von den Erfahrungen in der Zivil-Militärischen 
Zusammenarbeit der vergangenen Jahre profitierten: Die neuen 
Ansprechpartner in den zivilen Behörden entwickelten rasch eine 
hohe Kompetenz, mit der Bundeswehr zusammenzuarbeiten. 
Die SoldatInnen nutzten ihre antrainierten Fähigkeiten, sich schnell 
an neue Situationen anzupassen sowie den Einsatz großer Per-
sonalkörper in einem hoch beweglichen Lagebild zu planen und 
zu führen. Es kann davon ausgegangen werden, dass ohne den 
engen Schulterschluss von zivilen Stellen mit militärischen die 
Corona-Pandemie in Deutschland wahrscheinlich schlimmer 
verlaufen wäre. 

Juliane Thümmel
Landeskommando Berlin
Pressestelle
Kurt-Schumacher-Damm 41 
13405 Berlin
E-Mail: lkdobepresse@bundeswehr.org

Schulter an Schulter – das enge Band zwischen zivilen Kräften und 
Bundeswehr zahlt sich in dieser Schadenslage in Berlin/Grunewald im 
August 2022 aus. (Bild: Bundeswehr/Julia Pampuch)
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Das „Altlastenprogramm der Bundeswehr“

Die Bundeswehr hat andere Aufgaben. Seit über 30 Jahren lässt 
sie auf militärischen Liegenschaften, also Kasernen, Depots, Flug-
plätzen sowie Standort- und Truppenübungsplätzen im Rahmen 
des „Altlastenprogramms der Bundeswehr“ die zahlreichen Alt-
ablagerungen und Altstandorte der Militärproduktion und des 
Militärbetriebs vor 1945 bearbeiten. Dabei geht es im Wesentli-
chen um schädliche Bodenveränderungen, also Boden- und 
Grundwasserverunreinigungen mit Schadstoffen. Die Bearbeitung 
von Kampfmittelbelastungen ist hingegen nicht Bestandteil des 
Altlastenprogramm. Für Kampfmittel und Altlasten aus den Welt-
kriegen sind  wiederum die Länder, für Kampfmittel von Bun-
deswehr und NVA die Bundeswehr selbst zuständig. Zu Rüstungs-
altlasten gehören Munitionslagerstätten, Produktions- und 
Verarbeitungsstandorte sowie Entschärfungs- und Delaborierstel-
len. Das Programm dient der umfassenden, zielgerichteten und 
nachhaltigen Bearbeitung derartiger überwiegend historisch 
bedingter Kontaminationen.  Dabei wurde das Programm über 
die Jahre stets an aktuelle Rahmenbedingungen, neue gesetzliche 
Vorgaben und informationstechnische Entwicklungen angepasst. 
Bis heute wurden auf rund 2.500 Liegenschaften über 15.000 
kontaminationsverdächtige Flächen erfasst, davon etwa 6.500 
untersucht und mehr als 1.000 tatsächlich kontaminierte Flächen 
saniert. Hierfür wurden bisher insgesamt ca. 526 Millionen Euro 
aufgewendet. Die Bundeswehr führt die Kontaminationsbearbei-
tung in enger Abstimmung mit den zuständigen Behörden der 
Länder eigenverantwortlich durch. Bei Rückgabe der Liegenschaf-

ten an die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) geht 
diese Zuständigkeit an die BImA über.

Lagerung von Munition bei der Bundeswehr

Für die Bundeswehr gelten seit ihrem Bestehen strenge Vorschrif-
ten für den Umgang mit und die Lagerung von Munition. Die 
Bundeswehr lagert sie fast ausschließlich in ortsfesten logistischen 
Einrichtungen. Das sind Einrichtungen des Logistikkommandos 
der Bundeswehr in Erfurt, das wiederum zum Kommando Streit-
kräftebasis in Bonn gehört. Zu diesen ortsfesten logistischen 
Einrichtungen gehören unter anderem die Munitionsversorgungs-
zentren sowie die Munitionslager. Das Logistikkommando verfügt 
über insgesamt vier dieser Munitionsversorgungszentren (Nord, 
Süd, Ost und West). Ihnen sind 16 Munitionslager zugeordnet 
und noch zusätzlich zwei Munitionsinstandsetzungspunkte beim 
Munitionsversorgungszentrum Nord.

Sicherheitsvorschriften auf Übungsplätzen

Auch auf den Truppen- und Standortübungsplätzen gelten strenge 
Sicherheitsvorschriften und Einschränkungen für die Nutzung 
der unterschiedlichen Munitionstypen. 
Auf den 121 deutschen Standortübungsplätzen wird grundsätzlich 
Handwaffenmunition (ohne Wirkladung) eingesetzt, nur in Aus-
nahmen Pyrotechnik. Eine erhöhte Brandgefährdung geht aus-
schließlich von der Pyrotechnik aus. Pyrotechnische Blindgänger 
und Versager werden nach Übungsende beseitigt. Dementspre-
chend ist eine Brandgefährdung nach Ende der Übung nicht zu 
erwarten. Der Einsatz von Pyrotechnik wird bei entsprechender 
Waldbrandstufe grundsätzlich untersagt. Eine Brandgefährdung 
auf Standortübungsplätzen durch Munition der Bundeswehr ist 
daher grundsätzlich als gering einzustufen. Die Betreiberpflichten 
liegen bei den zuständigen Standortältesten. Für den abwehren-
den Brandschutz ist wiederum die Gemeinde zuständig.  
Auf den 13 Truppenübungsplätzen der Bundeswehr in Deutschland 
werden Pyrotechnik und Munition mit Wirkladung eingesetzt. 
Sie enthalten Explosivstoffe, die bei der Umsetzung im Zielgebiet 

Entsorgung von chemischen Kampfstoffen und Rüstungsaltlasten in 
Munster am 30. Oktober 2013. Im Sprengofen werden chemische und 
konventionelle Munition sowie sonstige explosive Abfälle thermisch 
entsorgt. Was bleibt ist ungefährlicher Metallschrott. (Bild: Carl Schulze)
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grundsätzlich einen Brand auslösen können. Daher ist auf jedem 
Truppenübungsplatz eine Bundeswehr-Feuerwehr aufgestellt, 
die während des Schießbetriebes einsatzbereit in den zugewie-
senen Verfügungsräumen bereitsteht. Darüber hinaus ist die 
Freigabe von Munitionssorten an die jeweilige „Waldbrandge-
fahrenstufe“ und den jeweiligen „Graslandfeuerindex“ des DWD 
gekoppelt (z.B. keine Pyrotechnik bei erhöhter Waldbrandgefahr).    
Zusätzlich sind auf Übungsplätzen Feuerlöschbrunnen und  -teiche 
in der Nähe der Schießbahnen angelegt worden.  Um die Schieß-
bahnen wurden „Brandschutzstreifen“ eingerichtet, die vom 
zuständigen Bundeswehrdienstleistungszentrum (BwDLZ) bei-
spielsweise durch Umpflügen vom Bewuchs freigehalten werden. 
Das Ziel: Ein Vegetationsbrand auf Truppenübungsplätzen, aus-
gelöst durch Munition der Bundeswehr oder verbündeter Streit-
kräfte, bleibt auf eine festdefinierte Fläche der entsprechenden 
Schießbahn begrenzt. Die Wahrscheinlichkeit eines unkontrol-
lierten Vegetationsbrandes wird so deutlich reduziert.

Umgang mit Blindgängern

Munitionsreste und transportsichere Blindgänger der Bundeswehr 
werden grundsätzlich in die Zentrallogistik zurückgeliefert und 

hauptsächlich industriell entsorgt. Blindgänger, die nicht trans-
portsicher sind, werden durch die Truppenübungsplatz Komman-
dantur auf dem Platz vernichtet. Der hierbei anfallende Schrott 
wird über die BwDLZ der Verwertung zugeführt. 
Auch wenn auf den Truppenübungsplätzen die Zielgebiete regel-
mäßig beräumt werden, sind aber die Zielgebiete (z.B. der Artil-
lerie) mit Blindgängern belastet. Diese Zielgebiete liegen grund-
sätzlich in der Platzmitte und dürfen ohne fachkundiges Personal 
nicht betreten werden. Die gesperrten Flächen sind gekennzeich-
net, und auf die Lebensgefährdung wird hingewiesen. 

Soldaten zählen die verschossene Munition nach einem Schießen 
während der Übung „Blazing Leopard 2021“ am 16. November 2021. 
(Bild: Bundeswehr/PAO EFP)

Definitionen:

„Kampfmittel“: Die aus den Weltkriegen I und II resultie-
renden Gefahren durch Kampfmittel im Sinne von gewahr-
samslos gewordenen Gegenständen zur Kriegsführung 
unterliegen dem Polizei- und Ordnungsrecht und werden 
daher grundsätzlich nicht über das Altlastenprogramm der 
Bundeswehr bearbeitet. Besteht der Verdacht, dass durch 
Schadstoffaustritte aus Kampfmitteln Boden- und Grund-
wasserverunreinigungen verursacht wurden, werden diese 
Kontaminationen im Rahmen des Altlastenprogrammes 
der Bundeswehr untersucht.

„Rüstungsaltlasten“: Als Rüstungsaltlasten werden im 
Wesentlichen Altablagerungen und Altstandorte der Mili-
tärproduktion und des Militärbetriebs vor 1945 zusammen-
gefasst. Hierzu gehören Munitionslagerstätten, Produktions- 
und Verarbeitungsstandorte und Entschärfungs- und 
Delaborierstellen. Die Bearbeitung von Rüstungsaltlasten 
erfolgt über das Altlastenprogramm der Bundeswehr. 

Oberstleutnant Stephan-Thomas Klose 
Presse- und Informationszentrum KdoSKB
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Fahrzeugkontrolle (Bild: DJJV Polizei Bundesseminar 2022)

Gewalt gegen Einsatzkräfte der Polizei –  Entwicklung 
von Trainingsprogrammen zur professionellen 

 Entgegnung neuer Formen von Gewaltbereitschaft
Martina Piefke

I
nnerhalb der letzten 10 Jahre sind alarmierende Transfor­

mationen von Gewalt in den Gesellschaften Europas iden­

tifizierbar geworden. In Deutschland gehört dazu insbeson­

dere auch das von unterschiedlichen Gruppen ausgehende 

Gewaltpotenzial gegen PolizeibeamtInnen – aber auch gegen 

Einsatzkräfte der Rettungsdienste und der Feuerwehr sowie 

MitarbeiterInnen der Justiz und verschiedener Behörden. Schu­

lungsprogramme der von den vielfältigen Formen von gewalt­

samen Angriffen betroffenen Personenkreise zum professionel­

len Umgang mit den damit verbundenen Gefahren sind das 

Thema dieses Artikels. Die Bewältigung extremer Stresssitua­

tionen, die damit in einem engen Zusammenhang stehende 

Befähigung zur Deeskalation der Gewalthandlungen und der 

Schutz der eigenen Gesundheit sind Schlüsselaspekte erfolg­

versprechender Schulungsprogramme. Im Fokus stehen zunächst 

Trainingsprogramme für PolizeibeamtInnen. Sie bilden die Basis 

für anschließende Modifikationen der Ausbildungsprogramme 

für Zielgruppen in anderen Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben.

Einleitung – Aktuelle Lage

Im beruflichen Alltag der Polizeiarbeit und insbesondere in 
 Polizeieinsätzen, in denen es auf das strategische Handeln aller 
beteiligten PolizeibeamtInnen ankommt, bergen durch Stress 
hervorgerufene unüberlegte Verhaltensreaktionen unkalkulierbare 
Gefahren für die Einsatzkräfte und die in die Lage involvierten 
BürgerInnen. Der professionelle Umgang mit extremen Stresssi-
tuationen ist daher ein Schlüssel aspekt der erfolgreichen Arbeit 
von Führungs- und Einsatzkräften der Polizei und hat eine hohe 
sicherheitspolitische Relevanz. Darüber hinaus hat das Thema 
eine erhebliche gesundheits ökonomische Bedeutung, da stress-
bedingte Belastungsreaktionen nicht selten zur Berufsunfähigkeit 
von Einsatzkräften der Polizei führen können. Die Dringlichkeit 
der Entwicklung, Evaluation und Etablierung innovativer multi-
modaler Trainingsprogramme für PolizeibeamtInnen und darüber 

hinaus für MitarbeiterInnen weiterer Behörden und Organisati-
onen mit Sicherheitsaufgaben zur Optimierung der professionel-
len Bewältigung der neuartigen Formen gewaltsamer Angriffe 
liegt vor diesem Hintergrund auf der Hand.

Lageberichte des Bundeskriminalamts

Das Bundeskriminalamt (BKA) veröffentlicht jährlich Lagebilder 
mit verschiedenen Kriminalitätsstatistiken für Deutschland. Dazu 
gehört auch das Lagebild des BKA „Gewalt gegen Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivollzugsbeamte“. 2021 zeigt dieses Lage-
bild einen alarmierenden Anstieg von Gewalthandlungen gegen 
Einsatzkräfte seit 2012. Die Abbildung auf Seite 12 illustriert den 
Längsschnittverlauf von 2012-2021.

Polizeiliche Maßnahmen

Um Einsatzkräfte auf die vielfältigen gewaltsamen Angriffe pro-
fessionell vorzubereiten, sind Maßnahmen auf mehreren Ebenen 
erforderlich. Einige wurden bereits auch von der Polizei umgesetzt. 
Dazu gehören die Verbesserung der Schutzausstattung der Ein-
satzkräfte und die Optimierung einer vielfältigen Ausrüstung mit 
Einsatzmitteln zur Durchsetzung der staatlichen Gewalt als Grund-
lagen für eine professionelle und verhältnismäßige Bewältigung 
der durch Gewalttaten geprägten Einsatzsituationen. Parallel wird 
das Erfordernis betont, die gesellschaftspolitische Auseinander-
setzung mit der zunehmenden Gewaltbereitschaft in der Bevöl-
kerung gegenüber Einsatzkräften der Polizei zu intensivieren.
Auf der Ebene der Polizeiausbildung und-fortbildung stehen kon-
kret das Training in Kampfsportarten, der Umgang mit neuesten 
Waffensystemen sowie die Weiterentwicklung von Einsatztaktiken 
an der ersten Stelle der Notwendigkeiten, um der Gewaltbereit-
schaft gegen Einsatzkräfte der Polizei effizient und deeskalierend 
entgegenzuwirken. Im Hinblick auf die erfolgreiche Umsetzung 
von Einsatztaktiken sind nicht nur das Beherrschen von Kampfsport-
arten und vielfältigen Waffen erforderlich. Vielmehr kommen hier 
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auch kognitionswissenschaftliche Aspekte ins Spiel. Dazu gehören 

insbesondere ein effizientes Management extremer Stresssituati-

onen, die kognitive und emotionale Perspektivübernahme sowohl 

von Angreifern als auch von Kollegen und das flexible Anpassen 

von Einsatzplänen durch sekundenschnelle situationsbedingte 

Modifikationen. Um die kognitive Leistungsfähigkeit von Führungs- 

und Einsatzkräften unter extremer Stressbelastung auf einem 

hohen Niveau zu erhalten, ist deren Befähigung zu einem profes-

sionellen und effizienten Stressmanagement unabdingbar.

Seit 2006 findet das vom Bundesinnenministerium anerkannte 

und unterstützte Internationale Polizei Bundesseminar für Polizei, 

Justiz und Bundeswehr als dienstliche Fortbildungsveranstaltung 

für TrainerInnen in Uelzen statt. Das von der Polizei AG des 

Deutschen Ju-Jutsu Verbands e.V. (DJJV) organisierte  Bundesseminar 

integriert die vielfältigen Ebenen der Aus- und Fortbildung für 

Polizei, Justiz und Bundeswehr, die für eine professionelle Ent-

gegnung der neuen Formen der Gewalt gegen Einsatzkräfte erfor-

derlich sind. Nach zwei Jahren pandemiebedingter Pause konnte 

vom 19.-21.08.2022 das Polizei Bundesseminar bei der Bundes-

bereitschaftspolizei in Uelzen unter der Schirmherrschaft von 

Herrn Uwe Sieber, Präsident der Direktion Bundesbereitschafts-

polizei, und unter der sportlichen Leitung von Herrn Jörg Schmidt, 

Referent für Polizei und Behörden beim DJJV, stattfinden.

Inhalte der Trainingseinheiten und Schulungen waren u. a. Ver-

teidigung in der Nahdistanz, Maßnahmen bei Angriffen mit Klin-

gen- und Stumpfwaffen, Einsätze bei schlechten Sichtverhältnis-

sen in einer Bunkeranlage, Häuserkampf-Szenarien in der 

Virtuellen Realität, taktische und praktische Notfallhilfe, Stress-

management und Resilienz, Selbst- und Kameradenhilfe, Taktik 

der Fahrzeugkontrolle sowie das Erkennen und der Umgang mit 

Sprengfallen. Das Bundesseminar ist mit seinem multidimensi-

onalen Ansatz eine einzigartige Fortbildungsveranstaltung für 

Polizei, Justiz und Bundeswehr - und es ist eine professionelle 

Antwort auf die zunehmende Gewaltbereitschaft gegen Einsatz-

kräfte in der Bevölkerung.

Stress und Kognition

Neben den praktischen Trainingseinheiten wurde bei dem Polizei 

Bundesseminar auch die Relevanz eines professionellen Stress-

managements thematisiert und intensiv diskutiert. Es ist bekannt, 

dass Stress kognitive Leistungen beeinflusst. Im Falle von kurzen 

akuten Stressoren, die von dem betroffenen Individuum bewäl-

tigt werden, kann Stress durchaus kognitive Leistungen verbessern 

(z.B. Glienke und Piefke, 2016). Im Falle extremer Stressoren, die 

nicht bewältigt werden können, oder beim Auftreten von chro-

nischem Stress, kommt es schnell zu erheblichen Einbußen kog-

nitiver Leistungen (z.B. Glienke et al., 2017). Umgekehrt ist auch 

bekannt, dass kognitive Prozesse den Einfluss von Stress auf das 

Verhalten moderieren und negative Effekte extremer Stressoren 

minimieren oder ganz vermeiden können (z.B. Gilbertson et al., 

2006). Dieser Zusammenhang bildet die Grundlage für die Trai-

nierbarkeit eines erfolgreichen Stressmanagements. Die Unter-

scheidung zwischen dem Stressor, seiner Bewertung (Einschätzung 

der Situation durch das Individuum im Hinblick auf Gefahr und 

Handlungsmöglichkeiten) und der Stressreaktion (tatsächliche 

Handlungen sowie physiologische und mentale emotionale Stress-

reaktionen des Individuums) ist von zentraler Wichtigkeit.  Zwischen 

Sicherheit
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dem Auftreten des Stressors und der Stress reaktion liegen indi-
viduelle primäre und sekundäre Bewertungsprozesse. Bei der 
primären Bewertung geht es um die spontane Einschätzung des 
Individuums, ob ein Stressor eine Bedrohung oder eine Heraus-
forderung darstellt und ob durch ihn bereits ein Schaden ent-
standen ist. Bei der sekundären Bewertung geht es um die Ein-
schätzung eigener Möglichkeiten zur Bewältigung des Stressors. 
Ist das Ergebnis der sekundären Bewertung, dass das Individuum 
sich nicht in der Lage zur Bewältigung des Stressors sieht, können 
Panikreaktionen und Verhaltensweisen auftreten, die zur Eska-
lation der Situation führen. Dies ist im privaten und beruflichen 
Alltag jedes Menschen eher kontraproduktiv. Im Polizeieinsatz, 
in dem es auf das überlegte Handeln aller beteiligten Einsatzkräfte 
ankommt, bergen solche Verhaltensreaktionen jedoch unkalku-
lierbare Gefahren für die Einsatzkräfte selbst und die in die Lage 
involvierten Zivilisten.

Multimodales Stresstraining

In diesem Artikel kann ein Konzept für ein multimodales Stress-
training für PolizeibeamtInnen nur kurz umrissen werden. Eine 
ausführliche Beschreibung des Konzepts findet sich in der 2022 
erschienenen Neuauflage des Handbuchs Polizeimanagement in 
dem Kapitel von Piefke (2022). Das Konzept baut auf dem Ansatz 
von Kaluza (2018) auf und erweitert ihn um neuropsychologische 
Elemente. Der multimodale Ansatz umfasst
• instrumentelle, regenerative und kognitive Dimensionen des 

Stressmanagements
• neuropsychologische Trainingsinterventionen, durch die 

individuelle kognitive Stärken für die Stressbewältigung 
optimiert werden können.

Zum instrumentellen Stressmanagement gehören das Setzen von 
Prioritäten und von Grenzen sowie eine strukturierte Zeitplanung. 
Strategien des kognitiven Stressmanagements sind u.a. die 
 Realitätstestung und Konkretisierung, die Orientierung auf eigene 
Stärken und Erfolge sowie auf positive Konsequenzen, die Ent-
katastrophisierung, Relativierung und die Distanzierung im Sinne 
einer realistischen Betrachtung. Das regenerative Stressmanage-
ment beinhaltet das Abreagieren und Entspannen durch körper-
liche Aktivität und durch Freizeitaktivitäten. In neuropsychologi-

schen Trainingsinterventionen werden kognitive Basisfunktionen 
wie das Planen, die Interferenzkontrolle, Aufmerksamkeitsleis-
tungen, das Arbeitsgedächtnis und die soziale Kognition (z.B. 
Interpretation der Mimik und Körperhaltung von Angreifern, 
Übernahme der Perspektive anderer Personen) optimiert zur 
Unterstützung und Erweiterung des kognitiven Stressmanagements. 
Einen systematischen  Überblick über das multimodale Trainings-
konzept gibt die Abbildung auf Seite 13.
Dieser präventive Ansatz kann PolizistInnen zum einen das Hand-
werkszeug für den Aufbau einer stabilen Stressresilienz verfügbar 
machen. Zum anderen vermittelt er ihnen kognitive Handlungs-
strategien für die optimale Umsetzung einer Einsatztaktik unter 
extremen Stressbedingungen. Das multimodale Stresstraining 
unterstützt und stabilisiert daher den professionellen Umgang 
mit extremen Stresssituationen in der Polizeiarbeit. 

Schlussbemerkungen

Das Internationale Polizei Bundesseminar für Polizei, Justiz und 
Bundeswehr, das jährlich bei der Bundesbereitschaftspolizei in 
Uelzen stattfindet, macht mit seiner Integration aus praktischen 
Trainingseinheiten zum Nahkampf, Einsatz von Waffen, zur Fest-
nahme und Eigensicherung, zu Kampfsporttechniken und kog-
nitiven Strategien der Einsatztaktik und des Stressmanagements 
professionelle Werkezuge zur erfolgreichen Begegnung der zuneh-

Sicherheit

Gegenseitige Sicherung (Bild: DJJV Polizei Bundesseminar 2022)

* Die Angaben ab Berichtsjahr 2019 enthalten erstmalig auch Zahlen zum 
Schlüssel 232100 „Freiheitsberaubung“ mit zwei (2019), vier (2020) und 
zwölf (2021) Fällen. Aufgrund der Umsetzungen der mit dem „52. Gesetz 
zur Änderung des Strafgesetzbuches – Stärkung des Schutzes von 
Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften“ geändert und neu 
eingeführten Straftatsbestände im PKS-Straftatenkatalog ab 2018 ist die 
Vergleichbarkeit der Zahlen mit den Vorjahren eingeschränkt.

Der Anstieg seit 2012 liegt bei der Anzahl der Gewalttaten gegen PVB bei 
+22,5 %, bei der Anzahl der als Opfer erfassten PVB mit +48,4 % sogar 
deutlich höher.

Quelle: Bundeslagebild des BKA „Gewalt gegen 
 Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte 2021“
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Shake it off – Entwicklung und Herstellung  
einer Molotowcocktailschutzbekleidung  

für die Bereitschaftspolizei
Rahel Krause, Justin Kühn, Thomas Gries, Maren Gültner, Yvette Dietzel

I
n den letzten Jahren ist die Gewaltbereitschaft der Bevöl­
kerung enorm gewachsen, wobei zunehmend Polizei­ und 
Feuerwehrkräfte betroffen sind. Die Anschläge werden meist 

von politischen Extremisten verübt, die zunehmend Molotow­
cocktails einsetzen. Ein Molotowcocktail ist eine Bombe aus Öl 
und Benzin sowie einigen hochviskosen und klebrigen Zusätzen 
(z. B. Kaffeesatz). Kommt das Gemisch mit Sauerstoff in Kontakt, 
explodiert der Molotowcocktail. Es entstehen Flammen und es 
entwickeln sich kurzzeitig Temperaturen von 800°C bis 2000°C. 
Dies bedeutet, dass die Temperaturbelastung für kurze Zeit 
höher ist als bei Feuerwehrleuten in Brandeinsätzen. 

Bei einer Straßenprotestaktion im Mai 2020 wurde eine Gruppe 
von PolizeibeamtInnen mit einem Molotowcocktail angegriffen. 
Ebenfalls im Mai und im darauf folgenden Monat fanden mehrere 
Angriffe auf deutsche Polizeipräsidien statt. Ganz aktuell sind die 
Angriffe auf die Polizei bei den Demonstrationen in Lüzerath im 
Januar 2023. Dort haben Klima-Aktivisten die BeamtInnen mit 
Molotow cocktails beworfen. 

Um den Umgang mit Brandsätzen und Pyrotechnik zu trainieren, 
bietet beispielsweise die Polizei in Nordrhein-Westfalen spezielle 
Trainingsmaßnahmen an. Hier nehmen PolizeibeamtInnen an 
realistischen Übungen teil, die sie auf Situationen wie den G20-Gip-
fel in Hamburg, die Eröffnung der Europäischen Zentralbank in 
Frankfurt oder Fußballspiele vorbereiten. Im Rahmen dieser 
Übungen lernen die BeamtInnen u.a. spezielle Einsatztaktiken 
für das Löschen von Bränden mit Personen und die Sicherung 
von pyrotechnischen Gegenständen. PolizistInnen tragen spezielle 
Schutzschilde und Helme, um sich u.a. vor Flammen und Hitze 
zu schützen. 
Die Körperschutzausstattung (KSA) für Polizeieinsatzkräfte muss 
eine Vielzahl von Anforderungen erfüllen, wie z. B. Schutz vor 
Stößen oder vor Hitze und Flammen. Die derzeitige KSA der 
PolizistInnen schützt nicht vor Molotowcocktail-Angriffen, da sie 
schrumpft und durch die entstehende Hitze zerstört wird. Das 
Material, aus dem die Schutzkleidung gefertigt ist, ist hier beson-
ders entscheidend. Es muss leicht waschbar und neben der 
Hitzebeständigkeit auch wasserabweisend sein. Außerdem müs-
sen Kohlenwasserstoffe wie Öl, Benzin oder Diesel abfließen 
können. 
Um ein solches Material zu entwickeln, wurde das Projekt „Molo-
towcocktailschutz – Schutzkleidungsmaterial für Einsatzkräfte“ 
durchgeführt. Das IGF-Vorhaben 20599 BG der Forschungsverei-
nigungen Forschungskuratorium Textil e.V. wurde über die AiF 
im Rahmen des Programms zur Förderung der Industriellen 
Gemeinschaftsforschung (IGF) vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) aufgrund eines Beschlusses des 
Deutschen Bundestages gefördert. Es wurde vom Sächsischen 
Textilforschungsinstitut e. V. (STFI), Sachsen und dem Institut für 
Textiltechnik der RWTH Aachen (ITA), Aachen durchgeführt. In 
mehreren Arbeitsschritten wurden geeignete Mischgarne und 
Gewebebindungen sowie textile Ausrüstungen entwickelt und 
getestet. Anschließend können Empfehlungen zu technologischen, 
aber auch produktbezogenen Aspekten der Schutzausrüstung 
für Polizeieinsatzkräfte gegeben werden. 

Konfektionierter Einsatzoverall, links: Gewebe 12009 aus der Technora 
Mischung, rechts:  Gewebe 12009 aus der Pyrotex Mischung  
(Bild: Sächsisches Textilforschungsinstitut e.V. (STFI))

Polizeikräfte mit Schutzschild und Helmen (Bild: Moubax, A.  
www.canva.com/photos/MADyQ6zNyHo-three-firemen-standing-near-trees)

Sicherheit
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 Panamagewebe, 3/1-Köpergewebe und ein Spezialgewebe. Auf 
Basis der Ergebnisse von Luftdurchlässigkeit und Weiterreißfes-
tigkeit wurden drei neue Gewebe („Ineinandergefügter Rips“, 
„Zusammensetzung aus Rips, Panama und Leinwand“ und 
„Durch brochener Köper“) entwickelt. Um den Einfluss der Bin-
dung auf die Gewebeeigenschaften unabhängig vom Material 
zu bewerten, wurden diese drei Bindungen aus m-Aramidgarnen 
gewebt. Nach Durchführung und Auswertung der Versuche zur 
Luftdurchlässigkeit und Weiterreißfestigkeit der neuen Gewebe 
wurden zwei weitere entwickelt, das Gewebe 12009 (eine spe-
zielle Form von Köper) und das Gewebe 12013 (Mikro-Ripstop), 
siehe Tabelle 2. 

Beide Gewebe wurden mit der endgültigen Fasermischung  
(50% Technora®, 20% PBI, 28% m-Aramid (1,7 dtex), 2% antista-
tisch (Beltron® Typ 931)) hergestellt und auf ihre Eigenschaften 
geprüft. Beide Bindungen wurden mit einer Kettdichte von  
32 Fd/cm und einer Schussdichte von 23 Fd/cm ausgewebt. Die 
relevanten technischen Daten können der nachfolgenden Tabelle 
3 entnommen werden.

Beide Gewebe erzielen die technischen Vorgaben der Polizei aus 
Sachsen und NRW. Es ist zu erkennen, dass die Bindung 12009 
mit 262 l/m2/s eine höhere Luftdurchlässigkeit als die Bindung 
12013 erzielt hat. Dies hängt vor allem mit der höheren Anzahl an 
Flottierungen zusammen. Da insbesondere die Luftdurchlässigkeit 
für den Tragekomfort relevant ist, wird sich für die Veredlung und 
Konfektionierung der KSA für die Bindung 12009 entschieden.

Entwicklung einer textilen Ausrüstung

Gemeinsam mit Chemikalienherstellern wurde eine Auswahl 
möglicher Ausrüstungen untersucht. Wasser-, öl- und schmutz-
abweisende Eigenschaften sowie eine ausgezeichnete Waschbe-
ständigkeit und Dauerhaftigkeit spielten eine wichtige Rolle. Die 
ausgewählten Ausrüstungen wurden zunächst als Vollbadimprä-
gnierung im Foulardverfahren aufgebracht und anschließend 
auskondensiert. In einer weiteren Untersuchung wurden verschie-
dene Polysiloxanbeschichtungen mit einer oleophoben Ausrüstung 
kombiniert, um das Anhaften von brennbaren Substanzen zu 
verhindern. Alle Funktionsmuster wurden hinsichtlich des Brenn-
tests nach DIN EN ISO 15025 sowie des 3M Wasser/Alkohol-Tropf-
tests und des Öltests nach AATCC 118:2013-00 untersucht und 
bewertet. Diese Tests wurden sowohl im ungewaschenen als auch 
im gewaschenen Zustand der Proben durchgeführt. Daher wurden 
alle Proben dem Waschtest im nicht-kommerziellen Wasch- und 
Trocknungsverfahren nach DIN EN ISO 6330 unterzogen. Die 
Proben wurden 5-mal bei 60 °C im 6N + F-Verfahren gewaschen 
(einschließlich Trocknung) und anschließend geprüft. 
Die entwickelte Ausrüstung soll waschbeständig und hydrophob 
sein, im 3M Wasser/Alkohol-Tropfentest die höchste Note 10 und 
im Öltest die Note 5 erreichen. Die Untersuchung der beschich-
teten Funktionsmuster hat gezeigt, dass alle Ausrüstungen im 
ungewaschenen Zustand die Note 10 erreichen. Im gewaschenen 
Zustand erreichte eine favorisierte Ausrüstung auf Basis von C6 
ebenfalls die Note 10 im 3M Wasser/Alkohol-Tropftest. 
Beim Öltest nach AATCC 118:2013 fielen die Ergebnisse sehr unter-
schiedlich aus. Im Ausgangszustand (ungewaschen) zeigten die 
Funktionsmuster auf Basis der C8-Chemie eine Note von 4,5-6,5. 
Ausführungen auf Basis der C6-Chemie erreichten im besten Fall 
eine Note von 4,5-5,5. Im gewaschenen Zustand verloren die 
Veredelungen je nach Substrat 1-3 Notenpunkte. Nach einer Anpas-
sung hinsichtlich Konzentration und Fixierung überzeugten die 
Ausrüstung Tubiguard 30 F und die Kombination aus Streichbe-
schichtung Tubicoat SI 663 und Tubiguard 30 F. Die Kombination 
konnte vor allem beim Verhindern der Durchdringung der Test-
flüssigkeiten punkten. Daher wurde sich nach weiteren Experten-
gesprächen für diese zweistufige Ausrüstung entschieden. Im 
ersten Schritt werden die Gewebe mittels Streichbeschichtung 
mit Tubicoat SI 663 veredelt. Im zweiten Schritt wurden die Gewebe 
mit Tubiguard 30 F mit Hilfe eines Foulards ausgerüstet.

Entwicklung einer angepassten Prüfmethode 
zur Testung der Molotowcocktail­Schutz­
anzüge
Zusätzlich wurde eine Prüfmethode, die das Brennverhalten von 
Geweben für Schutzanzüge bestimmt, entwickelt. Dabei wird der 
Einfluss der eingesetzten Brennstoffmenge, des Eindring- bzw. 
Haftvermögens des Brennstoffs sowie des Brennstoffgemisches 
berücksichtigt. Außerdem werden zusätzlich anhaftende Stoffe 
und Brandbeschleuniger berücksichtigt sowie Brenndauer und 
Schädigung bewertet. Zur Entwicklung wurden die so genannten 
„technischen Leistungsbeschreibungen von Körperschutzausrüs-
tung“ der Polizeirichtlinie des Landes Nordrhein-Westfalen (NRW) 
und die „TNO – W 9999 – Molotov cocktail test“ herangezogen. 
Für die Prüfungen werden, nach DIN EN ISO 6530 „Schutz gegen 
flüssige Chemikalien“, die anhaftenden Stoffe und Brandbeschleu-
niger in einer Wanne auf das Textil aufgebracht. Es werden das 
Gewicht der Probe vorher und nachher (Absorptionsindex) sowie 

Bindung 12009  
Köper Sonderform

12013  
Mikroripstop

Patrone

3D- 
Darstellung

Mikros-
kopie

Tabelle 2: Optimierte Gewebebindungen

B
in

d
u
n
g

H
öc

h
st

zu
gk

ra
ft

 
[N

/5
cm

]

D
eh

n
u
n
g 

[%
]

Lu
ft

d
u
rc

h
- 

lä
ss

ig
ke

it
 [

l/
m

2/
s]

Sc
h
eu

er
to

u
re

n
 E

N
 

IS
O

 1
29

47

Pi
lli

n
g 

EN
 I
SO

 
12

9
45

-2
 n

ac
h
 2

0
0
0
 

To
u
re

n

Fl
äc

h
en

 ge
w

ic
h
t 

 
[g

/m
2]

 

12009 2047 10,9 262 >50.000 4 234,7

12013 2148 9,6 160 >50.000 5 228,1

Tabelle 3: Technische Daten der Bindungen 12009 und 12013
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die Abflussmenge (Rejektionsindex) ermittelt. Darüber hinaus 

wird die Penetration (Penetrationsindex) des Brandbeschleunigers 

geprüft. Der Penetrationsindex gibt Aufschluss über die effektive 

Brennstoffmenge, die Abstoßungsfähigkeit der Geräte- und die 

Materialkombination. Anschließend wird ein Brennversuch nach 

DIN EN ISO 15025 mit 10 s Oberflächenzündung durchgeführt 

und die Brenndauer ermittelt. Als Brandbeschleuniger werden 

Chemikalien wie Heizöl, Benzin und Isooktan verwendet und 

später mit anhaftenden Stoffen wie Kaffee und Leim kombiniert.

Die Brennversuche haben gezeigt, dass sich lediglich Heizöl für 

den Einsatz als Brandbeschleuniger eignet. Heizöl führte zu Nach-

brennzeiten von 10-11 s. Die Zugabe von Kaffeesatz bewirkt, dass 

das Gemisch länger brennt. In diesem Fall brennt der Kaffee bis 

zum Ende und glimmt teilweise ab. Die Heizöl-Kaffee-Mischung 

von 10 ml/1 g erreicht Nachbrennzeiten von bis zu 41 s und 

Nachglimmzeiten von 19 s. 

Weitere Versuche haben gezeigt, dass durch eine Erhöhung der 

organischen Bestandteile (Kaffee oder Leim) die Brenndauer noch 

stark gesteigert werden kann. Diese Erhöhung wirkt sich jedoch 

negativ auf die Reproduzierbarkeit des Tests aus. Daher wurden 

für das entworfene Verfahren die folgenden Substanzen verwendet:

a) 10 ml Heizöl und 

b) eine Heizöl-Kaffee-Mischung aus 10 ml Heizöl und 1 g Kaffeesatz

Mit diesen Substanzen wurden die Funktionsmuster roh, im 

veredelten Zustand sowie gewaschen und ungewaschen getestet. 

Es zeigte sich, dass die Veredelung das Penetrationsvermögen 

sowie das Absorptionsvermögen stark reduziert. Je geringer das 

Penetrations- und Absorptionsvermögen, desto kürzer sind die 

Nachverbrennzeiten. Mit der entwickelten Beschichtungskombi-

nation ist es gelungen, ein Abfließen des anhaftenden Brandbe-

schleunigers aus Kaffee und Heizöl während des Brennvorgangs 

zu erreichen. Gut verarbeitete Substrate können trotz Brandbe-

schleuniger innerhalb von 2 s Nachbrennzeit erlöschen.

Zusammenfassung und Fazit

Es wurden zwei Ringgarne mit einer Technora und Pyrotex mischung 

entwickelt. Aus beiden Garnen wurde anschließend ein Gewebe 

hergestellt. Für die Herstellung des Gewebes und der anschlie-

ßenden Ausrüstung und Konfektion wurde sich aufgrund der 

besseren Luftdurchlässigkeit für die Bindung 12009 entschieden. 

Zur Ausrüstung des Gewebes wurde ein zweistufiges Verfahren 

gewählt. Im ersten Schritt wurden die Gewebe mittels Streich-

beschichtung mit Tubicoat SI 663 veredelt. Im zweiten Schritt 

wurden die Gewebe mit Tubiguard 30 F mit einem Foulard aus-

gerüstet. Anschließend erfolgte die Konfektion der KSA. 

Beide Overalls eignen sich voraussichtlich für den Einsatz. Um 

eine endgültige Bewertung geben zu können, erfolgen zum 

Abschluss des Projekts u.a. Tragekomfortversuche sowie Prüfun-

gen der „Molotowcocktailbeständigkeit“ mit Hilfe des modifi-

zierten Prüfverfahrens. 

Literatur bei Verfasser.
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Herausforderungen der Polizeibehörden  
und deren zukünftige Implikationen

Stephan Ursuleac

D
ie digitale Transformation bietet Chancen, stellt die 
Gesellschaft und die Sicherheitsbehörden jedoch gleich­
zeitig vor enorme Herausforderungen. Sie verändert 

die Kriminalitätsformen der analogen Welt und beeinflusst 
immer stärker die operative und strategische Arbeit der Polizei. 
Über Jahrzehnte in der analogen Welt erprobte Prozesse und 
Strukturen kommen immer stärker an ihre Grenzen oder errei­
chen ihre Obsoleszenz. Der technologische Wandel vollzieht 
sich zudem in immer schnelleren Zyklen und erfordert oft neue 
Ansätze, Plattformen und Lösungen. Das polizeiliche Gegenüber 
agiert zunehmend technologisch versierter, agiler, arbeitsteiliger 
und internationaler. Sicherheitsbehörden müssen sich diesen 
Gegebenheiten flexibel anpassen, um Schritt halten zu können. 
Dies benötigt eine strukturierte Vorausschau gegenüber neuen 
Trends und Technologien sowie aktive Hinterfragung aktueller 
Strukturen und die Fähigkeit, Erkenntnisse schnell und flexibel 
umzusetzen. Das gelingt nur im gemeinsamen Schulterschluss 
zwischen Behörden, Wirtschaft und Wissenschaft und der Eta­
blierung eines digitalen Mindsets.

Dabei ergeben sich für die aktuelle Arbeit der Polizei vier zentrale 
Herausforderungen: 
Der Umgang mit immer größeren Datenmengen, Datenschutz, die 
Abwägung von Einzel- vs. Verbundlösungen, New Work im Rahmen 
der Polizeiarbeit. Diese aktuellen Herausforderungen erweitern 
sich in Wechselwirkung mit zukünftigen Trends, deren Ansätze 
sich bereits in der Gegenwart abzeichnen. Zu diesen zählen eine 
sich verändernde Mobilität, die weitere Globalisierung des Ver-
brechens, die zunehmende Konnektivität durch eine digitale Gesell-
schaft, neue Anforderungen an das Human Capital sowie sich 
erweiternde Bedürfnisse und Möglichkeiten der New Work.

Immer größere Datenmengen  
und  zunehmende Konnektivität

Weltweit beträgt das Datenvolumen etwa 64,2 Zettabyte. 2025 
werden es laut Europäischer Kommission bereits 175 Zettabyte 
sein. Durch das Internet der Dinge werden immer mehr Geräte 
miteinander verbunden, was die Datenmengen stetig erhöht. 
Bereits heute sind weltweit ca. 40 Milliarden Geräte vernetzt. 
Das Verarbeiten großer Datenmengen ist bereits heute eine große 
Herausforderung für die Sicherheitsbehörden, da der Großteil 
der Daten unstrukturiert ist. Durch den weiteren Anstieg an Sen-
soren, mobilen Endgeräten (Smartphones, Tablets etc.) sowie 
den steigenden Kapazitäten auf Speichermedien, wird diese 
Herausforderung immer größer. Hinzu kommt, dass sich Krimi-
nalitätsphänomene immer weiter in den digitalen Raum verlagern 
und Sicherheitsbehörden stärker mit Daten in digitaler Form 
konfrontiert sind. Die steigende Konnektivität kann der Polizei 
jedoch auch nutzen: Informationen werden schneller und effizi-
enter erhältlich. Durch die Verbindung verschiedener Arten von 
Sensoren, die Daten in Echtzeit liefern, kann die Polizei ein bes-
seres Lagebild erreichen. Auch die Verarbeitung von Informatio-
nen und die Kommunikation zwischen den Behörden wird schnel-
ler, was für Einsätze und Ermittlungen von Vorteil ist. Dies 
erfordert jedoch den Aufbau von weiteren Behördenkompetenzen, 
u. a. in der digitalen Forensik, der Open Source Intelligence 
(OSINT) und der Analyse von Big Data. Es stellen sich technische 
Fragen nach Speicherkapazitäten, Rechenkapazitäten sowie 
geeigneter Software zur Auswertung dieser Daten. Die schiere 
Menge an Daten bringt infrastrukturelle Herausforderungen mit 
sich, welche nicht mit herkömmlichen Datenträgern abgefangen 
werden können. Zusätzliche Kapazitäten schaffen Rechenzentren 
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(RZ). Dabei verlieren ortsgebundene RZ, sogenannte »On Premise« 
Rechenzentren gegenüber Cloudbereitstellungsmodellen zuneh-
mend an Bedeutung. Vor dem Hintergrund einer länderübergrei-
fenden digitalen Kriminalität und einer immer höheren Daten-
menge besteht der Bedarf, ortsungebundene, offene und 
VS-gebundene Daten abrufen zu können. Eine Vernetzung soll 
Schnelligkeit schaffen und Redundanzen verhindern. 
Die Infrastruktur muss gleichzeitig mit einem aktiven Wissens-
managementsystem ausgestattet sein. Die eingesetzte Software 
sollte daher große Datensätze strukturiert und nutzerfreundlich 
bearbeiten können. Dort entstehende Datenräume sind auf 
gemeinsamen Standards (oder Werten, Technologien, Schnitt-
stellen) aufzubauen, was die Transaktion von Daten erlaubt und 
befördert. Die Software stellt somit nicht nur ein Datenhaus zur 
Verfügung, sondern auch die Voraussetzung für die sinnvolle 
Nutzung von mobilen Kommunikationstechnologien (z. B. 
Edge-Computing). Solche komplexen Systeme lassen sich kaum 
in Eigenentwicklungen lösen oder gar betreiben. Da Software 
komplex ist (z. B. aufgrund mehrerer zehntausend Zeilen Pro-
grammiercode), lässt sie sich nicht mehr vollständig testen. Ver-
änderungen am Code, um z. B. im operativen Betrieb erkannte 
Fehler der Software auszugleichen, können neue Fehler generie-
ren. Daher bedarf es einer ständigen Arbeit an und mit der Soft-
ware. Vor allem hinsichtlich geeigneter Software sollte ein eige-
nes Ökosystem aus Sicherheitsbehörden, Wirtschaft und 
Wissenschaft entstehen, um Zugang zu zukunftsfähigen Lösungen 
zu erhalten. Dies fördert die digitale Souveränität. Diese strebt 
nicht nach Autarkie. Es gilt die Wahl zu haben, zwischen eigenen 
Optionen und denen von vertrauensvollen (auch internationalen) 
PartnerInnen. 
Konnektivität wird auch die New Work der Polizeiarbeit beein-
flussen. Dabei geht es nicht nur um Konzepte des mobilen Arbei-
tens, da diese oftmals gar nicht realisierbar sind. Stattdessen ist 
es ein Mindset zum Paradigmenwechsel. New Work umfasst die 
Fähigkeit, neue Organisationsstrukturen umzusetzen, in denen 
Mitarbeitende sich, gemäß ihren Fähigkeiten, entfalten. Sie ist 
demnach zunächst »New Leadership«. Führungskräfte entwickeln 
bestmögliche Rahmenbedingungen und motivieren Mitarbeitende, 

damit diese ihr volles Potenzial entfalten können. Dazu benötigen 
Führungskräfte auch Wissen um neue Technologien. Auch im 
operativen Dienst kann New Work zukünftig administrative 
 Prozesse vereinfachen und beschleunigen. So könnte ein Strei-
fenwagen durch digitale Lösungen nach einer Festnahme die 
vorhandenen Daten (z. B. durch Bodycams, Umgebungssensoren 
und Daten etc.) nutzen, um Einsatzberichte vorzubereiten. Poli-
zeibehörden könnten noch während der Fahrt als „People in the 
Loop“ die aufbereiteten Berichte freigeben und weitere Maßnah-
men einleiten, anstatt später mehrere Stunden bürokratische 
Tätigkeiten auszuführen.

Polizei der Zukunft sollte sich auf Techno­
logie, Datenanalyse und die Interaktion  
mit dem Menschen konzentrieren
Trends wie die Themengebiete einer neuen Mobilität und Smart 
Cities sowie die New Work für die Arbeit der Polizeibehörden 
müssen zukünftig berücksichtigt werden. Im Zuge der steigenden 
Konnektivität kommt es in den Städten und Gemeinden der 
Zukunft zu einer vernetzten Interaktion zwischen Infrastruktur, 
Sicherheitsbehörden und BürgerInnen. Polizeibehörden werden 
sich bei der zukünftigen Mobilität durch autonom fahrende Ver-
kehrsmittel, Drohnen und Flugtaxis und einer gesteigerten Anzahl 
an Sensoren und Kameras mit einer smarten  Verkehrs- und Ein-
satzführung befassen müssen. Dies geht über „Grüne Wellen“ 
bei Ampelsystemen hinaus. Vielmehr geht es um ein aktuelles 
Lagebild, bei dem Einsatzkräfte gezielt in Notsituationen gelenkt 
werden. Außerdem können die durch die Smart Cities vorhan-
denen, öffentlichen Informationen zur Verfolgung von Tatverdäch-
tigen genutzt werden. Drohnen, Sensoren oder Maschinen wie 
der Roboterhund SPOT könnten zur Überwachung von Räumen, 
z. B. kritischer Infrastrukturen eingesetzt werden. Diese technischen 
Hilfsmittel können dorthin gelangen, wo es für menschliche 
Einsatzkräfte zu gefährlich ist oder Such- und Rettungsaktionen 
unterstützen. Auch die Präsenz im öffentlichen Raum ließe sich 
damit steigern. Dazu wird auch der Einsatz von KI-Systemen eine 
Rolle spielen, um die Masse an Daten auszuwerten, Bedienstete 
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zu entlasten und Informationen zu verbinden. Dies ist selbstver-
ständlich mit einer ethischen Debatte verbunden. Ziel sollte nicht 
die Schaffung eines Überwachungsstaates sein, sondern die 
Förderung effektiver und effizienter Sicherheitsbehörden. Dies 
kann neue personelle Kapazitäten freisetzen, um Polizeiarbeit 
verstärkt auf die Gemeinschaft zu fokussieren. Die menschliche 
Interaktion mit lokalen gemeinschaftlichen Stakeholdern kann 
die Ursache von Kriminalität, z. B. in sozialen Brennpunkten 
stärker angehen, Vertrauen schaffen und Sicherheitsprobleme 
gezielter adressieren. 
Die Grundlage für die Entwicklung von KI-Lösungen bietet der 
AI-Act auf EU-Ebene. Dieser enthält jedoch im derzeitigen Entwurf 
einen fatalen Konstruktionsfehler. So werden u. a. Klagemöglich-
keiten gegen KI-Anwendungen sehr leicht zugänglich gestaltet 
und gleichzeitig Haftungskriterien für Anwendende von KI nicht 
spezifiziert. Dies führt zu rechtlichen Unsicherheiten und man-
gelnder Risikoabschätzung, was die Entwicklung von KI-Systemen 
in Europa erheblich einschränken könnte – trotz vorhandener 
Ausnahmetatbestände für KI-Anwendungen in Sicherheitsbe hörden. 
All diese Prozesse haben große Anforderungen an die Aspekte 
Datenschutz und Informationssicherheit, die an anderer Stelle 
weiter vertieft werden können.
Die Sicherheitsbehörden müssen befähigt sein auf Augenhöhe 
mit ihren PartnerInnen zu agieren. Dies erfordert ein neues Human 
Capital, bzw. eine erweiterte Ausbildung. Dabei ist der Erwerb 
eines Grundlagenverständnisses der IT für alle Bediensteten ver-
pflichtend, um technische Zusammenhänge und Funktionsweisen 
nachvollziehen zu können. Dadurch werden Mitarbeitende befä-
higt, den steigenden Anforderungen durch die digitale Trans-
formation zu begegnen. Dieses neue Human Capital umfasst 
dann – neben den vorhandenen Aspekten im Umgang mit Men-
schen – interkulturelle Kompetenz, das Wissen über rechtliche 
Fragen und ein technisches Verständnis für die verschiedenen 
Ausrüstungen und Systeme. 
Die Notwendigkeit, über diese Aspekte nachzudenken, ergibt 
sich vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der 
zunehmenden Internationalisierung des Verbrechens.

Globalisierung des Verbrechens erfordert 
verstärkte Zusammenarbeit der Sicherheits-
behörden
Die Globalisierung ermöglicht es dem Verbrechen über Grenzen 
hinweg zu operieren, wodurch sich eine Aufklärung erschwert. 
Tatbestände wie Geldwäsche, Menschenhandel, Terrorismus und 
Drogenhandel sind in den letzten Jahren zu einer globalen Her-
ausforderung mit lokalen Implikationen geworden. Auch Cyber-
kriminalität und die Verbreitung von Falschinformationen im 
Internet haben zugenommen und werden aufgrund der steigen-
den Konnektivität weiter zunehmen. Allein 2022 waren laut einer 
Bitkom-Studie neun von zehn Unternehmen in Deutschland direkt 
oder indirekt von Cyberkriminalität betroffen. Der Schaden betrug 
über 200 Milliarden Euro. Die Verantwortlichen kommen meist 
aus dem Ausland. Um auf diese neuen Herausforderungen effek-
tiv zu reagieren, bedarf es einer stärkeren Vernetzung der natio-
nalen und internationalen Sicherheitsbehörden und der Zu - 
sammenarbeit mit der Wirtschaft und Gesellschaft zur Infor-
mationssicherheit. Dazu benötigen die Sicherheitsbehörden auch 
den bereits genannten Zugriff auf Expertise aus ihrem Ökosystem 
mit Wirtschaft und Wissenschaft.

Die Organisation der Polizei ist gemäß den föderalen Strukturen 
jedoch Ländersache. Die Erfahrungen der Länder zeigen, dass 
ein einheitliches Vorgehen herausfordernd ist. Dabei spielen 
Souveränitätsvorbehalte sowie wirtschaftspolitische Überlegun-
gen eine Rolle. Es gilt zu klären, welche eigenen Fähigkeiten die 
Sicherheitsbehörden haben, um z. B. allein Innovationen zu ent-
wickeln bzw. diese umzusetzen. Im Gegenzug ist abzuschätzen, 
wie agil ein gemeinsamer Verbund agieren kann. Entscheidend 
für diese Wahl, bzw. die Notwendigkeit zwischen Verbund und 
Einzellösungen sind die Faktoren: Innovationsfähigkeit, Budget, 
Politik und rechtliche Aspekte der einzelnen Länder. 
Die aufgezeigten Herausforderungen der Polizei und zukünftige 
Implikationen durch die digitale Transformation erfordern 
zunehmend eine Zusammenarbeit der Betroffenen. Nur so kann 
es uns gelingen, öffentliche Sicherheit smart, vernetzt und an 
den Bedürfnissen der Gemeinschaft auszurichten und aktiv zu 
gestalten. 

Oberstleutnant d.R. Stephan Ursuleac
Bitkom e. V.
Referent Verteidigung & Öffentliche Sicherheit 
E-Mail: s.ursuleac@bitkom.org
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Terrorismus und Amokläufe – ein  

(un-)kalkulierbares Risiko
Dominik Heytens, Billy Fischer

E
rfurt, Winnenden und Littleton. Fast jeder assoziiert 

diese Orte aus seiner Erinnerung heraus mit einem 

schweren Amoklauf. Sprechen wir vom Thema Terror, 

sind es Berlin, Paris oder Hanau. 

Glücklicherweise sind Amok- und Terrorlagen nicht alltäglich 
und gehören zu den seltensten Ereignissen. Dennoch bescheinigt 
das Institute for Economics & Peace Deutschland in seinem jähr-
lich erscheinenden Global Terrorism Index mit Rang 33 eine 
mittlere Gefährdung. Zum Vergleich: Israel liegt auf Rang 30. Im 
Jahr 2014 war Deutschland mit Platz 83 noch im oberen Bereich 
und galt damit als sicherer. Daraus lässt sich zwar eine erhöhte 
terroristische Gefährdungslage ableiten, doch die Anzahl daraus 
resultierender erfolgreicher Taten blieb nach wie vor auf einem 
niedrigen Niveau. Abseits dieser Einschätzung leben wir weiter-
hin in einem der sichersten Länder der Welt und die Wahrschein-
lichkeit einer direkten individuellen Konfrontation mit solch einer 
Lage ist dementsprechend gering. Nichtdestotrotz ist eine Reak-
tion der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr auf die veränderte 
Sicherheitslage unerlässlich.
Zum besseren Verständnis bedarf es zunächst einer Begriffs-
abgrenzung zwischen Amoklauf und Terroranschlag. Das Wort 
Amok entstammt dem Malaiischen und bedeutet so viel wie mit 
blinder Wut angreifen. Hierbei greift ein Täter, selten sind es 
mehrere, seine Opfer häufig unvermittelt an. Die besondere 

Aggressivität bei der Vorgehenseise endet oft mit zahlreichen 
Opfern sowie dem Tod des Täters. Trotz der opferseitig als über-
raschend empfundenen Tat haben Amokläufe meist eine Vorge-
schichte oder medizinische Ursache. Beispielsweise wurde der 
Täter eines Schulamoklaufes in Finnland als psychisch auffällig 
beschrieben. Dies deckt sich mit neueren wissenschaftlichen 
Erkenntnissen, wonach Täter einen Kontrollverlust über ihr Leben 
erfuhren, ausgelöst durch die Familie, Freunde oder Mitschüler 
und sozialer Disintegration. Wissenschaftliche Erklärungsansätze 
gehen über die Theorie der psychischen Auffälligkeit weit hinaus, 
etwa mit der Instinkt- und Triebtheorie. Sozialinteraktionistische 
Theorien betrachten dagegen aggressives Verhalten als funktional 
und zielorientiert. Epidemiologische Untersuchungen kamen 
außerdem zum Ergebnis, dass psychisch Erkrankte nicht häufiger 
zu aggressiven Verhalten neigen als Gesunde. In anderen Fällen 
lagen keine medizinisch diagnostizierten Defizite zugrunde, son-
dern die Tat basierte auf Rachegedanken. Da die Motivation nicht 
auf ideologischen Beweggründen fußt, ist sie weder politisch, 
religiös, ethnisch oder anderweitig ideologisch geprägt!
Die Vielzahl der Erklärungsansätze zeigt, wie komplex und viel-
fältig die Intentionen für einen Amoklauf sein können. 
Der Begriff Terrorismus hingegen ist breit gefächert und unterliegt 
unterschiedlichen Wahrnehmungen und Einstufungen, was als 
terroristisch gilt und was nicht. Eine einheitliche Definition zum 
Begriff Terrorismus existiert allerdings nicht, ebenso wenig eine 

Terrorgefahr auf Weihnachtsmarkt 
(Bild: AdobeStock|#184393805)
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wissenschaftliche Fachdisziplin mit entsprechender Deutungs-
hoheit. So definiert beispielsweise das Bundesinnenministerium 
Terrorismus als die aggressivste und militanteste Form des 
 Extremismus. Obwohl es an einer einheitlichen Definition man-
gelt, kennzeichnet er sich doch durch idealtypische Merkmale. 
Zum Beispiel als
• Gewalttat, die eine radikale Änderung der politischen oder 

(gesellschafts-) ideologischen Ausrichtung bewirken soll
• absichtliche und systematische Gewaltausübung
• Verbreitung von Angst als beabsichtigte Wirkung
In Deutschland existieren vorrangig drei extremistische Phäno-
menbereiche: islamistisch, rechts- und linksextrem. Sie besitzen 
alle ein ähnlich hohes Personenpotenzial, doch variiert die Anzahl 
der verübten Straftaten stark (siehe Tab. 1; Stand 2021):

Extremisten bewegen sich außerhalb der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung, jedoch ist nicht jeder Extremist gleichbe-
deutend mit einem Terroristen. Dennoch bietet die Tabelle einen 
guten Überblick über das bestehende Gefährdungspotenzial in 
der Bundesrepublik. Insbesondere, da sich in der Vergangenheit 
bereits terroristische Gruppierungen wie die Rote Armee Fraktion 
(RAF) oder der Nationalsozialistische Untergrund (NSU) aus ex - 
tremen Ideologien heraus bildeten. Zum Beispiel zeichnet sich 
gegenwärtig auch im linksextremen Spektrum eine stetig zuneh-
mende Nähe einzelner Gruppen zum Terrorismus ab.
Durch systematische Anwendung von Gewalt versuchen die Täter 

politische, religiöse oder sonstige ideologische Ziele durchzuset-
zen. Deren Motivation ist die Schädigung oder Tötung von Per-
sonen, mechanische Zerstörung von Sachgütern, Infrastruktur 
sowie Gebäuden. Die gesamte Tat vollzieht sich vielfach ohne 
Rücksicht auf das eigene Leben und endet (oft) mit einer (Selbst-)
Tötung oder Verhaftung durch die Polizei. Sowohl Amokläufe als 
auch Terroranschläge besitzen beide eine raptusartige und klan-
destine Grundcharakteristik. Sie sind kaum oder nur sehr schwer 
vorhersehbar, da oftmals vorherige Anzeichen und Hinweise 
fehlen oder verkannt werden. Bei der Vielzahl möglicher Ursachen 
für einen Amoklauf liegt dies allerdings in der Natur der Sache. 
Terroristen wie Amokläufer bevorzugen vorrangig leicht erreich-
bare Ziele. Das heißt, die Infiltration des bevorzugten Tatorts 
sollte nicht zu komplex sein und möglichst viele schutzlose Per-
sonen aufweisen. Terroranschläge differieren zudem zwischen 
zwei Ebenen: 
• High Level-Anschläge: Teils ausgebildete Teams agieren 

simultan mit hochsuffizienten Wirkmitteln, ihre Anschläge 
fordern oftmals zahlreiche Opfer 

• Low Level-Anschläge: Einzeltäter oder Klein(st)gruppen 
verüben Anschläge mit einfach beschaffbaren Waffen oder 
Gegenständen (z.B. Fahrzeuge, Messer, Hiebwaffen;  
sog. Open Source Terrorism), es kommt zu meist geringen 
Opferzahlen

Die seit mehreren Jahren andauernde Tendenz zum Open Source 
Terrorismus ermöglicht auch gering versierten Tätern das Verüben 
eines Anschlags aus intrinsischer Motivation heraus. Auf diesem 
niederschwelligen Niveau können sie ohne Kenntnisse über 
Sprengstoff oder Schusswaffen selbst effektive Anschläge durch-
führen. Hierfür existieren auf extremistisch ausgerichteten Inter-
netseiten oder in Zeitschriften der einschlägigen Terrororganisa-
tionen spezifische Anleitungen. 
Mit Ausnahme des islamistischen Spektrums favorisieren politisch 
motivierte Terroristen eine bestimmte Zielgruppe für ihre Anschläge. 
Rechtsextreme vorrangig Ziele mit Migrationsbezug, Linksextreme 
in Form kapitalistischer oder staatlicher Ziele. Islamisten sind 
diesbezüglich „wahlloser“. Ihr Fokus ist deutlich breiter und 
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Phänomenbereich Personenpotenzial Anzahl Straftaten

Rechtsextremismus 33.900 20.201 (davon 
11.866 Propag-
andadelikte)

Linksextremismus 34.700 6.142

Islamistisch 28.290 (keine 
gesicherte Zahl)

378

Tabelle 1: Personenpotenzial und Anzahl der Straftaten nach Phänomen-
bereich gemäß Bundesverfassungsschutzbericht 2021
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fire´ Situation. In der nachfolgenden Patientenversorgung werden 
M (Massive hemorrhage- massive Blutungen), A (Airway – Atem-
weg), R (Respiration – Belüftung), C (Circulation – kreislaufauf-
rechterhaltung) und H (Hypothermia/Head injury – Unterkühlung 
und Kopfverletzungen) hierarchisch versorgt. 

Es gilt zunächst äußere lebensbedrohliche Blutungen zu stoppen, 
beispielsweise durch die Anlage von Tourniquets (einer mecha-
nischen Blutsperre) oder die Verwendung von Gauze, einer Art 
Verbandmull. Letztere dient zur Füllung von penetrierenden, 
traumatischen Wunden in Form einer Tamponade oder zum 
Verbinden von Wunden.
Weiterhin sind die Etablierung eines sicheren Atemwegs und 
dessen Offenhalten benannt. Je nach Einsatzlage reicht das Reper-
toire hier von einem ´chin lift´ – einer Anhebung des Kinns und 
damit Überstrecken des Kopfes zur schnellen Atemwegssicherung 
- über die nasopharyngeale Atemwegssicherung bis hin zur 
 chirurgischen Atemwegsöffnung.
Die anschließende Ventilation des Patienten kann trotz atem-
wegssichernden Maßnahmen gestört sein, was eine Entlastungs-
punktion bei vorliegendem Spannungspneumothorax erfordert. 
Ebenso müssen gegebenenfalls ein Wundverschluss bei pene-
trierenden Thoraxtraumata durch einen Chest-Seal, einem Spe-
zialverband zur Vermeidung eines Spannungspneumothoraxes 
bei offenen Brustkorbverletzungen, oder der Einsatz anderwei-
tiger gerinnungsfördernder Substanzen wie Hämostyptika erfol-
gen. Diese Behandlungen sind stark abhängig vom vorliegenden 
Verletzungsmuster und gelten als erweiterte Maßnahmen unter 
M (massive hemorrhage), A (Airway) und R (Respiration) und 
sollen einen weiteren Blutverlust verhindern sowie die Ventilation 
des Patienten sichern. Eine Überwachung des Patienten ist ange-
raten, jedoch unter Umständen im Einsatz schwierig umsetzbar 
und zeitkritisch. 
Die präklinisch oft unterschätzte Hypothermie verlangt in der 
taktischen Wundversorgung eine zeitnahe Maßnahme zum 
 Wärmeerhalt, z.B. durch den Einsatz von Rettungsdecken. Diese 
verhindert außerdem eine stärkere Blutungsneigung, potenziell 
ausgelöst durch die Hypothermie. Mögliche Kopfverletzungen 
berücksichtigt der MARCH-Algorithmus ebenfalls und empfiehlt 
eine Kontrolle auf Anzeichen eines Schädel-Hirn-Traumas, um 
sich auf eventuelle Komplikationen bei Atemwegen oder Atmung 
einzustellen und so eventuell sekundäre Hirnschäden zu ver-
meiden.
Festzuhalten bleibt, dass das Vorliegen strukturierter Behand-
lungspfade die Versorgung von Verwundeten unter einer Bedro-
hungslage vereinfacht. Jedoch ist ein regelmäßiges Beüben erfor-
derlich, damit Einsatzkräfte Sicherheit und Routine erlangen. 
Einzelne Verletzungsmuster wie penetrierende Verletzungen 
(beispielsweise durch Messerstiche) oder Explosionstraumata 
kommen, wenngleich selten, auch im rettungsdienstlichen Alltag 
vor. Sie bedürfen einer gewissen Fingerfertigkeit der einzelnen 
Maßnahmen sowie einer Sicherheit in der Anwendung der Behand-
lungskonzepte, die regelmäßige Schulungen verlangen. Derartige 
Übungen erfolgen im Idealfall gemeinsam mit der Polizei, wodurch 
sich Kompetenzen in der Zusammenarbeit verschiedenartiger 
Einsatzkräfte verbessern lassen. Außerdem können durch regel-
mäßig stattfindende Übungen Schnittstellenproblematiken iden-
tifiziert und abgebaut werden. Ein solches Modell wird bereits 
in verschiedenen Kommunen gehandhabt und beinhaltet neben 
dem Training von Maßnahmen zur taktischen Verwundeteten-
versorgung unter anderem die Schnittstellenarbeit mit den 

 operativen Kräften der Polizei. Beispielsweise die Übernahme 
von PatientInnen in der sicheren Zone.
Ferner sind zukünftig überregionale und länderübergreifend ein-
heitliche Konzepte für die Bewältigung von Terror- und Amok lagen 
erforderlich und anzustreben, um die Zusammenarbeit mit 
 Rettungsdienstanbietern und weiteren BOS-Einheiten zu verbes-
sern und allen beteiligten Akteuren Handlungssicherheit zu geben. 
Letztlich spiegelt sich diese Vorgehensweise in einer strukturier-
ten Behandlung sowie einer deutlich gesteigerten Versorgungs-
qualität schwer verletzter PatientInnen wider, was deren Gesamt- 
Outcome positiv beeinflussen wird. 

Literatur bei Verfassern.

Billy Fischer
Notfallsanitäter und Studium der Medizinpädagogik 

Dominik Heytens
Dozent im Bevölkerungsschutz
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Gasmangel-Blackout – realistische Gefahr der 
 Versorgungssicherheit oder nur Panikmache?

Hans-Walter Borries

D
as Thema „Energie­ und Versorgungssicherheit“ der 
Bundesrepublik Deutschland ist spätestens seit dem 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine zu einem 

zentralen und allgegenwärtig diskutierten Thema geworden. 
War bis dahin Russland mit über 55% der wichtigste Gasliefe­
rant von Deutschland (mit 56% bei der Steinkohle und 33 % 
beim Erdöl) stellte sich die Frage, was passiert, wenn Russland 
nicht mehr liefern wird, und wenn von Seiten der EU umfang­
reiche Embargos auf die Einführung dieser Güter aus Russland 
erlassen werden. Wie sicher ist dann die deutsche Gasversorgung, 
die sowohl Gas als Grundstoff für viele Industrien (insbesondere 
die Chemische Industrie mit Grundstoffen, aber auch Ernährung 
und Tabak sowie Papiergewerbe) als auch als Energieträger für 
die Stromgewinnung (Anteil zwischen 9% bis 13,4%) für Indus­
trie und Gewerbe sowie Handel, aber auch für die Haushalte 
als wichtiges Mittel für Heizungen (u. a. auch Fernwärme aus 
Gaskraftwerken) und für Kochmöglichkeiten nutzt. Erschwerend 
kam hinzu, dass die Gasspeicherreserven im Frühjahr 2022 
extrem niedrige Füllstände aufwiesen, u. a. betrugen diese am 
23. März 2022 nur 25 Prozent (zu Beginn des Monats Mai 2022 
nur 36 Prozent) und lagen damit deutlich unter der Bandbreite 
der Befüllung der Jahre 2012 bis 2020. Die Gefahr eines Leer­
falles der Gasspeicher war gegenwärtig.

Daher verwunderte es nicht, dass das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) am 23.06.2022 die zweite 

Eskalationsstufe („Alarmstufe - Alarm“) im Notfallplan Gas aus-

gerufen hatte, nachdem bereits am 14. Juni 2022 die Ausrufung 

der ersten Alarmstufe („Frühwarnstufe – Frühwarnung“) mit 

bestehenden Kürzungen der Gaslieferung aus Russland erfolgten; 

seit dem 2. September 2022 galt die vollständige Einstellung der 

Gaslieferungen durch den russischen Staatskonzern Gasprom. 

Ebenso musste dem weiterhin steigenden hohen Preisniveau am 

Gasmarkt Rechnung getragen werden.

Spätestens mit den Ereignissen vom 26. September 2022, bei 

denen mit mehreren Sprengungen Anschläge auf die Nord- Stream-

Pipelines verübt wurden und die beiden wichtigen Versorgungs-

stränge von Nord Stream 1 und einer der beiden Stränge von Nord 

Stream 2 am Grund der Ostsee unterbrochen wurden, tauchte 

die Frage auf, wie rasch können die deutschen Gasspeicher, die 

aus den letzten Jahren nur einen vergleichsweise geringen Füllstand 

aufwiesen, noch rechtzeitig bis zum Winter 2022 aufgefüllt werden, 

und welche Lieferländer außer Norwegen kommen für Gasliefe-

rungen nach dem Wegfall von Russland in Frage.

Rückblickend nach nunmehr rund acht Monaten war das rasche 

Handeln und die Bewertung des Bundeswirtschaftsministers,  

Dr. Robert Habeck, der Notlage geschuldet, die richtige Entschei-

dung für ein strategisches Krisenmanagement zu treffen, um auf 

die Gasversorgungsengpasslage frühzeitig und richtig zu reagieren 

und zu erkennen, dass Gas ein wichtiges und knappes Gut ist, 

welches eine Preisspirale nach oben in Gang setzte. Es hat sich 

als äußerst vorteilhaft erwiesen, dass die Gasspeicher zum  Winter 

2022 auf rund 95% aufgefüllt werden konnten, wenn auch zu 

extremen Kosten.

Mögen die damaligen Appelle vom Minister Dr. Habeck als auch 

vom Präsidenten der Bundesnetzagentur, Herrn Müller, für viele 
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Verbraucher wenig positiv geklungen haben, so ging es doch 

darum, alle Verbraucher, sowohl in der Industrie und dem 

Gewerbe, in öffentlichen Einrichtungen wie auch in den Privat-

haushalten dahingehend zu bewegen, den Gasverbrauch möglichst 

um 10%, besser um 20 bis 25%, weiter zu reduzieren. Beide 

Vertreter sprachen damals von einer „trügerischen Sicherheit“ 

im Sommer 2022 und blickten mit Sorge auf den kommenden 

Winter 2022/23 um ausreichend gefüllte Speicher in Deutschland 

zu haben.

Hinzu kam, dass eine Studie des Bundesverbandes Energie und 

Wasserwirtschaft (bdew) e. V. vom 17. März 2022 (Studie über 

„Kurzfristige Substitutions- und Einsparungspotenziale Erdgas in 

Deutschland“) aufzeigte, dass Einsparungen maximal nur ein 

Drittel der ausstehenden russischen Erdgasimporte kompensie-

ren könnten.

Frühzeitig wurden Prognosemodelle erarbeitet, die der Frage 

nachgingen, wie lange reichen die bestehenden Gaslieferungen 

und speziell die eingelagerten Gasmengen in den Speichern, 

wenn ein langanhaltender strenger und somit kalter Winter 

2022/23 folgen würde und Deutschland ohne russisches Gas 

möglicherweise der „Gasnotstand im Winter“ droht. 

Eine Studie der Bundesnetzagentur (Referat 623) zum Thema „Gas 

Szenarien Juli 2022 bis Juni 2023“  vom 3. August 2022 zeigte die 

Notwendigkeit von deutlichen Gaseinsparungen in Höhe von 

mindestens 20 % auf, um eine Gasmangellage zu verhindern. 

Zugleich ging der sorgenvolle Blick – unter Betrachtung eines 

normalen milden Winters 2022/23 – erstmals auch auf den dann 

kommenden Winter 2023/24. Die Versorgungssicherheit für den 

Winter 2023/24 wurde als eine „Herausforderung“ beschrieben.

Waren bis Mitte Dezember 2022 die milden Herbst-/Wintertem-

peraturen ein Hauptindikator für eine spürbare Gaseinsparung 

beim Verbrauch gewesen, änderte sich um den 12. Dezember die 

Lage innerhalb weniger Tage. Ein erster winterlicher Kälteeinbruch 

machte fast täglich Gasausspeisungen aus den Gasspeichern von 

rund einem Prozent (bis 1,4 %) notwendig und stellte damit die 

Einsparungsziele nachhaltig in Frage. Der Präsident der Bundes-

netzagentur Müller äußerte darauf wiederholt die dringende Bitte 

an die Verbraucher, trotz der Kälte die Einsparungsziele von 20 % 

weiter einzuhalten und „achtsam mit dem Gasverbrauch umzu-

gehen“, insbesondere wenn ein kalter Winter kommen sollte.  

Der Bundesverband Schutz Kritischer Infrastrukturen BSKI e. V. 

(BSKI) kommentierte diese Anliegen wie folgt:

• „Sachliche Spar-Appelle an Unternehmen, Verwaltungen,  Handel 

und Privathaushalte reichen nicht mehr, Deutschland muss 

eine Reduktion des Gasverbrauches propagieren. Damit reagiert 

das BSKI auf die jüngsten Zahlen, die die Bundesnetzagentur 

gerade veröffentlicht hat. Danach leeren sich die deutschen 

Gasspeicher derzeit an einem kalten Wintertag um einen gan-

zen Prozentpunkt. „Das muss zu einem Umdenken führen, 

Appelle reichen nicht mehr aus“, sagt der stellvertretende 

BSKI-Vorsitzende Dr. Hans-Walter Borries. „Es muss in jedem 

Fall verhindert werden, dass die Bundesrepublik Deutschland 

in die letzte Stufe der Gaswarnstufe abrutscht; ansonsten ist 

unsere Versorgungssicherheit ernsthaft gefährdet“, so Borries 

weiter.

Große Sorgen bereiteten die Ergebnisse aus einer Studie („Not-

fallplan Gas aus September 2019“) des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie (BMWi), die die Versorgungssicherheit 

der Gasspeicher in kalten Wintern untersucht hatte. Zu der Frage, 

was in einem sehr kalten und langanhaltenden Winter (vergleich-

bar Ende 1996/Anfang 1997 und zu Beginn 2006 sowie 2011) 

passiert, wurde darauf hingewiesen, dass die Gasspeicher für 

geschützte Kunden nur maximal zwischen sieben und 30 Tagen 

bei hohen Ausspeisungsraten ausreichen würden, zu wenig, um 

über einen langanhaltenden kalten Winter von zwei Monaten 

(und mehr) zu kommen.

Die neue eingeführte Matrix „Indikatoren zur Lagebewertung“ der 

Gasversorgungssicherheit Deutschland von der Bundesnetzagentur 

verzeichnete für den 15. Dezember demnach erstmals, dass der 

„Gasverbrauch“ die höchste Stufe „Kritisch“ bekam und auch der 

Indikator „Temperaturprognose“ den Wert „Kritisch“ erhielt.

Die Bundesnetzagentur beschrieb am 15. Dezember 2022 die 

Lage wie folgt:

„Eine nationale Gasmangellage im Winter kann vermieden wer-

den, wenn erstens das Sparziel von mindestens 20% weiterhin 

erreicht wird. Zweitens müssen die LNG-Terminals zum Jahres-

beginn einspeisen und drittens der winterbedingte Rückgang der 

Importe sowie der Anstieg der aktuell besonders niedrigen Exporte 

eher moderat ausfallen.“

Eine sicherlich treffende und z. T. besorgniserregende Lageein-

schätzung, die vermehrt erneut die Frage aufwarf, wie lange 

würden denn die Gasreserven ausreichen?

Modellrechnungen zur Gasversorgungssicherheit durch die Bundes-

netzagentur und des gemeinnützigen Science Media Centers 

(SMC) auf Basis der unterschiedlichen starken Einsparungen im 

Vergleich zu den Jahren 2018 bis 2021 gingen von drei Szenarien 

aus, von denen das erste Szenario große Sorgen bereitete:

1. Im „Worst-Case-Fall“ sind keine Einsparungen vorhanden, 

demnach werden die Gasspeicher bis Ende März 2023 leer 

sein, und wir laufen schon vorher in die letzte Gaswarnstufe 

und die Gasmangel-Lage.

2. Die Einsparungen betragen maximal (nur) 10 %, die Gasman-

gel-Lage kann im Winter 2023 vermieden werden, aber danach 

sind die Speicher fast leer.

3. Das Einsparungspotential liegt bei 20% und die Gasspeicher 

reichen für den Winter 2023 aus, sie haben z. T. einen Befül-

lungsgrad von 50 % (und mehr) und es gibt keine Gasman-

gel-Lage im Frühjahr und Sommer 2023.

Erfreulicherweise, und als Wettermodell so nicht frühzeitig abseh-

bar, kam es seit dem 20. Dezember 2022 zu milden Temperatur-

verläufen, bei denen die Durchschnittstemperaturen wieder 

deutlich höher lagen, und sich in Modellrechnungen die Auswir-

kungen eines milden Winters 2023 abzuzeichnen schienen: Zu 

diesem Zeitpunkt lagen die Füllstände der Gasspeicher am  

11. Januar 2023 bei rund 91 %, ein hoher Versorgungssicherheits-

wert, der positiv in die Zukunft blicken ließ.

Die Bundesnetzagentur bewertete daher am 12. Januar 2023 die 

Lage wie folgt:

„Die Gasversorgung in Deutschland ist stabil. Die Versorgungs-

sicherheit ist gewährleistet. Insgesamt bewertet die Bundesnetz-

agentur die Lage als weniger angespannt als zu Beginn des Win-

ters. Eine Gasmangellage in diesem Winter wird zunehmend 

unwahrscheinlich. Eine Verschlechterung der Situation kann aber 

weiterhin nicht ausgeschlossen werden. Ein sparsamer Gasver-

brauch bleibt wichtig.“ 

Während in den Folgewochen dennoch ein leichter Wintereinbruch 
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2023 mit Tagestemperaturen um den Gefrierpunkt einkehrte und 

die niedrigen Temperaturen den Gasverbrauch aufgrund von ver-

stärkten Heizungsmaßnahmen erhöhten, warnte der Präsident 

der Bundesnetzagentur, Herr Klaus Müller, mehrfach erneut, dass 

wir temperaturbedingt zu wenig Gas sparen und das 20 % Ein-

sparungsziel weiter zu beachten haben. Der in Prognosemodellen 

vielfach beschriebene Kollaps der Gasversorgung blieb aber letzt-

endlich aufgrund des milden Januar und Februar 2022 (Lageein-

schätzung des Verfassers mit Stand 22.02.2023) zum Glück aus.

Neueste Prognosemodelle gehen davon aus, dass die Speicher 

über den laufenden Winter 2023 gut befüllt bleiben. Entschei-

dender Faktor für die Füllstände der Gasspeicher bleiben aber 

nach wie vor die Außentemperaturen, die möglichst hoch liegen 

müssen und der weitere Einkauf von Gasimporten, u. a. auch 

die Anlieferung von Flüssiggas („LNG“) über die in Rekordzeit 

genehmigten und gebauten Flüssig-Gasterminals an der Nord- 

und Ostsee. Positiv vermerkten z. B. die Modellrechnungen des 

SMC, dass die Situation in früheren Szenarien dahingehend zu 

pessimistisch aussah, und dass nunmehr die letzten Monate 

unterm Strich mehr Gas nach Deutschland floss als ursprünglich 

angenommen. Auch machten sich die Einsparungen durch Indus-

trie und Haushalte bemerkbar, die laut SMC „insgesamt ausrei-

chend hoch“ gewesen sind.

Bei kritischer Betrachtung der „Einsparpotentiale“ von Seiten der 

Industrie fällt allerdings auf, dass ein Großteil der aktuellen 

Einsparungen auf Produktionskürzungen energieintensiver Unter-

nehmen zurückzuführen ist, die z. T. aus energiepolitischer Sicht 

neue Arbeitsplätze verstärkt im Ausland schaffen werden. Als 

Zahlenwert bedeutet dies bei der Chemischen Industrie fast 30 

Prozent Produktionskürzung und im gesamten Sektor energiein-

tensiver Unternehmen von rund 20 Prozent.

Ohne die Zukunft im Detail zu kennen, stellt sich Ende Februar 

2023 für ein vorausschauendes Krisenmanagement als „Strategi-

sche Aufgabe“ die wichtige Frage, wie wird es mit der Gasversor-

gung von Deutschland über das Jahr 2023 hinausgehen und was 

wird der nächste kommende Winter 2023/24 mit sich bringen, 

falls dieser kalt und streng wird. Reichen dann unsere Gasmengen 

aus und welche Präventionsmaßnahmen müssen jetzt in Angriff 

genommen werden, um die Vorlaufzeit sinnhaft zu nutzen. 

Sollten die Gaslieferungen aus den Nachbarländern nicht kon-

tinuierlich gesteigert werden, so reichen in einem langanhalten-

den kalten Winter ohne Einsparmaßnahmen von 20 bis 25 % die 

Gasspeicher auch bei Füllständen von über 90 Prozent nicht aus, 

um die letzte Notfallstufe für eine Versorgungsmangellage aus-

zuschließen.

Zugleich dürfte deutlich geworden sein, dass eine „Gasman-

gel-Lage“ mit Folgen eines möglichen (vom Verfasser geprägten 

Begriff) „Gasmangel-Blackout“, auch wenn die letzte (dritte) Stufe 

des Notfallplan Gas mit der „Notfallstufe (Notfall)“ noch nicht 

ausgerufen wurde, eine sehr realistische Gefahr für die Energie- 

und Versorgungssicherheit von Deutschland darstellt und alle 

Warnungen daher sehr ernst genommen werden sollten und bei 

weitem keine „Fake Meldungen“ beinhalten oder gar eine „Panik-

mache“ darstellen.

Klar dürfte die Beziehung in der Gleichung für ein mögliches 

Schadensszenario als Mangel-Lage sein, dass der Füllstand der 

Gasspeicher sich weiterhin mit hohen Werten der Einspeisung 

entwickeln muss, und davon maßgeblich abhängt, wie einerseits 
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der Gasverbrauch aller Nutzer sich niederschlägt und zugleich 
in den kommenden kalten Jahresmonaten, speziell zum Winter 
2023/24 die Witterung sich abzeichnet. Bleibt auch der nächste 
Winter warm, dürfte sich eine Gasmangel-Lage zunächst nicht 
so nachhaltig negativ entwickeln. Ebenfalls ist die Menge des 
verfügbaren Gases, die am Weltmarkt eingekauft und in deut-
schen Gasspeichern eingelagert werden kann, eine der wich-
tigsten Determinanten. Der aktuell wichtigste Gaslieferant für 
Deutschland ist mit rund 47 % Norwegen, gefolgt von Belgien 
(28 %) und den Niederlanden (25 %), alle Werte aus September 
2022 ausgewiesen im Handelsblatt.  Ein weiterer Faktor dürfte 
auch sein, inwieweit Polen bei einer eigenen kritischen Gas-
mangel-Lage zum Herbst 2023 entsprechende Gasmengen von 
Deutschland erbitten wird, die dann für die Eigenversorgung 
fehlen würden.
Als größte Unsicherheitsdeterminante erscheint die Versorgungs-
abhängigkeit Deutschlands von Gasversorgungspipelines als 
wichtige „Kritische Infrastruktur-Einrichtung“ speziell von Nor-
wegen über die Nordsee mit drei Pipelines und den Niederlanden 
(eine Pipeline). Würde durch einen mit Nord Stream 1 vergleich-
baren Angriffsakt diese wichtige Lieferquelle mit einem Schlag 
ausfallen, ließen sich die rund 47 % Erdgasimporte aus Norwegen 
nicht mehr frühzeitig über andere Länder kompensieren. Beim 
Gedanken an LNG-Tanker zeigen erste Überlegungen, dass im 
Jahr rund 730 Schiffe das benötigte Volumen anlanden müssten, 
ein vergleichsweise hoher Logistikaufwand, der zugleich mit 
deutlich gestiegenen Einkaufs- und Produktionskosten einher 
geht und daher wenig überzeugend als eine vollständige Kom-
pensationsmaßnahme, eher denn als eine mögliche Ergänzungs-
maßnahme erscheint.
Zum Schluss verweist der Fachbeitrag auf den aktuellen Lagebe-
richt von der Bundesnetzagentur mit Stand 22. Februar 2023. 
Demnach ist „die Gasversorgung in Deutschland stabil. Die Ver-
sorgungssicherheit ist gewährleistet. Insgesamt bewertet die 
Bundesnetzagentur die Lage als weniger angespannt als zu Beginn 
des Winters. Es ist unwahrscheinlich, dass es in diesem Winter 
noch zu einer Gasmangellage kommt. Gleichwohl bleibt die Vor-
bereitung auf den Winter 2023/2024 eine zentrale Herausforderung. 
Deswegen bleibt auch ein sparsamer Gasverbrauch wichtig.“
Um abschließend das Krisenmanagement zur Energie- und Ver-
sorgungssicherheit hinreichend bewerten zu können sollte nicht 
verkannt werden, dass auch „sehr gute Krisenmanager“ kaum 
oder keinen Einfluss auf sogenannte „Schlüsselfaktoren“ und 
„Kritische Faktoren“ haben und daher stets bei ihren Entschei-
dungen mehrere Varianten (für einen Lagevortrag zur Entschei-
dungsfindung als Handlungsoption) beachten sollten.
Zur Erinnerung:

Schlüsselfaktoren sind Einflussfaktoren, die für einen konkreten 
Auftrag bzw. für die aktuelle Lage von besonderer Bedeutung 
sind.
Kritische Faktoren sind Einflussfaktoren, die entscheidende Aus-
wirkungen auf die Durchführung des jeweiligen Auftrags nehmen 
können, oder bei deren Beurteilung immer Folgerungen für das 
eigene Handeln abzuleiten sind (Wetter/Witterung, Kräfte, Raum, 
Zeit, Info). 
Die für ein positives Krisenmanagement wichtigen Phasen
• Lagefeststellung und Kontrolle
• Entscheidungsfindung
• Planung
• Weisungen

vollziehen sich in einem fortlaufenden Zyklus, bauen aufeinander 
auf, und benötigen auch für diesen Themenbereich stets ein 
vorausschauendes und folgerichtiges Denken und Handeln.
Ein Krisenmanagement, oder besser der Versuch eines nachhal-
tigen „Resilienz-Managements“ sollte nicht auf dem „Prinzip 
Hoffnung“ seine Strategie und Entscheidungen aufbauen. Hierzu 
zählt der Verlauf der Witterung, im konkreten Fall können wir 
nicht – wie derzeit im Winter 2022/23 – immer damit rechnen, 
dass auch der nächste Winter 2023/24 ebenso mild wird. Was, 
wenn uns ein langer und über zwei bis drei Monate kalter Win-
ter 2023/24 droht. Dann würden die vorhandenen Gasspeicher, 
selbst bei einem hohen Auslastungsgrad, wie im Dezember 2022 
und Januar 2023, nicht über mehrere Monate ausreichen. Dies 
bedeutet im Umkehrschluss, dass kurzfristig über den Bau neuer 
großer Erdgasspeicher nachgedacht werden muss, um neue Spei-
chermengen und hohe Füllstandraten für Winterphasen zu schaf-
fen. Bereits im Jahre 2015 kam eine Studie im Auftrag des BMWi 
zu der Erkenntnis, dass es eine Versorgungslücke bei der Gas-
speicherung für kalte Winter gäbe, die einen Speicherneubau 
von 75 TWh Arbeitsgasvolumen (= entspricht rund 7 Mrd. Kubik-
meter) nötig machen würde. Die aktuell angespannte Versor-
gungssicherheitslage müsste trotz hoher Kosten die Baumaßnah-
men zur Erweiterung der Speichervolumen dringend erforderlich 
machen. 
Glücklicherweise haben Unternehmen und deren Notfallstäbe 
sowie die Krisen-/Verwaltungsstäbe von Landkreisen/Kreisen und 
kreisfreien Städten, aber auch erste kreisangehörige Städte und 
Gemeinden einschließlich der BOS-Organisationen begonnen, 
ihr Krisen- und Notfallmanagement einschließlich deren Gefah-
renabwehrpläne in Bezug auf eine mögliche und langanhaltende 
Gasmangellage zu überprüfen. 
Bereits im kleinen Maßstab, quasi an der Basis, entstehen erste 
Notfallkonzepte, die die „Gasmangel-Lage“ bzw. den „Gasman-
gel-Blackout“ als mögliche denkbare Krisenschadenslage (Groß-
schadensereignisse und/oder Katastrophenlage) analysieren und 
„kleine Lösungsmodelle“ angehen. Diese reichen von der Anschaf-
fung von Ersatzversorgungsanlagen für die Gasbeheizung von 
Gebäuden mittels Flüssiggasanlagen und ausreichend dimensi-
onierten Flüssiggasbehältern bis hin zum Einrichten und Betrei-
ben von sogenannten „Wärmeinseln“ (als Teil von sogenannten 
„Kat-Leuchttürmen“) für BürgerInnen in einem denkbaren kalten 
Winter bei Einschränkung und gegebenenfalls Ausfall der Gas-
versorgung. 
Daneben werden derzeit Konzepte zum Ausbilden und Beüben 
von Notfallstäben von Unternehmen und Verwaltungsstäben der 
öffentlichen Hand beraten und in ersten Pilotanwendungen prak-
tikabel umgesetzt; es bedarf aber gerade in diesem Bereich noch 
weiterer Anstrengungen und einer ausreichenden Ausstattung 
mit finanziellen Mitteln durch Bund und jeweilige Länder. Die 
Zeit für den Vorlauf im Rahmen einer sinnhaften Prävention sollte 
jetzt genutzt werden. 

Sicherheit

Dr. Hans-Walter Borries
Direktor vom Institut für Wirtschafts- und
Sicherheitsstudien FIRMITAS im Forschungs- 
und Entwicklungszentrum der Universität 
Witten/Herdecke
Stellv. Vorstandsvorsitzender vom Bundesver-
band für den Schutz Kritischer Infrastrukturen
BSKI e. V., lehrt Energiesicherheit an der
Hochschule Magdeburg-Stendal.
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Vorsorge für den Ernstfall: mobile Systeme  
für die Trinkwassernotversorgung

W
asser ist lebenswichtig. Zwei bis drei Liter sollte 
der Mensch täglich zu sich nehmen, ein Vielfaches 
davon braucht er hierzulande zusätzlich für 

Körper hygiene und Toilettenspülung. Mehr als 99 Prozent der 
Bevölkerung sind in Deutschland an die leitungsgebundene 
öffentliche Wasserversorgung angeschlossen, rund 5.500 Unter­
nehmen versorgen die Menschen direkt mit Trinkwasser. Wasser­
versorgung und Abwasserentsorgung gehören deshalb in die 
Liste der sogenannten Kritischen Infrastrukturen (KRITIS).

Was passiert also, wenn ein Extremwetterereignis wie die Flut-

katastrophe 2021 im Ahrtal die für die Wasserversorgung notwen-

dige Infrastruktur vorübergehend lahmlegt oder gar zerstört? Oder 

wenn durch einen Cyberangriff oder andere Bedrohungslagen die 

reguläre Versorgung mit Strom unterbrochen wird („Blackout“), 

ohne die sowohl die Förderung als auch die Verteilung von Trink-

wasser nur kurze Zeit aufrecht erhalten werden kann?

Komponenten der Trinkwassernot­
versorgung

In Deutschland bereitet sich das Bundesamt für Bevölkerungs-

schutz und Katastrophenvorsorge (BBK), unterstützt von den 

Kommunen und dem Technischen Hilfswerk (THW), mit einem 

Konzept zur Trinkwassernotversorgung auf genau solche Szena-

rien vor. Maßnahmen zielen dabei vor allem auf eine zusätzliche 

Absicherung der leitungsgebundenen Wasserversorgung im Scha-

densfall, z. B. durch zusätzliche Notstromaggregate, Verbund-

leitungen, Pumpen und Hochbehälter.

Fällt das System trotz allem ganz oder in Teilen aus, braucht es 

einen schnellen Zugriff auf leitungsungebundene Versorgungs-

systeme. Dazu zählen neben den zahlreichen Notbrunnen im 

Bundesgebiet mobile Wasseraufbereitungsanlagen (TWA), Zapf-

stationen und Fahrzeuge zur Verteilung des aufbereiteten Wassers.

Lösungen von der Quelle zum Verzehr

Hier können die Handelnden auf umfassende Erfahrung des THW 

und vieler anderer Zivilschutzorganisationen zurückgreifen, die 

seit vielen Jahren rund um den Globus in Krisen- und Katastro-

phengebieten Erste Hilfe in der Trinkwassernotversorgung leisten. 

Vielfach mit im Gepäck dieser Hilfsorganisationen: mobile Was-

seraufbereitungsanlagen von Kärcher Futuretech. Der deutsche 

Spezialist für mobile Versorgungs- und Schutzsysteme gehört seit 

mehr als drei Jahrzehnten zu den wichtigen Ausrüstern im Zivil- 

und Katastrophenschutz.

Mit den Anlagen von Kärcher Futuretech werden verschiedene 

Verunreinigungen aus natürlichen Quellen wie Süß- und Brack-

wasser mittels Ultrafiltration sowie Verunreinigungen aus Salzwas-

ser und chemisch verunreinigtem Rohwasser mittels Umkehr-

osmose zurückgehalten und zu sauberem Trinkwasser auf bereitet. 

Die angebotenen Leistungskapazitäten liegen zwischen 500 und 

15.000 Litern pro Stunde. Passende Komponenten zur Trinkwas-

serverteilung sorgen dafür, dass die Kette von der Rohwasserquelle 

bis zum endgültigen Verzehr hygienisch sicher gestaltet wird.

Nach der Flut: Trinkwasser für Ahrbrück

Wie Trinkwassernotversorgung in einem innerdeutschen Krisen-

gebiet aussehen kann, hat sich exemplarisch im Juli 2021 nach 

der Flutkatastrophe im Ahrtal gezeigt. Nachdem das Ausmaß der 

Schäden am öffentlichen Trinkwasserversorgungsnetz deutlich 

geworden war, reist die auf Trinkwasseraufbereitung in Kata-

strophengebieten spezialisierte Hilfsorganisation NAVIS e. V. zur 

Unterstützung des lokalen Wasserversorgers in den Landkreis 

Ahrweiler. Ihre mitgebrachten Wasseraufbereitungsanlagen von 

Kärcher Futuretech haben eine Kapazität von jeweils bis zu 5.000 

Litern frischem Trinkwasser pro Stunde und arbeiten nach dem 

Prinzip der Ultrafiltration.

Das Rohwasser wird zunächst dem Flusswasser entnommen, 

später einer nahegelegenen Quelle. Für die Verteilung des aufbe-

reiteten Wassers etablieren sich mehrere Kanäle: Aus einem Tank 

können sich die Bewohner direkt frisches Trinkwasser abzapfen, 

auch eine Duschstraße wird eingerichtet. Mit voranschreitender 

Prüfung der örtlichen Wasserleitungen kann das produzierte Trink-

wasser wieder in intakte Abschnitte des Trinkwassernetzes ein-

gespeist werden. Ortschaften, die noch abgeschnitten sind, wer-

den mit Tankwagen und Feuerwehrfahrzeugen versorgt. Nach 

einigen Wochen sind die Reparaturarbeiten am öffentlichen 

Trinkwassernetz so gut vorangekommen, dass der reguläre 

 Wasserversorger die Versorgung wieder übernehmen kann. 

Kärcher Futuretech GmbH
Timo Pfleger
Alfred-Schefenacker-Str. 1
71409 Schwaikheim
Tel.: 07195 14-4157
E-Mail: timo.pfleger@de.kaercher.com
www.kaercher-futuretech.com

Advertorial

Trinkwassernotversorgung im Ahrtal. (Bild: NAVIS e. V.)

Wasseraufbereitungsanlage WTC 700 im Einsatz.  
(Bild: Kärcher Futuretech GmbH)
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Extreme Exoten: „Fliegen kann er nicht“
Aber sonst eine Menge: Zu Land und zu Wasser und auf der Schiene 

Tobias Eilers, André Paudtke 

8
x8­Amphibienfahrzeuge sind eher aus militärischer 
oder privater Nutzung bekannt. Es existieren dutzende 
Videos des US­Militärs aus Übungen im schweren 

Gelände oder von privaten Liebhabern, die mit ihren liebevoll 
ausgebauten Fahrzeugen über den Gardasee schippern. 

In der Notfallrettung, im Katastrophenschutz und deren Logistik 
können diese Spezialfahrzeuge aber ab und zu extrem nützlich 
sein. Mögliche Einsatzszenarien sind die Rettung aus unwegsamen 
Gelände, schwer überfluteten Gebiet oder stehendem Gewässer. 
Ferner sind Einsätze bspw. zur Erkundung und als Krad-Melder 
möglich in schwerem Gelände, in dem selbst hochgradig gelän-
degängige ATV und Unimog der Johanniter an ihre Grenzen kom-
men. Ferner ist ein Umbau zum Schienenfahrzeug machbar, 
wenn es beispielsweise für eine Tunnelrettung notwendig sein 
sollte. 
Deshalb haben die Johanniter in Ruhr-Lippe ein gebrauchtes 
Fahrzeug zur Ergänzung ihrer Komponenten aus der UNIVersellen 
Katastrophenschutz-Einheit UNIKE (vgl. CP-Ausgabe 3/2022) ange-
schafft und setzen es neu instand. 
Das Amphibienfahrzeug hat acht Reifen, die auf jedem Untergrund 
auf ganze 25 km/h beschleunigen. Möglich macht das der kleine 
Motor mit fast 750ccm und 22kW (30 PS). Auf stehendem Wasser 
reicht es dank der tief profilierten Reifen immerhin noch für 
4 km/h. Eine besondere Ausstattung macht das Amphibienfahr-
zeug vielseitig einsetzbar: 

Das neue Amphibienfahrzeug der Johanniter in Ruhr-Lippe

Blick nach vorn: Zwei Bevölkerungsschützer der Johanniter im Amphibien-
fahrzeug
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Das Zubehör:

• Korbtragenhalterung inkl. Korbtrage/Schleifkorb
• Aufgleisvorrichtung
• Überrollkäfig
• Windschutzscheibe
• Sondersignalanlage und Zusatzscheinwerfer

Das Spezialfahrzeug hat sogar eine reguläre Straßenzulassung. 
Doch seine wahren Stärken zeigt „Amphi“, wie das „Xtreme 
Terrain Vehicle“ liebevoll genannt wird, bei Wasser und Matsch 
in der tiefen Wildnis. 

Technische Daten Amphibienfahrzeug 8x8: 

• Motor: V2-Benziner 
• Hubraum: 747 cm³ 
• Leistung 22 kW (30 PS) 
• Vmax: 25 km/h (Land), 4 km/h (Wasser) 
• Antrieb: Allrad, CVT-Riemengetriebe 
• Tankinhalt: 32 l 
• L/B/H: 3190/1540/1210 mm 
• Leergewicht: 710 kg 
• Anhängelast: 818 kg 
• Reifen: Argo AT 189 25x12.00-9 
• Verbrauch: ca. 3 l Benzin/Std. 
• Besatzung: 2 Personen 

Nach der Übung im Steinbruch: Eine Katastrophenschützerin lehnt 
entspannt am „Amphi“ (alle Bilder: Johanniter/Robin Beckmann)

Dr. Tobias Eilers M.A., LRA 
Pressesprecher der Johanniter-Unfall-Hilfe in LV NRW 
Siegburger Str. 197, 50679 Köln 
E-Mail: tobias.eilers@johanniter.de 
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Unsere Arbeit ist gelungen, 
wenn sie deine leichter 

macht.

Unsere Arbeit ist gelungen, Unsere Arbeit ist gelungen, 

Wietmarscher Ambulanz- und Sonderfahrzeug GmbH   |   info@was-vehicles.com   |   www.was-vehicles.com

www.was-vehicles.com/koffer-ktw

Mit dem WAS 500 Koffer-KTW machen wir es dir leichter: Im Leichtbaukofferaufbau hast du mehr 

Aktionsspielraum für ergonomisches Arbeiten und bist dank der gleichzeitig schlanken Außenmaße 

trotzdem wendig im Verkehr unterwegs. Mit dem zulässigen Gesamtgewicht von 3,5 t übrigens mit 

Führerscheinklasse B.

· Mehr Platz im Patientenraum

· Schlanke Außenmaße

· Einsatz als Notfall-KTW

· 3,5 t zulässiges Gesamtgewicht

· Zu fahren mit Führerscheinklasse B

· Nachhaltige Nutzung des Leichtbaukoffers

Vorteile im Koffer: Der WAS 500 Koffer-KTW

Mit dem WAS 500 Koffer-KTW machen wir es dir leichter: Im Leichtbaukofferaufbau hast du mehr 

Aktionsspielraum für ergonomisches Arbeiten und bist dank der gleichzeitig schlanken Außenmaße 

trotzdem wendig im Verkehr unterwegs. Mit dem zulässigen Gesamtgewicht von 3,5 t übrigens mit 

Führerscheinklasse B.

· Mehr Platz im Patientenraum

· Schlanke Außenmaße

· Einsatz als Notfall-KTW

Vorteile im Koffer: Der WAS 500 Koffer-KTW
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Regelmäßige Prüfungen von Ausrüstung und Geräten
Jürgen Kalweit, Dirk Rixen, Christian Heinz

G
eräte und Ausrüstung der Feuerwehren müssen sicher 
sein. Dementsprechend sind sie regelmäßigen Prüfun­
gen zu unterziehen. Bei den Besichtigungen von Feuer­

wehrhäusern stellen die Aufsichtspersonen der Feuerwehr­ 
Unfallkassen immer wieder Mängel fest, die durch vor schriftsmäßig 
durchgeführte Prüfungen vermeidbar wären. Dieser Artikel soll 
aufzeigen und erläutern, worauf bei den regelmäßigen Prüfun­
gen besonders geachtet werden muss.

Grundsätzliches

Grundsätzlich sind die regelmäßigen Prüfungen im § 11 DGUV 
Vorschrift 49 (UVV „Feuerwehren“) für Ausrüstungen, Geräte, 
Prüfgeräte und Prüfeinrichtungen der Feuerwehr geregelt. Neben 
Sichtprüfungen nach jeder Benutzung sind auch regelmäßige 
Prüfungen durch hierfür befähigte Personen vorgeschrieben. 
Zusätzlich sind gem. § 11 DGUV Vorschrift 49 auf Grund der Bedeu-
tung der persönlichen Schutzausrüstungen (PSA) für die Sicher-
heit und die Gesundheit der Feuerwehrangehörigen Entsprechende 
Prüfungen auch für die PSA gefordert. 
Der Umfang der zu prüfenden Ausrüstungen und Einrichtungen 
innerhalb der Feuerwehren ist nicht immer einfach zu überschauen 
und kann je nach Größe der Feuerwehren und beschaffter Aus-
rüstung sehr unterschiedlich sein. Die Organisation der Prüfungen 
liegt im Verantwortungsbereich der Stadt bzw. Gemeinde als 
Unternehmerin.
Diese hat durch eine Gefährdungsbeurteilung gemäß § 3 (2) DGUV 
Vorschrift 1 (Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Präven-
tion“) zu überprüfen, ob sich betriebliche Gegebenheiten hin-
sichtlich Sicherheit und Gesundheitsschutz verändert haben.
Auch die Feuerwehrangehörigen haben Unterstützungspflichten 

wahrzunehmen und so ihren Anteil z.B. an den Sichtprüfungen 
zu leisten. Das ist den Feuerwehrangehörigen durch Unterwei-
sungen bekannt zu machen und sollte nach dem Grundsatz 
„Nach dem Einsatz ist vor dem Einsatz“ auch praktisch gelebt 
werden. Das gilt für die eigene persönliche Schutzausrüstung 
wie auch für die benutzten Einsatzmittel, die nach Übungen und 
Einsätzen wieder in den Fahrzeugen verstaut werden.
In der Feuerwehr dürfen nur regelmäßig geprüfte Ausrüstungs-
gegenstände und Geräte eingesetzt werden. Der DGUV Grundsatz 
305-002 „Prüfgrundsätze für Ausrüstungen, Geräte und Fahrzeuge 
der Feuerwehr“ dient als Orientierung für diese regelmäßigen 
Prüfungen, insbesondere dann, wenn adäquate Herstellervorga-
ben fehlen. Aus diesen Prüfgrundsätzen sind die erforderliche 
Qualifikation der befähigten Person sowie Art, Zeitpunkt, Umfang, 
Durchführung und Dokumentation der Prüfungen ersichtlich.

Feuerwehrhäuser und Tore

Feuerwehrhäuser in Gemeinden und Städten verfügen in der 
Regel über große Deckengliedertore auf den Fahrzeugstellplätzen. 
Man findet aber auch Rolltore, Schiebetore, Falttore oder Tore 
mit zur Seite aufschwingenden Flügeln vor. Unabhängig von der 
eingebauten Torart ist ihnen allen gemeinsam, dass sie in regel-
mäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal jährlich, geprüft 
werden müssen.
Kraftbetätigte Tore müssen nach den Vorgaben des Herstellers 
wiederkehrend auf ihren sicheren Zustand geprüft werden. Recht-
liche Grundlagen sind § 2 DGUV Vorschrift 1 (UVV „Grundsätze 
der Prävention“) i. V. m. § 3 Abs. 1 sowie und 4 Abs. 1 & 3 Arbeits-
stättenverordnung (ArbStättV) und der Technischen Regeln für 
Arbeitsstätten (ASR) A1.7 „Türen und Tore“, Punkt 10.2. 

Auch Feuerwehrhaustore müssen regelmäßig geprüft werden.
(Bild: Jürgen Kalweit / HFUK Nord)
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Jährlich bedeutet im Rahmen von Prüfungen, innerhalb von 12 
Monaten. Handbetätigte Tore können durch den Betreiber auf 
augenscheinliche Mängel untersucht werden. Prüfungen, bei 
denen Prüfgeräte zum Einsatz kommen oder Prüfungen an kraft-
betätigten Türen und Toren müssen von hierfür befähigten Per-
sonen (früher Sachkundige) durchgeführt werden. Über die 
Durchführung der Prüfung ist ein schriftlicher Nachweis zu führen. 
Es ist hierbei egal, ob es sich um Tore mit einem elektrischen 
Antrieb oder um handbetriebene Tore handelt. Tore müssen 
grundsätzlich nach Inbetriebnahme, wesentlichen Änderungen 
sowie regelmäßig wiederkehrend durch einen Sachkundigen 
beziehungsweise durch eine befähigte Person überprüft werden. 
Häufigste Mängel sind zu hohe Schließkräfte, fehlende Feder-
bruch- und Absturzsicherungen, offenliegende oder beschädigte 
Drahtseile, bei Flügeltoren fehlende Sturmsicherungen und bei 
Schiebetoren fehlende Endanschläge und Aushebesicherungen. 
Aber auch das Fehlen von Sicherheitseinrichtungen wie Licht- 
oder Kontaktschranken sind häufige Gründe, warum Tore bemän-
gelt werden.

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel

Feuerwehrhäuser verfügen über ortsfeste und ortsveränderliche 
elektrische Anlagen und Betriebsmittel. Während die Prüfung der 
auf den Einsatzfahrzeugen befindlichen Geräte in der Regel gut 
durch Prüfungen in feuerwehrtechnischen Zentralen geregelt ist, 
werden die elektrischen Geräte im Feuerwehrhaus häufig ver-
nachlässigt.

V [Liter] PS [Bar] PS ∙ V 
[Bar ∙ Liter]

Prüfung vor 
Inbetriebnahme

Wiederkehrende 
Prüfung

1 < V ≤ 200 > 0,5 50 < PS ∙ V ≤ 200
 bP  

(befähigte Person)
bP

> 200 0,5 < PS ≤ 1

> 1 > 1 200 < PS ∙ V ≤ 1000
ZÜS 

(Zugelassene 
Überwachungsstelle) 

bP

≤ 1 > 1000
ZÜS ZÜS

> 1 > 1 > 1000





Kompressoren bedürfen aufwändigerer Prüfungen.  
(Bild: Dirk Rixen / HFUK Nord)

37Crisis Prevention 1/2023

Sicher. Aufladbar. Ausgezeichnet!

HL 12 EX EX SLE 16 LEDHL 35 EX HIGH POWERHL 30 EX POWER

Handleuchte, nur 280 g

2 Leuchtstufen, ca. 200 Lumen

IP67, DIN 14649

EX-Zonen 0/20

Auch als Batterieleuchte

 erhältlich

Knickkopfleuchte

3 Leuchtstufen, ca. 400 Lumen

IP67, DIN 14649

EX-Zonen 0/20

Beidseitig schwenkbar – 

 stufenlos bis 180 Grad

Arbeitsleuchte mit 

 Notlichtfunktion

2 Leuchtstufen, ca. 180 Lumen

IP64, DIN 14649

 EX-Zonen 1/21

Dauer-, Blink- oder Pilotlampe

VERBREITETER 

HALTECLIP!

Knickkopfleuchte

3 Leuchtstufen, ca. 300 Lumen

IP67, DIN 14649

 EX-Zonen 1/21

Beidseitig schwenkbar – 

 stufenlos bis 180 Grad

JETZT

NEU!

Was die vier Modelle aus dem umfangreichen AccuLux-Sortiment gemeinsam haben? 
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Aber auch hier gibt es klare Vorgaben durch den § 5 DGUV Vor-
schrift 4 (UVV „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“).
Zur Unterscheidung: Ortsfeste elektrische Betriebsmittel sind fest 
angebrachte Betriebsmittel oder Betriebsmittel, die keine Trage-
vorrichtung haben und deren Masse so groß ist, dass sie nicht 
leicht bewegt werden können. Dazu gehören auch elektrische 
Betriebsmittel, die vorübergehend fest angebracht sind und über 
bewegliche Anschlussleitungen betrieben werden. Für ortsfeste 
elektrische Betriebsmittel (z.B. Gebäudeelektrik) gilt eine Prüffrist 
von 4 Jahren.
Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel sind solche, die 
während des Betriebes bewegt werden oder die leicht von einem 
Platz zum anderen gebracht werden können, während sie an den 
Versorgungsstromkreis angeschlossen sind. Umgangssprachlich 
sagt man, alles was einen Stecker hat, ist ortsbeweglich.
Für ortsveränderliche Geräte gilt eine Frist von 12 Monaten. Nicht 
vergessen werden dürfen hier z.B. Kaffeemaschinen, Faxgeräte 
oder zum Beispiel auch Ladegeräte für Mobiltelefone. Der Zeitraum 
von 12 Monaten kann jedoch variieren. Ist die Fehlerquote der 
elektrischen Geräte unter 2%, so kann der Prüfzeitraum verlängert, 
jedoch maximal verdoppelt werden. Unterliegt das Gerät stark 
schädigenden Einflüssen, muss der Prüfzeitraum verkürzt werden.
„Die im Feuerwehrhaus gelagerten Lichterketten, Fritteusen und 
Kabel gehören gar nicht der Feuerwehr. Die gehören einem Kame-
raden oder dem Förderverein.“ Solche Sätze bekommen die 
Aufsichtspersonen der Feuerwehr-Unfallkassen manchmal als 
Erklärung zu hören, wenn es um ungeprüfte Geräte geht, die 
eher zum Veranstaltungsbereich der Feuerwehr gehören. Auch 
wenn es wirklich so ist, so spielt es für die Prüfung keine Rolle.

Sobald Feuerwehrangehörige mit den Geräten umgehen sollen, 
müssen diese auch geprüft werden.
Für alle Prüfungen im Elektrobereich gilt, dass sie durch eine 
Elektrofachkraft durchgeführt oder beaufsichtigt werden müssen.

Kompressoren

Kompressoren verfügen über einen Antrieb (meist Elektromotor), 
eine Verdichtungseinheit, bestehend aus Kolben, Zylinder,  Ventilen 
und einen Druckbehälter. Neben einer elektrotechnischen Prüfung 
muss auch der Druckbehälter geprüft werden. Bei der Ermittlung 
der Fristen und ob die Prüfung durch eine befähigte Person (bP) 
oder von einer zugelassenen Überwachungsstelle (ZÜS) durch 
einen Sachverständigen durchgeführt werden muss, kommt es 
auf das Druckliterinhaltsprodukt von PS (maximal zulässiger 
Druck) x V (Volumen) an. Es gilt folgende Tabelle: siehe oben.
Achtung: Kompressoren mit einem Druckliterinhaltsprodukt unter 
50 bar/Liter haben zwar keine Höchstprüffristen nach der Betriebs-
sicherheitsverordnung, sie sind dadurch aber nicht prüffrei. Der 
Unternehmer bzw. die Unternehmerin muss auch hier die Prüffris-
ten und Anforderungen an die prüfende Person festlegen. Wird 
eine Prüfung von einer zugelassenen Überwachungsstelle durch-
geführt, so müssen die Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen 
mindestens Auskunft über folgende Punkte geben:
1. Anlagenidentifikation
2. Prüfdatum
3. Art der Prüfung
4. Prüfungsgrundlagen
5. Prüfungsumfang
6. Eignung und Funktion der technischen Schutzmaßnahmen 

sowie Eignung der organisatorischen Schutzmaßnahmen
7. Ergebnis der Prüfung
8. Frist bis zur nächsten wiederkehrenden Prüfung nach § 16 

Absatz 2 und Name und Unterschrift des Prüfers, bei Prüfung 
durch zugelassene Überwachungsstellen zusätzlich Name der 
zugelassenen Überwachungsstelle; bei ausschließlich elektro-
nisch übermittelten Dokumenten die elektronische Signatur.

Die Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen müssen während 
der gesamten Verwendungsdauer am Betriebsort der überwa-
chungsbedürftigen Anlage aufbewahrt und der zuständigen 
Behörde auf Verlangen vorgelegt werden können. Sie können 
auch in elektronischer Form aufbewahrt werden.

Feuerwehrfremde Leitern

Während die auf den Einsatzfahrzeugen verlasteten Feuerwehr-
leitern regelmäßig durch Gerätewarte oder feuerwehrtechnische 
Zentralen geprüft werden und die Verwendung beziehungsweise 
der Umgang und das Besteigen der Feuerwehrleitern in Feuer-
wehrdienstvorschriften geregelt ist, laufen „feuerwehrfremde“ 
Leitern häufig „unter dem Radar“. Zu diesen Leitern zählen An -
legeleitern, Klapptritt- oder Haushaltstrittleitern, Mehrzweck-, 
Schieb- oder Teleskopleitern, die häufig in den Feuerwehrhäusern 
vorgefunden werden.
Mit diesen Leitern kommt es immer wieder zu schweren Unfällen 
bei Arbeiten im Feuerwehrhaus. In den Unfalluntersuchungen 
stellen die Aufsichtspersonen dann regelmäßig fest, dass die 
Leitern defekt waren oder nicht bestimmungsgemäß benutzt 
wurden.
Wie bei allen Betriebsmitteln hat der Unternehmer bzw. die 
Unternehmerin auch hier dafür zu sorgen, dass Leitern und Tritte 
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wiederkehrend auf ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden 
(Sicht- und Funktionsprüfung). Hierzu sind Art, Umfang und 
Fristen erforderlicher Prüfungen festzulegen.
Die Zeitabstände für die Prüfungen richten sich nach den Betriebs-
verhältnissen, insbesondere nach der Nutzungshäufigkeit, der 
Beanspruchung bei der Benutzung sowie der Häufigkeit und 
Schwere festgestellter Mängel bei vorangegangenen Prüfungen.
Der Unternehmer bzw. die Unternehmerin hat ferner gemäß § 3 
Abs. 3 der Betriebssicherheitsverordnung die notwendigen Vor-
aussetzungen zu ermitteln und festzulegen, welche die Person 
erfüllen muss, die von ihm mit der Prüfung von Leitern zu beauf-
tragen ist. Im Allgemeinen ist ein ausgebildeter Gerätewart in der 
Lage feuerwehrfremde Leitern zu prüfen. Es handelt sich hierbei 
um Sichtprüfungen, die ohne Prüfgeräte zu bewältigen sind.
Die systematische Überprüfung von Leitern und Tritten lässt sich 
z.B. mithilfe einer Checkliste durchführen. Checklisten sind bei 
jedem Leiterhersteller zu bekommen oder können der DGUV 
Information 208-016 „Die Verwendung von Leitern und Tritten“ 
entnommen werden.

Ein Prüfaufkleber („Plakette“) enthält den Hinweis auf die nächste 
Prüfung. (Bild: Jürgen Kalweit / HFUK Nord)

Auch "feuerwehrfremde" Leitern müssen geprüft werden.  
(Bild: Dirk Rixen / HFUK Nord)
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Bei der Prüfung sollte besonders auf folgende Punkte geachtet 

werden:

• Verschleiß, Verformung und Zerstörung von Bauteilen

• fehlende Bauteile

• ordnungsgemäße Funktion der Verbindungselemente

Wann und wie müssen Anlagen und Geräte 
der Feuerwehren geprüft werden?

Auch wenn es je nach Anlage oder Gerät Unterschiede nach 

Angaben der Hersteller geben kann, so gelten folgende Punkte 

grundsätzlich: Alle Anlagen und Geräte müssen vor der ersten 

Inbetriebnahme, nach einer Benutzung, bei Beschädigungen oder 

baulichen Veränderungen und in wiederkehrenden Abständen 

geprüft werden. Die wiederkehrenden Abstände müssen gemäß 

Betriebssicherheitsverordnung zeitlich hier vom Unternehmer 

oder der Unternehmerin (Stadt oder Gemeinde) festgelegt werden.

Grundsätzlich geben die Hersteller Informationen über Prüfzeit-

räume. Weitere Informationen kann man für das Gros an Aus-

rüstungsgegenständen auch den Prüfgrundsätzen für Ausrüstun-

gen und Geräte und Fahrzeuge der Feuerwehr (DGUV Grundsatz 

305-002) entnehmen. Die Prüfzeiträume in den Betriebsanlei-

tungen, Prüfordnungen und Informationsschriften beziehen sich 

jedoch in der Regel auf einen üblichen Gebrauch. Sind die Geräte 

und Betriebsmittel jedoch erhöhten Belastungen ausgesetzt, wie 

sie zum Beispiel teilweise in Einsätzen vorherrschen, müssen 

Prüfabstände gegebenenfalls verringert werden. Es kann auch 

notwendig sein, eine außergewöhnliche Prüfung, wie in § 11 (3) 

DGUV Vorschrift 49 gefordert, vorzunehmen, wenn z.B. eine vier-

teilige Steckleiter aus dem Stand umkippt und auf den Boden 

fällt oder Steckleiterteile bei der technischen Hilfeleistung als 

Hebel oder Abstützung benutzt werden.

Ziel einer Prüfung ist die Kontrolle auf Vollzähligkeit, sichere 

Funktion, Verschleiß, Beschädigung, Korrosion oder andere Ver-

änderungen.

Ob ein geprüftes Gerät die Prüfung erfolgreich bestanden hat, ist 

dem Prüfprotokoll zu entnehmen und dort dementsprechend zu 

vermerken. Ein eventuell aufgebrachter Prüfaufkleber ist lediglich 

ein Hinweis auf die nächste Prüfung, sagt aber nichts über das 

Bestehen einer vorhergehenden Prüfung aus. Prüfungen sind 

schriftlich oder elektronisch zu dokumentieren. Das Ergebnis der 

Prüfung ist mindestens bis zur nächsten Prüfung aufzubewahren.

Die Aufzeichnungen müssen mindestens Auskunft geben über:

1. Art der Prüfung

2. Prüfumfang

3. Ergebnis der Prüfung

4. Name und Unterschrift der zur Prüfung befähigten Person, bei 

ausschließlich elektronisch übermittelten Dokumenten elek-

tronische Signatur.

Je nach Prüfgrundlage (zum Beispiel für Druckbehälter oder elek-

trische Anlagen nach VDE-Prüfungen) können zusätzliche Angaben 

erforderlich sein. Ferner haben Unternehmerin bzw. Unternehmer 

zu ermitteln und festzulegen, welche Voraussetzungen die zur 

Prüfung befähigten Personen erfüllen müssen, die von ihm mit 

den Prüfungen von Arbeitsmitteln nach den §§ 14, 15 und 16 

Betriebssicherheitsverordnung zu beauftragen sind.

Prüfergebnis wichtig – Mängel müssen 
behoben werden!

Egal, welches Gerät geprüft wurde, wichtig ist, dass das Ergebnis 

der Prüfung auch beachtet wird. Eigentlich eine Selbstverständ-

lichkeit, die leider in der Praxis nicht immer gelebt wird. Immer 

wieder erleben die Aufsichtspersonen der Feuerwehr-Unfallkas-

sen, dass Gerätschaften zwar geprüft wurden, die Protokolle 

jedoch einfach abgeheftet werden, ohne sie durchgeschaut zu 

haben. Mit der Prüfung hat sich die Sache erledigt. Leider ist es 

nicht immer so einfach. So manches Mal fielen die Geräte durch 

und manch ein Verantwortlicher hat es gar nicht mitbekommen, 

da die Prüfprotokolle nicht durchgelesen wurden. Werden  Schäden 

festgestellt, so müssen die Gerätschaften instandgesetzt oder 

ausgetauscht werden.

Rahmenverträge können helfen

Eine große Herausforderung im Bereich der Prüfungen ist die 

Beachtung und Verfolgung von Fristen und Planung von Prüfun-

gen. Hier können zumindest zum Teil die Vergabe von Rahmen-

verträgen oder Prüfaufträge Abhilfe schaffen. Diese Maßnahme 

trägt auch zur Entlastung des Ehrenamtes bei. 

Dieser Artikel wurde erstveröffentlicht in  

„Der Sicherheitsbrief“ Nr. 52, 2/2022. 

Jürgen Kalweit, Dirk Rixen, Christian Heinz 

Hanseatische Feuerwehr-Unfallkasse Nord
Landesgeschäftsstelle Schleswig-Holstein
Hopfenstraße 2d
24097 Kiel

Weitere Informationen gibt es kostenlos zum Herunterladen und teilweise zusätzlich in gedruckter Form bei der jeweilig  

zuständigen Feuerwehr-Unfallkasse:

Unfallverhütungsvorschriften,  
Grundsätze, Informationen
• DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“

• DGUV Vorschrift 4 „Elektrische Anlagen  

und Betriebsmittel“

• DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“

• DGUV Grundsatz 305-002 „Prüfgrundsätze  

für Ausrüstung und Gerät der Feuerwehr“

• DGUV-Information 208-016 „Handlungsanleitung  

für den Umgang mit Leitern und Tritten“

Stichpunkte Sicherheit
• Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel  

in der  Feuerwehr-Prüfung

• Regale im Feuerwehrhaus

• Verbandkästen und Erste-Hilfe-Materialien

• Sicherer Umgang mit feuerwehrfremden Leitern

• Tragbare Stromerzeuger für die Feuerwehr:  

Beschaffung und Prüfung

• Gebrauchsdauer von Kunststoffhelmen:  

Jugendfeuerwehr- und Forstarbeiterhelm

• Persönliche Auftriebsmittel – Rettungswesten
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Schuhentwicklung im Feuerwehrhaus

W
as brauchen Feuerwehrleute und wie können 

HAIX­Schuhe sie bei ihrer Arbeit optimal unter­

stützen? Am Beginn eines kreativen Entwick­

lungsprozesses für neue Modelle stehen Szenarien, in denen 

die Schuhentwickler von HAIX ihre Produkte selbst testen. Unter 

den Einsatzbedingungen, für die sie gemacht sind.

Der neue Schuh soll kein „Raumschiff“ werden, aber auch keine 
„Gurke“ – das steht bereits am Anfang fest. Das Motto lautet „ON 
FIRE“ und dieses Feuer trägt jeder und jede einzelne in sich. Um 
besser „Outside the Box“ zu denken, geht es raus aus dem 
HAIX-Headquarter und rein ins Feuerwehrhaus. Am Ende des 
Tages wird kein fertiger Schuh auf dem Tisch stehen – das ist klar. 
Es geht um kreative Ideen, die ruhig auch verrückt sein dürfen 
und erste Ansätze für DEN Feuerwehrstiefel 2026 liefern.
Schuhe unter realen Bedingungen zu testen, besondere Anforde-
rungen zu erkennen, auf eventuelle Schwachstellen zu prüfen und 
ständig zu verbessern – das ist die Idee, die hinter solchen Workshops 
bei HAIX steckt. „Wir wollen nicht nur vom Papier lesen, welche 
Anforderungsprofile unsere Schuhentwicklungen erfüllen sollen“, 
sagt Thomas Singer, Leiter Forschung und Entwicklung bei HAIX: 
„Wir wollen auch verstehen, was sich hinter diesen Begriffen verbirgt, 
um die Schuhe für den realen Einsatz ständig zu optimieren.“

Der Weg: die Kreativität befeuern

In den roten Spinden der Fahrzeughalle warten die Feuerwehrstie-
fel schon auf den nächsten Einsatz. Damit es schneller geht, 
stülpen Feuerwehrleute die Hose häufig über die Schuhe. So 
können sie in den ersten Teil ihrer PSA unkompliziert reinsprin-

gen. Praktisch, aber auch 
ein sogenannter „Pain 
Point“. Erfahrungsgemäß 
würden 50 Prozent der 
Feuerwehrleute ihre 
Schuhe nicht schließen. 
Dazu kommt, dass der 
HAIX-Stiefel durch das 
Zwei-Zonen-Schnürsys-
tem für viele schon per-
fekt passen würde. Das 
kann man als Kompli-
ment verstehen oder als 
Ansporn, eine innovative 
Lösung zu entwickeln. 
Produktbereiche, die wei-

ter verbessert werden können sind, etwa Gewicht, Reinigung und 
Nachhaltigkeit. Mit Blick auf die Zukunft stellen sich viele Fragen: 
Wer wird die Stiefel 2026 tragen? Wer wird sie beschaffen? Was 
macht die Kundinnen und Kunden aus? Den einen Feuerwehrler 
gibt es sowieso nicht, aber kann es den einen Feuerwehrstiefel 
geben, der alle Bedürfnisse erfüllt? Die Messlatte dafür ist der 
Innenangriff – die Extremsituation im Einsatz.

Der Einsatz: in die Praxis schnuppern

Während die ersten Köpfe rauchen, schrillt plötzlich ein Alarm 
durch den Raum. Thomas Singer, Leiter Forschung und Entwick-
lung, hält den Pieper in der Hand. „Wir haben einen Einsatz“, 

ruft er die Truppe auf. Das Team rennt in die Fahrzeughalle. Rein 
in die PSA. Mit dem Feuerwehrauto geht es zum Einsatzszenario: 
Ein Schuppen hat Feuer gefangen, eine Person im Inneren muss 
gerettet werden. Der Rauch kommt aus einer Nebelmaschine, 
die zu rettende Person ist in diesem Fall ein Blinklicht. Hört sich 
einfach an? Die Entwickler sind erstaunt, wie sehr ein bisschen 
Nebel die Wahrnehmung und Orientierung einschränken kann. 
Die Hindernisse im Raum fühlen sich an wie Berge. In Wahrheit 
sind es zwei Teppichrollen, ein Fass und eine Garderobenstange. 
Der Schuppen, der etwa eine Länge von sechs Metern hat, erscheint 
unendlich lang. Das Blinken des Lichts ist durch den Nebel kaum 
zu sehen. Und dabei handelt es sich hier nur um eine Übung.

Liebe zum Detail: Hightech­Schnürsenkel

Wie viel Entwicklungsarbeit und Innovationskraft bei HAIX in 
einzelnen Details stecken kann, zeigt der Hightech-Schnürsenkel, 
der mit speziell angepassten Ösen serienmäßig im FIRE EAGLE 
2.0 und FIRE HERO 3.0 zum Einsatz kommt. Jeder, der die Senkel 
anfasst, fühlt bereits, dass sie sich von einem normalen Schuh-
band unterscheiden. Der Senkel ist steifer, wirkt fast drahtig. 
Mit dieser Neuentwicklung von HAIX gemeinsam mit der Firma 
Teufelberger, einem Spezialisten für Stahlseile für Seilbahnen 
und Krane, Segelsport und Absturzsicherung, haben die Experten 
aus Seil- und Schuhtechnik die Reiß- und Abriebfestigkeit der 
Senkel optimiert.  Beim Scheuertest der HAIX-Schnürung hält die 
Maschine nach über einer Million Zyklen automatisch an, weiter 
zählt sie nicht. Ein „normaler“, qualitativ hochwertiger Schnür-
senkel schafft bei diesem Test nur bis zu 300.000 Zyklen.

Die Aufgabe: noch besser werden

Die DIN-Norm für Feuerwehrstiefel stellt hohe Anforderungen an 
jedes Bauteil. Ziel bei HAIX ist es, diese stets zu übertreffen. Im 
hauseigenen Labor prüft HAIX nicht nur den fertigen Schuh, 
sondern alle Materialien bereits während der Entwicklung. Die 
neu gewonnen Erkenntnisse fließen sofort in ein Grobkonzept 
für den neuen Feuerwehrstiefel ein. - Der Traum vom innovativ-
sten Feuerwehrstiefel hat bei HAIX also gerade erst begonnen. 
Und egal in welcher Form, 2026 wird er wahr. 

www.haix.de

Advertorial

Im Innenangriff halten HAIX-Feuerwehr-
stiefel jeder Extremsituation stand.  
(Bild: Hanno Meier, HAIX)

Feuerwehrkommandant und HAIX-Experten nehmen jedes Detail an den 
getragenen Einsatzstiefeln in den Blick. (Bild: Inge Fuchs, HAIX)
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Projekt „eLHF“

Beschaffung und Integration eines elektrisch ange-
triebenen Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeuges

Jens Klink

D
as Thema der Elektromobilität ist mit Blick auf die 

aktuelle Verkehrswende auf breiter gesellschaftlicher 

Ebene ein weiterhin kontrovers diskutierter Bereich. 

Von Seiten der Befürworter und der Skeptiker werden die Vor­

teile und Nachteile regelmäßig erörtert und gegeneinander 

Aufgewogen. Dieser Austausch von Argumenten ist seit mittler­

weile mehreren Jahren auch auf fachlicher Ebene der BOS­ 

Organisationen angekommen. 

Die Berliner Feuerwehr versucht seit ihrer Gründung im Jahr 1851 

immer sich den stetigen Neuerungen, welche sich aus dem tech-

nischen Fortschritt ergeben, zu stellen und in den Einsatzbetrieb 

zu integrieren. Dies erfolgt immer mit dem Ziel Verbesserungen 

für den Dienstbetrieb der Feuerwehr zu erwirken. Der Bereich 

der Elektromobilität war bereits um das Jahr 1905, bei der Umstel-

lung des Fuhrparks von Pferdefuhrwerken auf das Automobil, 

ein Thema dem sich die Berliner Feuerwehr gestellt und in den 

damaligen Einsatzdienst integriert hat. Seit dem Jahr 2016 befasst 

sich die Berliner Feuerwehr im Rahmen verschiedener Projekte 

erneut intensiver mit dem wieder aufflammenden Thema der 

Elektromobilität.

Das Projekt „Elektrisches Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeug“ 

(BENE-Förderkennzeichen 1213-B4-N), welches kurz als Projekt 

eLHF geführt wurde, war ein durch das Berliner Programm für 

Nachhaltige Entwicklung (BENE) gefördertes Vorhaben. Das Pro-

gramm wurde aus dem Europäischen Fonds für regionale Ent-

wicklung kofinanziert, wodurch das Projekt eLHF direkt durch 

Mittel der Europäischen Union unterstützt wurde. Das Projekt 

startete am 06.03.2018 und erstreckte sich über eine Laufzeit von 

49 Monaten bis zum 30.04.2022. Das Gesamtbudget belief sich 

auf 1,8 Millionen Euro.

Die Projektziele

Das übergeordnete Gesamtprojektziel der Berliner Feuerwehr 

war es, einen innovativen und nachhaltigen Beitrag für den 

Umweltschutz zu leisten und die Fahrzeugtechnik im Segment 

der Feuerwehr Einsatzfahrzeuge auf die zukünftigen Bedürfnisse 

der Einsatzkräfte anzupassen. Die Berliner Feuerwehr als öffent-

liche Auftraggeberin sah sich dabei in der Verantwortung, ihre 

besondere Marktstellung gewissenhaft einzusetzen und im Rah-

men des Projekts den Wettbewerb im Bereich der innovativen 

Elektro- bzw. Hybridnutzfahrzeuge zu forcieren. Des Weiteren 

sollte durch die Einführung der Elektromobilität bei der größten 

und ältesten Berufsfeuerwehr Deutschlands eine Signalwirkung 

für die Wirtschaft und andere öffentliche Aufraggeber erreicht 

werden. Die Projektziele beschreiben die Kernthemen des Pro-

jektes, die es zu optimieren galt, ohne bei dem technischen 

Einsatzwert im Vergleich zu konventionellen Lösch- und Hilfeleis-

tungsfahrzeugen Einschränkungen zu erfahren. 

eLHF-Gesamtansicht (Bild: Hans-Jörg Schierz)
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Verbesserungen im betrieblichen Gesundheitsschutz

Die Gestaltung konventioneller Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeuge 

in Europa ist durch die Verwendung von Großserienfahrgestellen 

geprägt. Dies hat zur Folge, dass sich einsatzdienstspezifische 

Anforderungen der Feuerwehren nicht optimal umsetzen lassen. 

Insbesondere ergonomische Bedürfnisse stellen bei konventio-

nellen Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeugen oftmals nur einen 

Kompromiss aus der gegebenen Fahrgestellarchitektur und Wün-

schen, die dem Gesundheits- und Arbeitsschutzgedanken ent-

Fahrzeugstruktur mit Antriebskomponenten (Bild: Rosenbauer)

Antrieb Serieller Hybrid mit perma-

nentem Allradantrieb

Batterie 

Kapazität

brutto

netto

2 x 66 kWh

2 x 50 kWh

Antriebs-

eistung

Spitzenleistung

Dauerleistung

360 kW (2 x 180 kW) 

260 kW

Elektrische 

Reichweite

Innerstädtisch

Autobahn

Ca. 100 km

Ca. 70 km

Diesel-

elektrische 

Reichweite

Autobahn Ca. 600 km

Ladeleistung DC 150 kW (peak), AC 22 kW

Energie Backup System 225 kW Dieselverbrennungs-

motor (Stage V)

Tankvolumen Kraftstoff 125 Liter

Fahrassistenzsysteme EBS / ABS / ESP / ADM

Radstand 4.100 mm

Bodenfreiheiten 175 / 250 / 350 / 470 mm

Bremsen 17” Scheiben mit EBS

Federung Pneumatisch / höhenverstell-

bar

Beleuchtung LED

Spiegel Spiegelersatzsystem

Sitzplatz Konfiguration 1 + 6

Tabelle 1: Allgemeine technische Daten des eLHFs
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raumklappen lässt in diesem Punkt ebenfalls Vorteile erwarten. 
Trotz dieser Umgestaltungen ist es zu keiner Verringerung des 
verfügbaren Beladeraumvolumens gekommen.
Die neue Gestaltung des Mannschaftsraumes mit der Integration 
des Maschinisten und des Einheitsführers in eine Fahrzeugkabine 
hat die Kommunikation insbesondere auf der Anfahrt zu einem 
Einsatz deutlich verbessert. Der Informationsaustausch in dieser 
Einsatzphase ist als sehr elementar anzusehen. Die Verbesserun-
gen, im Vergleich zu konventionell gestalteten Mannschaftsräumen, 
konnten durch die Einsatzkräfte in der Erprobung bestätigt werden.
Der Probebetrieb des Projektfahrzeugs und der Ladeinfrastruk-
tursysteme erfolgten vom 01.02.2021 bis zum 28.02.2022. Während 
der Erprobung, welche auf drei Feuerwachen aufgeteilt war, lag 
der Fokus auf der Integration des neuen Fahrzeugkonzeptes in 
den Einsatzdienst. Weiterhin wurde eine Erhebung notwendiger 
technischer Maßnahmen für die Einführung des neuen Fahrzeug-
konzeptes mit einem besonderen Blick auf die Antriebstechno-
logie durchgeführt. Die Analyse und Validierung der gesammel-
ten Erkenntnisse erfolgte stetig in enger Zusammenarbeit zwischen 
dem Entwicklerteam der Firma Rosenbauer und der Berliner 
Feuerwehr. Notwendige technische Anpassungen wurden kurz-
fristig umgesetzt bzw. führten zu Weiterentwicklungen des Seri-
enfahrzeugs.

Der Probebetrieb

Im gesamten Erprobungszeitraum war das Projektfahrzeug 228 
Tage im Dienst. Außerhalb dieser Zeit erfolgten die technischen 
Einweisungen auf den Feuerwachen, Fahrzeugpräsentationen, 
Fahrzeugreparaturen, technische Anpassungen und Fahrzeugtests. 
Innerhalb der 228 Einsatztage konnten mit dem Projektfahrzeug 
1.386 Einsätze bearbeitet werden. Die Durchführung dieser Ein-
sätze erfolgte in 90,7 % der Fälle in einem rein batterieelektrischen 
Betrieb und führte somit zu einer Vermeidung von 10,3 t CO2-Äq 
im Vergleich zu einem konventionellem, im Bestand befindlichen 
Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeug.

Das Projekt eLHF war für die Berliner Feuerwehr ein sehr zeitin-
tensives, aber spannendes Projekt, welches national und inter-
national mit großem Interesse verfolgt wurde. Durch das Verga-
beinstrument der Innovationspartnerschaft hatte die Berliner 
Feuerwehr die Möglichkeit, die Entwicklung eines neuen Fahr-
zeugkonzeptes sehr eng zu begleiten. Diese enge Begleitung 
ermöglichte es, gemeinsam mit der Industrie ein Fahrzeug zu 
entwickeln, welches die zukünftigen Anforderungen an ein Lösch-
fahrzeug im urbanen Einsatzgebiet deutlich besser erfüllen kann, 
als es durch bisher verfügbare Fahrzeuglösungen der Fall war. 
Für die Zukunft ist es geplant, notwendige Ersatzbeschaffungen 
im Bereich der Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeuge auf dieses 
bzw. vergleichbare Fahrzeugkonzepte auszurichten. Im Jahr 2022 
konnte bereits ein Auftrag für vier weitere elektrisch angetriebene 
Lösch- und Hilfeleistungsfahrzeug vergeben werden. Die Auswei-
tung der elektrischen Antriebe auf andere Fahrzeugtypen ist 
ebenfalls angestoßen. 

Jens Klink
Berliner Feuerwehr
Leiter Produktmanagement Fahrzeuge
E-Mail: Jens.Klink@berliner-feuerwehr.de
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One-Way-Ausstattung für nachhaltigere 
 Massennotunterkünfte – Feldtest und Ausblick 

Sven Grasselt-Gille

D
ie Unterbringung der Betroffenen ist eine zentrale 
 Herausforderung in vielen Szenarios der Soforthilfe. 
Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass die Lösung 

dieser Aufgabe drei Facetten hat: Die Beschaffung, den Einsatz 
selbst und die Verfahrensweise nach dessen Ende. Das Koope­
rationsprojekt AidBoards der Technischen Universität Dresden 
(TU Dresden) und u. a. des DRK LogHub zeigt eine gesamtheit­
liche Lösungsmöglichkeit auf. 2022 wurde eine offene Feld studie 
durchgeführt, zu der auch auf crisis­prevention.de eingeladen 
und die Hintergründe erläutert wurden. Die Erkenntnisse sollen 
2023 in Form verbesserter Produktlösungen Eingang in die  Praxis 
finden.

Als Ergebnis der an der Professur für Holztechnik und Faserwerk-

stofftechnik durchgeführten Forschung mit Fokus auf Feldbetten 

sind Konzepte für kostengünstige, leicht palettierbare Steckbau-

sätze für den einmaligen Transport entstanden, die auf einem 

Papierwerkstoff basieren: Die verwendete Schwerwellpappe ist 

ein typisches Industrie-Verpackungsmaterial. Sie besteht aus 

nachwachsenden Rohstoffen mit vergleichsweise geringem 

CO2-Fußabdruck gegenüber den bei z. B. Klapp-Feldbetten über-

wiegend verwendeten Metallen und Kunststoffen. Schwerwell-

pappe kann regional kostengünstig und schnell verarbeitet  werden, 

dazu ist sie über das sehr gut ausgebaute Alt papier wertstoffsystem 

100% recyclebar. Beide Faktoren, leichte Herstellung und Entsor-

gung, haben nicht nur am Standort Deutschland, sondern in 

nahezu allen europäischen Staaten Gültigkeit.

Der in der Feldstudie verfügbare modulare Feldbett-Demonstra-

tor nutzt neben der Wellpappe-Struktur eine frei hängende 

 Liegefläche aus Jutegewebe, ähnlich den bekannten Klappfeld-

betten. Für die Kampagne wurden zusätzlich ein Tisch und ein 

Hocker bereitgestellt. Zusammen bildeten sie das Testpaket für 

die Grundelemente einer Notunterkunft, das über den Onlineshop 

des sächsischen DRK (retterstore.de) abrufbar war. Die Motivation 

und Herleitung des damit präsentierten Konzepts wird in dem 

bereits erschienen Onlineartikel (crisis-prevention.de/katastrophen-

schutz/one-way-ausstattung-fuer-nachhaltigere-massennotunter-

kuenfte.html) zusammen mit den Vorteilen und Grenzen dar gelegt.

Erfahrungen aus dem Feldtest

Dank einer Bundes-Förderung konnten 100 Feldbetten, 100 Tische 

und 200 Hocker seriennah gefertigt und für den Post-Versand 

vorbereitet werden. Bereits dieser Teil der Arbeiten hat eine Reihe 

von technischen und wirtschaftlichen Fragestellungen aufgezeigt, 

die aus den vorherigen Arbeiten mit einzelnen Prototypen nicht 

absehbar waren. 

Überarbeitetes Feldbett mit verschiedenen Ausrüstungsoptionen

Testpaket aus vier Feldbett-Modulen, einem Tisch und zwei Hockern
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Der Bezug der Testpakete war aufgrund der Förderung mit gerin-
gen Kosten zur Deckung der Unkosten der Industriepartner ver-
bunden. Dafür wurde mit dem Paket ein Fragebogen ausgegeben, 
um die Erfahrungen der NutzerInnen zu erfassen. Diese haben 
ein ambivalentes Bild hinsichtlich des Aufbaus gezeigt. Während 
einige NutzerInnen teilweise ganz auf Aufbauanleitungen ver-
zichten konnten, haben an anderer Stelle weder die aufgedruckte 
Anleitung noch die Videoanleitung zum Erfolg geführt.  Den kor-
rekten Aufbau der Produkte vorausgesetzt, waren alle Teilneh-
merInnen positiv überrascht von der Belastbarkeit. Der in dieser 
Hinsicht hervorzuhebende Hocker wiederrum hat bei kleinen 
Personen zu unangenehmen Druckstellen geführt. Dem gegenüber 
wurde das Feldbett durch die hängemattenartige Bespannung 
als sehr bequem beschrieben, auch wenn die Stoßstellen der 
einzelnen Module etwas irritierten. Dieses hat dadurch auch eine 
begrenzte Traglast und bewirkte bei den NutzerInnen, dass die 
ersten Liegeversuche vorsichtig angegangen wurden.

Am Ende der jeweiligen Testläufe hatte das eingesetzte Personal 
die oftmals vorhandene anfängliche Skepsis überwunden und 
Vertrauen in die Stabilität und damit das Produkt-Konzept gewon-
nen. Die Anlieferung als kompaktes Paket wurde im Sinne der 
effektiven Logistik positiv bemerkt. 
Aktuell noch vorhandene Restbestände werden genutzt, um den 

längeren Einsatz in verschiedenen Umfeldern zu erproben. Das 
sind z. B. der Einsatz als Werkbänke, Büroarbeitstische oder im 
Falle der Hocker als Notbestuhlung für Massenveranstaltung.

Ergebnisse aus dem Feldtest
Die Vorteile des Konzepts wurden erkannt bzw. bestätigt und 
Vorbehalte konnten beseitigt werden, wodurch der praktische 
Einsatz sinnvoll erscheint. Dafür steht an erster Stelle, die Kon-
struktion zu vereinfachen, um in jedem Fall einen erfolgreichen 
Aufbau z. B. auch durch Betroffene vor Ort zu gewährleisten. Dies 
bedeutet nicht unbedingt, weniger Montageschritte vorzusehen, 
sondern vor allem eine Konstruktion zu realisieren, die kein 
großes technisches Verständnis von den zukünftigen NutzerInnen 
fordert. In diesem Sinne werden auch die grafischen Aufbauan-
leitungen neugestaltet. Eine andere Einsicht betrifft die Struktur 
des Bedarfs von Organisationen des Katastrophenschutzes. Da 
das Konzept weniger auf Bevorratung als auf kurzfristige Verfüg-
barkeit im Notfall ausgerichtet ist, ist keine gleichmäßige Nach-
frage zu erwarten. Dies ist aus wirtschaftlicher Sicht für eine 
Umsetzung problematisch.
Hinsichtlich des Feldbetts resultieren diese Erfahrungen in einer 
grundlegenden Überarbeitung: Das nun für die Großserie vorge-
sehene Modell verzichtet auf die Jutebespannug zu Gunsten einer 
Lösung mit Matratze o. ä. 

Angehörige des Katastrophenschutzes der Stadt Dresden demonstrieren 
die Stabilität eines Feldtisches auch jenseits der geplanten Belastungs-
grenze 

Neun Einweg-Tische in fixierter Anordnung als übergroße Werkbank
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Der Nachteil daraus ist der Bedarf an einer Auflage, mindestens 

einer Decke oder Isomatte. Entwicklungsarbeiten zu einer zu 

dem Konzept passenden Lösung auf Basis von Papier haben 

bereits begonnen. Dem gegenüber steht eine Reihe von Vorteilen. 

Der Aufwand für Herstellung und Logistik kann kostenseitig nahezu 

halbiert werden, gleiches gilt für die Bereitstellungszeit. Es ist 

die Nutzung einer größeren Bandbreite an Herstellern möglich, 

da keine speziellen bzw. kleinere Produktionsanlagen ausreichend 

sind. Damit rücken Lieferzeiten von wenigen Tagen auch für sehr 

große Stückzahlen in Reichweite.  Die Traglast des Feldbetts 

erhöht sich signifikant und die Versagens-Anfälligkeit wird wesent-

lich reduziert, was bereits optisch zu einem größeren Vertrauen 

in das Produkt führt. Der Verzicht auf Jute an sich ist positiv im 

Sinne der nicht länger vorhandenen Fusseln und der beseitigten 

Abhängigkeit von einem aus Fernost zu importierenden Material. 

Zusätzlich können eine Reihe von zusätzlichen Funktionen, die 

teilweise bereits in dem Testpaket-Feldbett angelegt waren, aus-

gebaut werden. 

Neben der vergrößerten Ablage unterhalb des Kopf- bzw. Fußen-

des findet sich nun Stauraum für größere Kisten. Die Liegefläche 

kann mit stabilen Aufnahmepunkten für Anbauten wie Bettge-

länder und Infusions- oder Garderobenständer versehen werden. 

Zusätzlich zu der Möglichkeit, ein Mosquitozelt zu montieren, ist 

es jetzt auch vorgesehen, das Bett nach wenigen Handgriffen in 

der Behandlung von Durchfallerkrankungen einzusetzen (als s. g. 

Cholerabett). Die letzten beiden Punkte sind Anforderungen, die 

ursprünglich aus der internationalen Katastrophenhilfe stammen 

und relativ einfach aufgegriffen werden konnten. Das zugehörige 

Bettgeländer erfordert ein überschaubares Maß an Produktent-

wicklung, die zukünftig außerhalb des universitären Forschungs-

umfeldes stattfinden wird.

Ausblick

Für den Transfer der Forschungs- und Feldtestergebnisse in die 

Praxis werden wirtschaftsnahe Strukturen benötigt. Diese werden 

zukünftig durch die Gesellschaft für Wissens- und Technologie-

transfer der TU Dresden in Form eines Innovationszentrums 

bereitgestellt. Ab April 2023 sollen die optimierten Feldbetten, 

Hocker und Tische regulär verfügbar sein. Um eine wirtschaftli-

che Basis zu schaffen, werden die Produkte auch außerhalb des 

direkten Katastrophenschutzes verfügbar gemacht. Dies geschieht 

in Form eines Gesamtpakets mit der Mobiliar-Grundausstattung 

für eine Person, bestehend aus Bett, Tisch, zwei Hockern und 

einem zusätzlichen Regal. Möglicher Bedarf besteht z. B. bei 

Sozialämtern oder Geflüchteten in privaten Unterkünften.

Als dauerhaft erhältliches Testpaket soll es auch weiterhin eine 

niedrigschwellige Möglichkeit für Katastrophenschutzorganisati-

onen bieten, die Ausrüstung zu erproben. An erster Stelle stehen 

für die Verbesserungsarbeiten zukünftig jedoch praktische Erpro-

bungen im tatsächlichen Einsatz, z. B. parallel zu der bisher 

gewohnten Ausstattung. Bei wirtschaftlichem Erfolg dieser ersten 

Artikel können weitere Produkte entwickelt werden, wie z. B. das 

erwähnte Bettgeländer oder eine erhöhte Patientenbett-Version. 

Mehrmalige Verwendbarkeit der Produkte ist eine mögliche 

zukünftige Aufgabenstellung, ebenso wie die Ausweitung des 

Herstellernetzwerks für dezentrale Fertigung. Die Fragebögen des 

Feldversuchs enthalten erfreulicher Weise eine ganze Reihe von 

Vorschlägen, die auf die Umsetzung warten: Durch die Mitarbeit 

als Kooperationspartner können innovationsbereite Hilfsorgani-

sationen zukünftige Ausrüstung mitgestalten. Daneben freuen 

wir uns immer über Praxis-Anwender für neue Referenzprojekte, 

wozu wir sie weiterhin ausdrücklich einladen möchten. 

Notfallpaket mit der Mobiliar-Grundausstattung für eine Person  
(alle Bilder: TU Dresden/Sven Grasselt-Gille)

Dipl.-Ing. Sven Grasselt-Gille
Wissenschaftlicher Mitarbeiter Produktent-
wicklung
TU Dresden, Professur für Holztechnik und 
Faserwerkstofftechnik
E-Mail: sven.grasselt-gille@tu-dresden.de

Überarbeitetes Einweg-Feldbett im Vergleich mit einem Standard-Klapp-
feldbett 
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Sonderteil 112RESCUE

(Bild: Feuerwehr Dortmund)

Fachmesse 112RESCUE in Dortmund 
Top-Anbieter aus Brand-, Rettungs-,  Katastrophen- und Bevölkerungs-

schutz präsentieren sich auf dem neuen Hotspot für die Branche

F
achmesse in der Messe Dortmund deckt ganzheitlich 
das moderne Rettungswesen ab – Starkes Programm mit 
Innovations­Hub FORSCHUNG & ZUKUNFT und CAREER 

CAMPUS

Die Messe Dortmund bringt mit der neuen 112RESCUE vom  

14. bis 17. Juni 2023 ein zukunftsweisendes Messeformat für alle 

wesentlichen Bereiche der öffentlichen Sicherheit und Gefahren-

abwehr an den Start. Mehr als 140 Branchengrößen und innova-

tive Aussteller haben ihre Teilnahme bereits zugesagt und decken 

das gesamte B2B-Angebot des modernen Rettungswesens ab.

Die Zunahme von Extremwetterlagen und auch der technologische 

Fortschritt stellen Schutz- und Rettungskräfte sowie Brandbe-

kämpfer ständig vor neue Herausforderungen. Das macht den 

fachübergreifenden Informations- und Handelsplatz mit zukunfts-

weisenden Technologien, aktuellen Produkten, Materialien und 

viel Raum für den Austausch für die Branche unverzichtbar. 

Angesprochen sind auch Vertreter aus  Kommunen, Hilfsdiensten, 

Wissenschaft und Forschung sowie der Fort- und Weiterbildung. 

Schirmherr der jährlichen 112RESCUE ist Herbert Reul (CDU), 

Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen.

Starke Anbieter mit großer Produktvielfalt 

So werden z.B. Weber Rescue, ein führender Hersteller von hydrau-

lischen und pneumatischen Rettungsgeräten und -systemen, sowie 

Carl Henkel mit hochwertiger Ausrüstung für extreme Rettungs-

einsätze auf der Messe sein. Als Feuerwehrausstatter präsentiert 

BTL Brandschutz einen Rundumservice von Bekleidung bis hin 

zu Feuerwehrfahrzeugen. Löschfahrzeuge, Tanklöschfahrzeuge, 

Rüst- und Gerätewagen gehören zum Angebot von Schlingmann, 

spezialisiert auf Feuerwehrfahrzeuge aller Art. Darüberhinaus 

werden der bekannte Spezialschuhhersteller Haix Feuerwehrstie-

fel in diversen Ausführungen und S-Gard variantenreiche 

High-End-Schutzkleidung zeigen. Auch Systemlieferant Dönges 

bringt ein vielfältiges Angebot rund um den Feuerwehrbedarf und 

den Arbeitsschutz mit nach Dortmund. Dräger – im Bereich Medi-

zin- und Sicherheitstechnik in über 190 Ländern vertreten – stellt 

außerdem eine umfangreiche Produktpalette für Feuerwehren, 

Rettungsdienste und Behörden vor. Alles für die Notfallmedizin 

und die Erste Hilfe hat Hestomed-Helbig im Messegepäck.

Innovations­Hub: FORSCHUNG & ZUKUNFT 

Herausforderungen in der Zukunft sind bereits heute bedeutsame 

Themen. Mit dem Innovations-Hub im Bereich FORSCHUNG & 

ZUKUNFT gibt die 112RESCUE führenden Forschungsinstituten, Start-

Ups und zukunftsorientierten Unternehmen aus allen wesentlichen 

Zweigen der öffentlichen Sicherheit und Gefahrenabwehr eine 

wichtige Plattform. In kurzen Vorträgen, Roundtables und Interviews 

geht es inhaltlich und mit Vorführungen und Exponaten um Hoch-

wasser- und Brandschutz sowie die neuesten Trends und Forschungs-

ergebnisse im Rettungswesen. Dabei werden die Digitalisierung, 

der Einsatz von Drohnen und das Proben von Ernstfällen in virtu-

ellen Umgebungen ebenso spannende Topics sein wie künstliche 

Intelligenz, Robotik, die Rahmenbedingungen rund um die Rechts-, 

Daten- und Arbeitssicherheit sowie der Umgang mit Geodaten. 

CAREER CAMPUS – der Karriere-Hub für Aus- und Weiterbildung

Training, Ausbildung und Führungskompetenzen sind wichtige 

Pfeiler, um im Ernstfall eine perfekt aufeinander abgestimmte 

Zusammenarbeit aller Rettungs- und Schutzkräfte zu gewährleis-

ten. Auf dem CAREER CAMPUS werden sich Hochschulen, 

 Bildungsstätten, Verbände und Institutionen mit einem umfang-

reichen Fort- und Weiterbildungsangebot vorstellen. Ein Schwer-

punkt wird auf der Entwicklung und Qualifizierung von Führungs-

kräften liegen. Zur Karriereplattform der 112RESCUE gehört ebenso 

eine Jobbörse mit freien Stellen in Kommunen, Hilfsverbänden 

und Unternehmen. 

Messe Dortmund GmbH
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Smart Home Systeme als zukünftiger Bestandteil  
der Rettungskette – das ADLeR-Konzept 

Oliver Krüger

E
ine 76­jährige Dortmunderin mit beginnender Demenz 
macht an einem sonnigen Frühlingstag Bratkartoffeln 
und geht dabei nur kurz auf den Balkon, um die Blumen 

zu gießen. Sie schließt die Balkontür hinter sich, gießt die Blu­
men, setzt sich in die Sonne – und vergisst das Essen auf dem 
Herd. Wenige Minuten später geht eine Meldung in der Leitstelle 
ein: „Rauch und Feuerschein in der Märkischen Straße 241,  
3. OG links, Küche. Eine Person vor Ort.“ Ein Mehrkriterien­
melder hatte den Entstehungsbrand detektiert, die Bewohnerin 
wurde lokalisiert und die Meldung über einen Hub generiert, 
nachdem die Bewohnerin die Übermittlung nicht innerhalb von 
30 Sekunden unterbunden hatte. Die Dame selbst wird erst mit 
Eintreffen der Einsatzfahrzeuge auf die Situation aufmerksam. 
Durch die umgehende Alarmierung bleibt sie unverletzt und 
der Sachschaden beschränkt sich auf die Ausstattung der Küche. 

Die Feuerwehr Dortmund hat im Rahmen des Forschungspro-

jektes ADLeR (Automatisiertes Detektions-, Melde- und Leitsystem 

für Rettungskräfte – Rettungskette neu denken) gemeinsam mit 

dem Fraunhofer ISST (Institut für Software und Systemtechnik) 

und weiteren Partnern ein Konzept entwickelt, das eine neue Art 

der Nutzung von Smart Home Systemen und die Integration von 

Ersthelfenden in die Rettungskette vorsieht. Im Brandfall, aber 

auch bei medizinischen Notfällen oder im Katastrophenfall, sol-

len so vor allem Verzögerungen im Bereich der Entdeckungs- und 

Meldezeit sowie bei der Erkundung des Einsatzortes vermieden 

werden (vgl. Abbildung 1). Insbesondere für Personen deren 

Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, kann auf diese Art ein 

höheres Sicherheitsniveau bei weiterhin selbstbestimmtem  Alltag 

hergestellt werden. Die Konzeptphase des Projekts wurde vom 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) als Teil 

der Richtlinie „SifoLIFE– Demonstration innovativer, vernetzter 

Sicherheitslösungen“ mit den Förderkennzeichen 13N15616 und 

13N15617 gefördert. Eine Umsetzung des Konzepts in einer zwei-

ten Förderphase wird angestrebt und findet bei entsprechender 

Auswahl für Weiterförderung statt.

Warum sich etwas daran ändern muss, wie 
Notfälle entdeckt und gemeldet werden.

Seitens der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf-

gaben (BOS) wird bereits unter hohem Ressourceneinsatz alles 

dafür getan, auf Notrufe schnellstmöglich und mit effektiven 

Maßnahmen zu reagieren. Entsprechende Hilfsfristen von bspw. 

acht Minuten im städtischen Gebiet werden dabei mit sehr hoher 

Zuverlässigkeit eingehalten. Sofern zuvor umgehend die 112 gewählt 

wurde, gewährleistet diese Frist eine hohe Chance Leben zu 

retten und Schäden an Sachwerten gering zu halten.

Vernetzte Nutzung aller BOS-Systeme und Kommunikation 
mit der Bevölkerung im Überflutungsfall

Abbildung 1 – Rettungskette mit Einsatzphasen und –zeiten sowie 
Potentialen des ADLeR-Konzepts 
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Hohe Risiken und schwere Folgen durch ein Schadensereignis 
entstehen daher vor allem, wenn dieses zuvor lange unentdeckt 
blieb und Feuerwehr oder Rettungsdienst trotz ihres umgehenden 
Handelns „zu spät“ an der Einsatzstelle eintreffen. Lebensgefahr 
tritt insb. dann auf, wenn zusätzlich zur unbemerkten Entwicklung 
der Lage, betroffene Personen sich nicht selbst aus deren Gefah-
renbereich retten können. Einschränkungen der Selbstrettungs-
fähigkeit oder auch der Fähigkeit zügig einen Notruf abzusetzen 
können vor allem bei Lebensälteren oder Menschen mit Behin-
derung vorliegen. In der Konsequenz finden sich diese Bevölke-
rungsgruppen auch mit höheren Anteilen in den jährlichen Sta-
tistiken der Brandtoten wieder. Das Problem ist jedoch nicht nur 
im Brandfall relevant: auch der hohe Anteil von Menschen älter 
als 60 Jahre unter den Opfern der Flutkatastrophe im Sommer 
2021 zeigt, dass Personen mit einer eingeschränkten Fähigkeit 
zur Selbstrettung in unterschiedlichen Gefahrenlagen grundsätz-
lich einem höheren Risiko ausgesetzt sind. 
Für eine erfolgreiche Rettung dieser Personengruppen ist es daher 
von höchster Bedeutung, Brände und andere Schadensereignisse 
umgehend zu detektieren und diese direkt der Einsatzleitstelle 
zu melden. Einerseits profitieren Betroffene selbst unmittelbar 
von der schnelleren Rettung oder auch indem ihre Wohnung 
deutlich weniger Schaden nimmt. Andererseits wird die Sicher-
heit für Einsatzkräfte gesteigert, indem sie Brände häufiger bereits 
in einfacher beherrschbaren Stadien bekämpfen können. 

Wie eine automatisierte Detektion und 
Meldung technisch umgesetzt werden kann.

Im Sinne des ADLeR-Konzepts können unterschiedliche Sensor-
typen eines Wohnungssystems an einer zentralen Verarbeitungs-
einheit – dem sog. Hub – drahtlos angebunden werden. So sind 
bspw. Mehrkriterienmelder vorgesehen, um Brände schon in der 
Entstehungsphase und auch in der Küche zu detektieren, wo 
diese häufig entstehen, herkömmliche Heimrauchmelder jedoch 
nicht praktikabel sind. Mit der Detektion des Brandes wird eine 
Abbruchsfrist von 20 Sekunden gestartet, in der BewohnerInnen 
per mobilem Endgerät (Smartwatch/Smartphone) oder mit Hilfe 
des Sprachassistenten die Weiterleitung des Alarms an die Leit-
stelle verhindern können. Dadurch sollen Fehlalarme reduziert 
werden. Neben der Vermeidung des unnötigen Ausrückens von 
Einsatzkräften, strebt diese Maßnahme die Vertrauensbildung in 
die automatische Notfallerkennung an. Nur so kann deren Akzep-
tanz als dauerhafter Bestandteil der Einsatzleitstellensysteme 
und damit als neues Verfahren zur Meldung von Bränden und 
Notfällen gelingen. Mit der Übermittlung des Alarms können aus 
der betroffenen Wohnung je nach installierter Sensorik zudem 
noch weitere Informationen übermittelt werden: neben der 
genauen Position des Entstehungsbrandes im Gebäude und 
innerhalb der Wohnung, wird bei der Verwendung von Präsenz-
meldern auch automatisch gemeldet, ob Personen anwesend 
sind und wo in der Wohnung sich diese befinden.
Präsenzmelder können zudem in Kombination mit am Körper 
getragener Sensorik und smarter Stromzähler genutzt werden, 
um medizinische Notfälle wie akute Herzkreislaufnotfälle oder 
Stürze bzw. längere Regungslosigkeit festzustellen. Neben den 
spezifischen biometrischen Messwerten, wie sie z.B. die Apple 
Watch bietet, können Abweichungen von typischen Tagesabläu-
fen anhand von Anomalien im Stromverbrauch auf eine Notlage 
hinweisen. Kombinationen von Sensorparametern zu definieren, 
die auf verlässliche Art und Weise einen Notfall vom normalen 

Alltagsleben abgrenzen können und im richtigen Zeitpunkt die 
Leitstelle alarmieren, sind für diesen Anwendungsfall des Systems 
das Hauptaugenmerk. Sensorseitig können zudem auch Wasser-
sensoren integriert werden, welche bisher vor allem die Erkennung 
von Wasserschäden im Haushalt ermöglichen. Sobald in Zukunft 
Smart Home Systeme in der Fläche weiträumig verbreitet sind, 
könnten diese auch für die Detektion von beginnenden Überflu-
tungen in Folge von Starkregen genutzt werden, da gleichzeitige 
Wasserschäden in mehreren Kellern oder sogar benachbarten 
Gebäuden höchstunwahrscheinlich sind. Neben der folgenden 
Alarmierung könnten so auch unmittelbar die BewohnerInnen 
der oberen Stockwerke optisch und akustisch gewarnt werden, 
so dass diese flüchten können, bevor das Wasser sie im Gebäude 
einschließt. Ebenso werden BewohnerInnen umliegender Woh-
nungen und Gebäude auf Personen mit Mobilitätseinschränkun-
gen im Gefahrenbereich hingewiesen, um deren Rettung gemein-
schaftlich und rechtzeitig zu unterstützen. 
In der Konzeption der ADLeR-Rettungskette ist vorgesehen, dass 
die grundlegenden Fragen der strukturierten Notrufabfrage durch 
die automatisch übermittelten Daten zum Schadensereignis zügig 
und quasi auf den ersten Blick beantwortet werden können. D.h. 
insbesondere der exakte Ort sowie die Art des Schadensereig-
nisses, also die Art des ausgelösten Sensors oder deren Kombi-
nation und die Position ggf. anwesender Personen sollen mit 
dem Informationsstand zum Zeitpunkt der Übermittlung gemel-
det werden. Die Übertragung eines dauerhaft vollumfänglichen 
Informationsflusses von der Sensorik in die Leitstelle und von 
dort an die Trupps vor Ort ist vorerst nicht geplant. Stattdessen 
sollen die Systemkomponenten vor Ort unmittelbar die zügige 
und sichere Abwicklung durch die Einsatzkräfte unterstützen, 
ohne den Umfang der Einsatzaufgaben oder benötigter Ausrüstung 
zu erhöhen.

Wie ein Einsatzort zum aktiven Helfer bei 
der Bewältigung eines Schadensereignisses 
wird.

Neben der Sensorik zur Detektion und Meldung eines Notfalls 
gehören auf der aktorischen Seite weitere Systembestandteile 
zu den Smart Home Komponenten, die das ADLeR-Konzept vor-
sieht, um die nachfolgenden Prozesse der Rettungskette zu opti-
mieren. Ein wichtiger Bestandteil ist der Zugang zum Gebäude 
bzw. zu der betroffenen Wohnung. Hier ist ein zentrales Element 
im Bereich der Aktorik das elektronische Türschloss, welches 
neben der Nutzung eines elektronischen Schlüssels durch die 

Abbildung 2 – Installierte Systemkomponenten gemäß des ADLeR-Konzepts 
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BewohnerInnen die Eingabe eines Zahlencodes erlaubt und so 
ein zerstörungsfreies Betreten der betroffenen Wohnung ermög-
licht. Dieses Verfahren ist für die Schlüsselübermittlung bei der 
Online-Vermietung von Ferienwohnungen bereits lange etabliert 
und von beteiligten Herstellern durch entsprechend sichere Pro-
tokolle geschützt. Die Übermittlung eines zeitlich begrenzt gülti-
gen Zahlencodes kann als Teil der Alarmierung bei der Leitstelle 
eingehen, die diesen im einfachsten Fall per Funk an die Ein-
satzkräfte vor Ort geben kann. Dementsprechend müssen diese 
kein zusätzliches Gerät mitführen, das z.B. per Nahfeldkommu-
nikation direkt mit dem Türschloss interagiert. Auch bei der 
Weitergabe von Informationen zu einem medizinischen Notfall 
an registrierte Ersthelfende über deren App-Plattform, könnte 
der entsprechende Zugangscode auf sichere Art und Weise wei-
tergegeben werden (vgl. Abbildung 2). Nur so wären diese Akteure 
in der Lage bei medizinischen Notfällen im häuslichen Umfeld 
das therapiefreie Intervall zu überbrücken, wohingegen diese 
Hilfe sonst an verschlossenen Wohnungs- und/oder Haustüren 
scheitern würde. Zwar können sich Einsatzkräfte im Gegensatz 
zu Ersthelfenden stets Zugang zum Notfallort verschaffen – je 
nach Widerstandskraft zu zerstörender Schlösser oder Türen, 
entstehen an dieser Stelle mitunter jedoch mehrere Minuten 
Verzögerung. Auch für die AnwenderInnen der BOS ermöglicht 
das elektronische Türschloss einen deutlich schnelleren Zugriff 
auf die Wohnung und beschleunigt damit z.B. auch die Brand-
bekämpfung, um Personen- oder Sachschäden zu vermeiden 
bzw. so gering wie möglich zu halten.

Zusätzlich zur Zugänglichkeit eines Einsatzortes spielt auch des-
sen Übersichtlichkeit eine entscheidende Rolle. Die Ansteuerung 
einzelner Lampen gehört seit der Entstehung von Smart Home 
Systemen zu deren am weitesten verbreiteten und kostengüns-
tigsten Funktionen. Im Sinne des ADLeR-Konzepts wird auch die 
Beleuchtung im Notfall und für die Dauer dessen Bewältigung 
automatisch angesteuert, um die sichere und zügige Arbeit der 
Einsatzkräfte, aber auch die Selbstrettung der AnwohnerInnen 
zu unterstützen. Beispielsweise soll Außenbeleuchtung im Bereich 
des Hauseingangs, an der Hausnummer sowie an der Klingelan-
lage die letzten Meter der Anfahrt auf Sicht vereinfachen. Diese 
Markierung des Wegs zur betroffenen Wohneinheit setzt sich im 
Hausflur fort, wo zusätzlich zu den Hinweisleuchten auch die 
Flurbeleuchtung auf Dauer-An geschaltet ist (vgl. Abbildung 3).  
Beispielsweise beim Abtransport von Betroffenen per Trage vom 
sich automatisch abschaltenden Flurlicht überrascht zu werden, 

soll auf diese Art und Weise verhindert und das Unfallrisiko im 
Treppenhaus somit reduziert werden. Neben der optischen Unter-
stützung der (Selbst-)Rettung soll auch der Sprachassistent jeder 
Wohnung genutzt werden, um BewohnerInnen über detektierte 
Notfälle in anderen Wohnungen zu informieren oder um diese 
zu warnen. Sollte eine entsprechende Qualifikation vorliegen, 
könnte so nicht nur die schnelle Flucht bei Bränden, sondern 
auch die Hilfeleistung innerhalb der Hausgemeinschaft bei medi-
zinischen Notfällen gefördert werden. 
Weiterhin ist in der Küche die automatische Abschaltung der 
Stromversorgung für Herd und Ofen vorgesehen. Hier kann durch 
die BewohnerInnen bei Einrichtung des Systems selbst entschie-
den werden, ob die Abschaltung erst bei Detektion von Rauch 
erfolgt oder mit Präsenzmeldern in diesem Bereich verknüpft 
und bereits nach kurzer Abwesenheit ausgelöst wird. In der Folge 
besteht die Chance, dass Brände in der Folge von „Essen auf 
Herd“ nicht nur in ihrer Entstehung verlangsamt, sondern gänz-
lich verhindert werden.
Indem die Aktorik der Wohnungs- und Haussysteme im Fall eines 
Schadensereignisses automatisch angesteuert wird und notfall-
spezifische Funktionen ausführt, müssen keine zusätzlichen 
Prozesse oder Geräte in die Einsatzabwicklung integriert werden. 
Zeitgewinne, die in der optimierten Rettungskette erzielt werden 
können, werden so nicht durch die Prozesszeit zusätzlicher Auf-
gaben relativiert. Außerdem können Kosten und Kompatibilitäts-
probleme vermieden werden, wenn seitens der BOS keine Geräte 
mitgeführt und auf neustem Stand gehalten werden müssen, 

sondern Smart Home Systeme eines jeweiligen Notfallorts autark, 
aber gemäß einem einheitlichen Konzept agieren. Letzteres schafft 
die Grundlage, nicht nur der Bevölkerung zusätzliche Sicherheit, 
sondern auch Einsatzkräften Unterstützung bieten zu können, 
auf die sie sich stets verlassen können. 

Welche Schritte zu gehen sind, um Ansätze 
aus ADLeR zukünftig weitreichend zu 
 etablieren.
Ein erstes Zwischenziel für die dauerhafte und integrierte Nutzung 
von Smart Home Systemen als Teil der Rettungskette ist, die 
angenommenen Vorteile mit Hilfe eines Pilotbetriebs im Feld zu 
demonstrieren. Dabei sind zudem notwendige Anpassungen und 
Verbindungen technischer Systeme sowie deren Zuverlässigkeit 
zu prüfen. Im Fall einer positiven Gesamtbilanz der erzielten 

Abbildung 3 – automatisch auf farbig gestellte Außenbeleuchtung führt Einsatzkräfte auf Sicht zur betroffenen Wohnung (alle Bilder: Feuerwehr Dortmund)

56 Crisis Prevention 1/2023

Sonderteil 112RESCUE



Effekte innerhalb der Rettungskette und damit auch einer Stei-

gerung hinsichtlich des Sicherheitsniveaus für die Bevölkerung, 

können weitere Etablierungsprozesse folgen. Die Umsetzungsphase 

des ADLeR-Projekts, sofern sie für die Förderung ausgewählt wird, 

soll nicht nur den „proof-of-concept“ der beabsichtigten Funkti-

onen und Mehrwerte liefern, sondern bringt auch Akteure aus 

Bevölkerung, BOS und Wirtschaft zusammen, die eine anschlie-

ßende Verstetigung der Lösung vorantreiben können. 

Langfristig könnten die BOS zudem insbesondere dann von der 

Vernetzung mit privaten Smart Home Systemen profitieren, wenn 

diese zum einen flächendeckend verbreitet sind sowie zum ande-

ren eigene Datenquellen ausgebaut werden. Werden in der Folge 

die vorliegenden Daten zentral und ganzheitlich verarbeitet, 

entsteht die Möglichkeit in beliebigen Maßstäben (Häuserzug, 

Quartier, Stadt) Echtzeitlageinformationen zu generieren. Bei der 

Koordination vieler gleichzeitiger Einzeleinsätze, aber insb. beim 

Auftreten einer großflächigen Schadenslage könnte auf Basis der 

vorliegenden Informationen ggf. schneller und effektiver reagiert 

werden. Ebenso besteht in diesem Fall die Möglichkeit über die 

lokal vorhandenen Systeme kommunikativ auf die Bevölkerung 

einzuwirken und so deren (Selbst-)Rettung zu optimieren. 

Das private Wohnumfeld ist zudem nicht der einzige Bereich, 

der durch eine Ausstattung mit Sensorik und Aktorik sowie der 

Herstellung einer Schnittstelle mit bestehenden BOS-Systemen 

deren Arbeit optimieren könnte. Smart City Infrastrukturen könn-

ten mit flächendeckend installierten Sensoren im Bereich der 

Umwelttechnik, z.B. hinsichtlich Wasserstand, Temperatur, Ver-

kehrsfluss oder Schadstoffen in der Luft, zum Live-Lagebild bei-

tragen, aber auch automatisiert die Bevölkerung in den entspre-

chenden Bereichen vor Gefahren warnen. Bei einer Vernetzung 

öffentlicher und privater Sensornetzwerke könnte die Informati-

onsdichte zudem erheblich gesteigert werden. In diesem Fall 

könnte auch die aktorische Seite der Smart City Systeme auto-

matisch auf einzelne Schadensereignisse reagieren, indem bspw. 

die Anfahrt der Einsatzkräfte durch automatisiertes Verkehrsma-

nagement unterstützt wird. 

Für die Vernetzung privater Smart Home Systeme mit der städ-

tischen Infrastruktur, aber auch mit Systemen der BOS, ist jedoch 

vor allem eine gegenseitige Akzeptanz des Datenaustauschs und 

ein Vertrauen in die verantwortungsbewusste und zielorientierte 

Nutzung von Daten erforderlich. Technische Entwicklungsarbei-

ten sollten daher, wie z.B. bei der Umsetzung des ADLeR-Projekts 

geplant, stets Hand in Hand mit Transparenzbildung bei der 

Bevölkerung und dafür geeigneten Informationsstrategien gehen. 

Letztendlich basiert die Nutzung von Smart Home Systemen als 

Teil der Rettungskette auf der Freiwilligkeit der NutzerInnen. 

Dementsprechend sollten diese eine informierte Entscheidung 

über die Freigabe von Daten treffen können, wobei nicht nur der 

omnipräsente Datenschutz, sondern auch die Potentiale für die 

eigene Sicherheit aufgezeigt werden müssen. Abschließend fördert 

die Vernetzung mit BOS-Systemen nicht nur die eigene Resilienz 

gegenüber verschiedenen Notfällen und Schadensereignissen, 

sondern dient auch als Enabler für die gegenseitige Hilfeleistung 

innerhalb der Gesellschaft. 

Literatur bei Verfasser.

Oliver Krüger
Feuerwehr Dortmund 
Institut für Feuerwehr- und Rettungstechnologie 
Steinstr. 25 
44122 Dortmund
E-Mail: okrueger@stadtdo.de
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Geodaten – ein Instrument für Katastrophen-
prävention in Waldbrandzeiten?

Horst W. F. Schöttler

In der vorigen Ausgabe der CRISIS PREVENTION lasen Sie 
Teil I zur Katastrophenprävention in Waldbrandzeiten.  
Hier folgt die Fortsetzung.

Der deutsche Wald

Hinter dieser belletristisch anmutenden Überschrift steht die 
Absicht, Daten und Fakten und somit die Bedeutung des Waldes 
für die Bundesrepublik Deutschland vorzustellen.
Deutschland hat eine aktuelle Fläche von rd. 357.600 qkm – das 
entspricht 35,76 Mio. Hektar. Davon entfallen rd. 51 Prozent auf 
landwirtschaftliche Flächen (16,6 Mio. ha) und 30 Prozent auf 
Wald- und Forstflächen (11,4 Mio. ha). Rd. 14 Prozent nehmen 
Siedlungs- und Infrastrukturflächen (Straßen, Schienen etc.) ein.
Insgesamt werden etwa 90 Milliarden Bäume geschätzt. Schwie-
riger ist es, Zahlen zur Schädigung der Wälder zu ermitteln. 
Mediale Informationen und vergleichende Recherchen kommen 
auf einen Grad von 60 Prozent Waldschäden. Für 2020 wurde 
von 60 Mio. cbm Schadholz berichtet.
Und so wird seit etwa drei Jahrzehnten – fast einhergehend mit 
der Vereinigung von BRD und DDR – vom Waldumbau gesprochen, 
der nun auch in die bundes- und landespolitischen Ziele einge-
gangen ist. Warum?
Die insgesamt 77 Baumarten in deutschen Wäldern werden seit 

über 100 Jahren von monokulturellen Pflanzungen geprägt. Fich-
ten und Kiefern mit jeweils 26 Prozent resp. 23 Prozent bedecken 
somit fast die Hälfte aller staatlichen und privaten Waldgebiete. 
Laubbäume wie Buchen und Eichen zählen gemeinsam „nur“ 
26 Prozent. Was dies „brandschutztechnisch“ bewirkt, haben die 
sommerlichen Waldbrandkatastrophen in Südeuropa gezeigt. 
Der deutsche Hotspot – Brandenburg – macht aufgrund seiner 
Baumbestände bei der Brandbekämpfung besondere Probleme. 
Hierzu der Waldbrandexperte Philipp Haase gegenüber der „Rhein-
pfalz“ am 27. Juli 2022: Bei den Baumkronenbränden läuft das 
Feuer von Krone zu Krone und findet sehr viel brennbares Mate-
rial. Die Feuerwellen laufen daher in bis zu 25 Metern Höhe, 
werden durch die höheren Windgeschwindigkeiten angefacht 
und breiten sich schneller aus.
Besonders in den neuen Bundesländern, somit auf dem Staats-
gebiet der ehemaligen DDR, wurden schnellwachsende und 
pflegeleichte Nadelgewächse nach dem II. Weltkrieg angepflanzt 
und zunächst als Brenn-, dann als Bauholz verwendet.
Waldumbau bedeutet folglich weniger brandgefährdete und kli-
maresistentere Mischwälder!
Sind doch Nadelbäume eine latente Brandlast, da sie als Flach-
wurzler besonders bei Niederschlagsmangel vom zu trockenen 
Oberboden und absinkendem Grundwasserspiegel betroffen sind. 
Zudem bieten sie in ihrem Absterbeprozess gemeinsam mit Totholz 
den Borkenkäfern ein effektives Zerstörungspotential. (Quelle: 

Achtung Waldbrandgefahr 
(Bild: Animaflora PicsStock)
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ARTE „Zu trocken, zu heiß, zu nass“, Fernsehbeitrag vom 16.09.2022).

Löschen aus der Luft – ja aber wie?

Unter Fachleuten hält seit Jahren die Diskussion an: Löscheinsätze 
aus der Luft – ja!; mit welchen Fluggeräten? Hubschrauber – ja!, 
Löschflugzeuge – von unbedingt ja bis einsatztaktisch unnütz 
«wogen» die Auffassungen.
Bei einem Flächenbrand am Brocken (Harz), um den 5. Septem-
ber 2022 ausbrechend, – 160 ha Wald- und Moorfläche – waren 
bis zu 11 Hubschrauber und zwei Löschflugzeuge aus Italien im 
Einsatz!! Weder deutsche Bundes- noch Landesbehörden verfü-
gen über eigene Löschflugzeuge. Folglich plädiert die FDP für 
deren Anschaffung und der innerhalb der Grünen zuständige 
Brandexperte, Leon Eckert, MdB, selbst Mitglied einer bayrischen 
Freiwilligen Feuerwehr, schlägt aus Solidarität mit den anderen 
europäischen Ländern (hier: Frankreich, Griechenland, Italien, 
Portugal und Spanien) eine Beschaffung vor. In der Tat hat sich 
bei den riesigen Brandflächen und den topographisch schwer 
zugänglichen Bereichen in diesen Ländern gezeigt, dass Lösch-
flugzeuge unverzichtbar sind.
In Deutschland konzentriert sich die Zuständigkeits- und somit 
Ausstattungsfrage im Bund auf die Bundespolizei und die Bun-
deswehr; in den Bundesländern auf die Länderpolizeien. Bei-
spielsweise seien genannt: die Polizeihubschrauberstaffel von 
Rheinland-Pfalz verfügt derzeit über zwei Hubschrauber, die jeweils 
450 l-Wasserbehälter transportieren können. Durch eine Zusam-
menarbeitsvereinbarung mit Hessen kann der Pool auf fünf 
Maschinen aufgestockt werden. 2024 sollen zwei neue Helikop-
ter mit je 800 l – Tanks beschafft werden, die zudem für die 
Personenrettung einsetzbar und nachtflugtauglich sind. 
Die Bundespolizei verfügt über insgesamt 87 Maschinen an fünf 
Standorten (2019). Sie sind zur Personenrettung mit Seilwinden 
ausgestattet und können auch durch verlastbare Wassertanks 
Löscheinsätze fliegen.
Besonders gefragt sind in der Waldbrandsaison die Transport-
hubschrauber der Bundeswehr. Die CH-53 G, genannt der „Last-
esel der Lüfte“, ist immerhin 50 Jahre alt und bedarf nicht nur 
aufwändiger Wartung, sondern ist des Öfteren auch nicht ein-
satzbereit.
Aber die Löschwassermenge von 5000 Litern sorgt noch für eine 
effiziente Unterstützung der zivilen Brandbekämpfer. 
Nun tritt auch hier die „Zeitenwende“ ein. Aus dem Sonderver-
mögen der Bundeswehr werden 60 Boeing Chinooks CH-47 F 
beschafft, die durch eine Fähigkeit zur „Luft-zu-Luft-Betankung“ 
und einer Tragfähigkeit von 11 Tonnen nicht nur weiter entfernt 
eingesetzt, sondern auch mehr transportieren können. Dadurch 
verbessert sich die Transportfähigkeit von Wasser von bisher 
5000 Liter auf über 10000 Liter („Die Bundeswehr“, Oktober 
2022, S. 56)

Exkurs: Der große Knall – Brand in Grunewald

Der Gassenhauer „In Grunewald, in Grunewald ist Holzauktion 
...“ fand am 4. August 2022 eine dramatische Aufmerksamkeit, 
als im Forst Grunewald um 03.20 h ein Großbrand ausbrach. 
Eine in vier Kilometern residierende Anwohnerin berichtete der 
Süddeutschen Zeitung (Ausgabe vom 5. Aug., Reporter Oliver 
Klasen): „Ich bin durch einen unfassbar lauten Knall aufgewacht....
Es klang wie eine Bombe.“ Wenige Minuten später, um 03.24 h, 
wird die Feuerwehr alarmiert. Rund zwei Stunden später meldete 

sie – es ist sehr ernst > kein „normaler Waldbrand“. Denn mitten 
im Wald liegt der Sprengplatz der Berliner Polizei mit rd. 30 
Tonnen Munition und Munitionsresten sowie mehrere zur Ent-
schärfung vorgesehenen Großbomben (250 kg). Zusätzlich lagern 
einige Hundert Kilogramm beschlagnahmte Feuerwerkskörper 
auf dem Platz. Es brennt zwar „nur“ auf einer Fläche von 42 
Hektar; indes sprachen Feuerwehr, Polizei und Feuerwerker des 
Kampfmittelräumdienstes von einer der gefährlichsten Lagen der 
Nachkriegsgeschichte für die Berliner Wehr. Ab Brandbeginn kam 
es immer wieder zu Explosionen und umherfliegenden Trümmern. 
Die Feuerwehr konnte nicht löschen – zu lebensgefährlich für 
die Männer und Frauen. Und so wurde zunächst eine Sperrzone 
von 1000 m eingerichtet. Die wiederum bewirkte die Schließung 
der Bahnstrecke Potsdam – Berlin und der Stadtautobahn A 115 
AVUS. 
Einzig erfreulich: Die nächsten Wohnsiedlungen sind mindestens 
zwei Km entfernt und somit weder Menschen noch Unterkünfte 
ge fährdet.
Der Berliner Landesbranddirektor Dr. Karsten Homrighausen sagt 
in einer E-Mail vom 7. August 2022 an den Verfasser dieses Bei-
trags: „Ohne Löschroboter, Löschpanzer und gepanzerten Fahr-
zeugen liefe hier wenig. Die Polizei ist mit Hubschrauber, Was-
serwerfern, geschützten Fahrzeugen (Survivor und SW) sowie 
Drohnen im Einsatz. Die Bundeswehr hilft mit Bergepanzern, 
einem Pionierpanzer und dem Spähpanzer Fuchs: dazu eine 
Privatfirma mit einem Löschpanzer. Hilfsorganisationen sorgen 
für Verpflegung, das THW mit systemeigener Logistik.
Nach vier Tagen, am Sonntag, den 7. August, konnten zunächst 
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die Züge wieder fahren; ab Mittwochabend den 10. August wurde 
dann die Sperrung der AVUS aufgehoben.
Fazit der Berliner Polizeipräsidentin, Dr. Barbara Slowik, und des 
Feuerwehrchefs, Dr. Karsten Homrighausen: eine gute Zusam-
menarbeit zwischen der einsatzführenden Feuerwehr mit der 
Polizei, der Bundeswehr, den KatS-Organisationen, Waldbrand-
experten und zahlreichen Sonderbehörden wie DB, Forst, Was-
serwerken. (Stabsarbeit – Übungen !!!)
Und: Der seit 1950 bestehende Sprengplatz wird nicht verlegt.
Auch die hochrangigen Landespolitiker, sämtlich vor Ort, Berlins 
Regierende Bürgermeisterin, die Innensenatorin und der Innen-
minister von Brandenburg, waren voll des Lobes über die Leistung 
der Einsatzkräfte.
Einsatztaktisch stellte der Grunewald die Kräfte vor neue Her-
ausforderungen: Noch selten war die Erkundung und Lagefest-
stellung im ebenen Gelände aufgrund des munitionsbelasteten 

und somit explosiven Areals so schwierig. Um Personal und 
Material zu schützen, mussten Drohnen, ein Hubschrauber sowie 
Satellitenbilder und ein Bergepanzer zu Luft und zu Land einge-
setzt werden.
Homrighausen: „Auch dies gilt es künftig zu berücksichtigen!“
So vereinbarten als Konsequenz aus „Grunewald“ die Berliner 
Feuerwehr mit den Berliner Forsten und dem Deutschen Zentrum 
für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) die gemeinsame Weiterentwick-
lung der Aufnahmetechniken bei Flächendrohnen voranzutreiben.

Folgende Anwendungsbereiche sind geplant:
• Wärmebildkomponente/Infrarottechnik
• Bio-Radar zur Lokalisierung von Personen
• Messtechnik mit Fernsensorik im CBRN-Bereich
• Zusammenfügen von Drohne und Roboter zu einer Erkun-

dungs- bzw.   Gefahrenabwehreinheit mit gemeinsamer 
Steuerung

• Entwicklung mobiler Leitstand
• Nutzung von Optsal Kamerasystem
• Multispektralkamera RGB NIR zur Erfassung des Vegetations-

zustandes und Katastrophenmonitoring
Quelle: Pressemitteilung der Berliner Feuerwehr vom 19.10.2022 
(übermittelt durch die Berliner BF am 03.11.2022)

Der Mensch und der Wald

2022 war eines der schlimmsten Jahre mit großflächigen Vege-
tationsbränden in Zentral- und Mitteleuropa. Neben den groß-
räumigen Faktoren Klimawandel und punktuellen Vorkommnis-
sen (Blitzschlag, Selbstentzündung) sowie dem schleppendem 
Waldumbau führte oftmals menschliches Fehlverhalten zu den 
Katastrophen. Fahrlässigkeit und Leichtsinn – die weggeworfene 
Zigarettenkippe, Glasscherbe, der erhitzte Auspuff/Katalysator 
– oder gar Brandstiftung entfachten die Feuer. Vor noch rund 20 
Jahren wollte man in Südeuropa mit Vorsatz Bauland durch 
Waldbrand schaffen – mittlerweile ein unnötiges Unterfangen, 
da Behörden strikte Gesetze gegen solche brandgerodeten Bau-
flächen erließen.

v. li.: der Autor, Dr. Horst Schöttler, Innenminister von Brandenburg, 
Michael Stübgen, Präsident des LGB Brandenburg, Prof. Christian Killiches 
(Bild: Mark Vetter)
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Dennoch sind immer wieder kriminelle Aktionen Anlass für Brände. Zumeist verursacht 
von sog. „underdogs“ – Menschen am Rande der Gesellschaft. Schätzungen, wobei 
zwischen fahrlässiger und vorsätzlicher Brandstiftung unterschieden wird, ergeben, 
dass ca. ein Viertel aller Waldbrände durch Menschenhand entsteht. Die Aufklärungs-
quote ist äußerst gering.
In welche Richtung der Waldumbau bei den Baumarten gehen soll, ist unter Ökologen 
und Forstwirtschaftlern noch umstritten. Buchen haben frühzeitig Laub verloren und 
drohen somit abzusterben; Am besten haben Eichen durch Ihre Pfahlwurzeln Hitze 
und Trockenheit überstanden.
Daher „rüstet“ Europa auf: Die zuständige EU-Kommission wird 170 Mio. Euro in die 
Waldbrandbekämpfung investieren. Ab Sommer 2023 soll die Löschflotte auf 22 Flug-
zeuge und vier Hubschrauber aufgestockt werden (dpa, 6. Oktober 2022). Und unter-
scheidet sich somit von Deutschland, das 2023 die Haushaltsmittel für das THW um 
158 Mio. Euro (im Vergleich zu 2022) auf 386 Mio. Euro verkleinern wird. Das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) wird 112 Mio. Euro weniger 
als im Vorjahr und somit 174 Mio. Euro zur Verfügung haben. Die Chefs beider Behörden 
begünden dies mit dem Wegfall des Corona-Konjunkturprogramms. Dennoch befürch-
ten die 668 Ortsvereine des THW die Folgen der Inflation und im BBK sorgt man sich 
um fehlende Mittel u. a. für einen zweiten Ausbildungsstandort (neben Bad Neuen ahr-
Ahrweiler). Bundespolitiker nicht nur aus den Reihen der Opposition, sondern auch 
der Koalition (FDP, Grüne) kritisieren diese Finanzentwicklung (Behördenspiegel, Aus-
gabe September 2022).
Trotz der steigenden Fokussierung von Bundes- und Landespolitik auf die „Innere 
Sicherheit“ spricht der Vorsitzende des Arbeitskreises Waldbrand im DFV, Ulrich Cimo-
lino, von erheblichen organisatorischen und Ausstattungsmängeln. „Keine Feuer wehr 
in Deutschland verfügt über eigene Löschhubschrauber; sie werden bei Bundeswehr 
und Bundespolizei angefordert“. In den 16 Bundesländern gebe es 16 gesetzliche Rege-
lungen; teilweise innerhalb der Länder noch einmal unterschiedlich. Cimolino nennt 
das „Behördenmikado“. Zudem würden bürokratische Hindernisse (Formulare!!) und 
unnötige Dikussionen zur Löschtaktik und den Löschmitteln zu stundenlangen Lösch-
verzögerungen führen. „Das ist keine moderne Gefahrenabwehr“, so Cimolino. (dpa, 
23. Juli 2022).

So ist nur zu hoffen, dass das Beispiel der Bundeswehr, aus dem Flickenteppich von 
Heimatschutz und friedenszeitlicher Katastrophenhilfe ab 1. Oktober 2022 eine einheit-
liche Kommandobehörde zu formen, das Territoriale Führungskommando (TerrFüKdo), 
nun auch die Bundesministerin des Innern, Nancy Faeser, sachgerechte Schlüsse zieht 
– und die 16 Länder überzeugt, dass Föderalismus bei grenzüberschreitenden Kata-
strophen eine strukturelle Katastrophe ist. 

Der Autor war 14 Jahre als kommunaler Wahlbeamter u. a. für den Brand- und 
Katastrophenschutz in einer Mittel- und einer Großstadt tätig. 15 Jahre beriet er als 
Katastrophenschutzexperte das Auswärtige Amt und verschiedene Hilfsorganisa-
tionen und leitete als Oberst der Reserve 10 Jahre lang die Abteilungen für Zivil- 
Militärische Zusammenarbeit G 5/J 9 in oberen Kommandobehörden der Bundes-
wehr.

Dr. Horst W. F. Schöttler
Dipl.-Geograph und Dipl.-Ing. für Kartographie (FH)
E-Mail: horst.w.f.schoettler@web.de
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Mehr Innovation wagen – Wie können wir die 
 Notfallversorgung von morgen gestalten? 

Impulse zur Neuordnung der präklinischen Notfallversorgung
Kevin Grigorian

D
as System der Notfallversorgung steht an einem Schei­

deweg. Sowohl klinische als auch außerklinische Struk­

turen sind massivst belastet. Doch während für die 

klinische Notfallversorgung eine Expertenkommission eingesetzt 

wurde, die mittlerweile bereits einen Reformvorschlag zur Anpas­

sung der Krankenhausvergütung vorgelegt hat, wird die präkli­

nische Notfallversorgung politisch aktuell kaum diskutiert. 

Die Probleme in der präklinischen Notfallversorgung sind viel-
schichtig und können von den im Rettungsdienst Mitwirkenden 
allein nicht bewältigt werden. Bei aller Kritik am System ist ein 
Umstand vorwegzustellen: Nie zuvor hatten wir in Deutschland 
einen so gut ausgestatteten Rettungsdienst mit so gut ausgebil-
deten Mitarbeitenden. Die Umstellung auf die Notfallsanitäter-
ausbildung stellte einen Quantensprung mit Blick auf den Kom-
petenzerwerb dar. Auch die Medizintechnik und sonstige 
Ausstattung der Rettungsmittel ist vielerorts hochmodern und 
ermöglicht sowohl eine qualitativ hochwertige Notfallversorgung 
als auch ein körperschonendes Arbeiten. Trotz alledem ist die 
physische und psychische Belastung im Rettungsdienst enorm: 
Die stetig steigende Anzahl an Einsätzen bei gleichbleibendem 
oder gar fallendem Anteil an tatsächlichen Notfällen, die mul-
tidimensionale Erwartungshaltung der PatientInnen und die 
verschiedensten organisatorischen Herausforderungen führen 
das System der präklinischen Notfallversorgung Tag für Tag an 
seine Grenzen – und mancherorts darüber hinaus. 

Resilienz und Effizienz schließen einander aus

Ein hochausgelastetes System der Notfallver-
sorgung ist aus wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten effizient, da Bereitschaft und Vorhaltezeiten 
minimiert werden, doch keinesfalls resilient, 
da es an jeglichen Kapazitäten zur Bewältigung 
von überdurchschnittlichem Einsatzaufkommen 
fehlt. Anders als aber z.B. ein Beherbergungs-

betrieb, wo bei einer hohen Auslastung auf andere Leistungser-
bringer zurückgegriffen werden kann, wird Notfallversorgung 
zeitnah und ohne Abschläge der Qualität benötigt. Ein an sich 
schon hochausgelastetes System kann dies nicht gewährleisten 
und versagt schon bei kleinsten Bedarfsspitzen. Die Frage ist 
also, wie ein System der Notfallversorgung aufgestellt werden 
kann, um dergestalt resilient zu sein, dass die Daseinsfürsorge 
abschlagsfrei gewährleistet werden kann. Die in den vergangenen 
Jahren begonnene Praxis der bedarfsbedingten Vorhalteerweite-
rungen wird aufgrund Personal- und Materialknappheit perspek-
tivisch nicht in dem gleichen Maße bedient werden können, da 
bereits jetzt die Kosten im Rettungsdienst deutlich stärker anstei-
gen als die Kosten der Gesundheitsversorgung insgesamt.

Wie ist ein zukunftssicherer Rettungsdienst 
aufzustellen? 

Gesundheitsleitstelle als einheitlicher Ansprechpartner

Das deutsche Gesundheitssystem ist sehr komplex, die Dualität 
aus ambulanter und stationärer Versorgung nicht selbsterklärend. 
Die verschiedenen Leistungserbringer im Gesundheitssystem sind 
über unterschiedlichste Wege erreichbar: niedergelassene 
 ÄrztInnen über ihre persönlichen Telefonnummern und zum Teil 
bereits digital über Apps oder Terminbuchungswebsites, die 
kassenärztlichen Vereinigungen mit dem Bereitschaftsdienst und 
den  Terminservicestellen über die 116117, die Krankenhäuser über 
die Einweisungsstrukturen, etc. Hinzu kommen verschiedene 
Rufnummern für unterschiedlichste andere Zwecke: die 112 für 
 Notrufe, die 19222 oder andere Kurzrufnummern für den 

(Bild: Johanniter/Upfront Photo & Film GmbH)

2018 2019 2020

Gesundheitsausgaben insgesamt 393.094 Mio. € 413.805 Mio. € 440.575 Mio. €

Rettungsdienst 5.340 Mio. € 5.855 Mio. € 6.539 Mio. €

Kostenanteil 1,358 % 1,415 % 1,484 % 

Darstellung der Kosten, Gesundheitsberichterstattung des Bundes
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Rechtliche Fragestellungen, wie z.B. die Anwendbarkeit der sog. 
Generaldelegation, die Möglichkeiten der Aufklärung durch 
nichtärztliches Personal und letztlich betäubungsmittelrechtliche 
Herausforderungen, wurden im Nachgang an die Einführung der 
Notfallsanitäterausbildung zwar hin und wieder andiskutiert, 
aber nicht gelöst. Hier gilt es, den Rechtsrahmen für die selbst-
ständige nichtärztliche, präklinische Notfallversorgung sicher 
auszugestalten und die NotfallsanitäterInnen als leistungsfähige 
Ressource effizient einzusetzen. Ziel der fach- und sachgerechten 
Kompetenzausübung ist, unnötige Transporte zu vermeiden, 
PatientInnen schnell und vor Ort zu versorgen oder ihm ggf. 
Versorgungsalternativen abseits der klassischen klinischen Vor-
stellung aufzuzeigen. 
Parallel zur Kompetenzschärfung der NotfallsanitäterInnen soll-
ten flächendeckende Tele(not)arztsysteme eingeführt werden. 

Weiterversorgungsmöglichkeiten 
 diversifizieren 

Der bisherige Behandlungspfad im Rettungsdienst endet darin, 
dass PatientInnnen im Krankenhaus vorgestellt werden. Dies 
liegt zum einen daran, dass der Rettungsdienst als reine Trans-
portleistung im SGB V hinterlegt und der Systematik nach aktu-
ell darauf ausgelegt ist, PatientInnnen vor Ort erstzuversorgen 
sowie anschließend ins Krankenhaus zu transportieren. Zum 
anderen daran, dass es bisher keine geregelten und strukturier-
ten Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Rettungsdienst und 
niedergelassenen ÄrztInnen gibt, um PatientInnen anzumelden. 
In Hessen wird aktuell im Rahmen des Projekts „Sektorenüber-

greifende ambulante Notfallversorgung“ in drei Landkreisen eine 
Kooperation erprobt, bei der sich behandlungsbereite Arztpraxen 
über IVENA melden und von Rettungsmitteln angefahren werden 
können. Auch ermöglicht eine notaufnahmenahe Errichtung von 
Bereitschaftspraxen, wie sie von verschiedenen kassenärztlichen 
Vereinigungen in den vergangenen Jahren angestoßen wurde, dass 
PatientInnnen mit absehbar ambulantem Behandlungsbedarf zuerst 
dort und nur im Eskalationsfall klinisch vorgestellt werden. So 
kann das Primat der ambulanten Versorgung auch im Rettungs-
dienst gewährleistet und die Klinikstrukturen entlastet werden. 
Ferner wird der Rettungsdienst aktuell und auch künftig mit Einsatz-
geschehen konfrontiert, die eventuell initial medizinisch, aber eigent-
lich vielmehr sozial indiziert sind. So sollte es ermöglicht werden, 
dass im Bedarfsfall auch Einrichtungen der Obdachlosenhilfe oder 
Frauenhäuser angefahren werden dürften. Dies sind zwei Einrich-
tungen, bei denen ein Verbleib vor Ort – z.B. im Freien bei tiefen 
Minusgraden oder aufgrund akuter Gewaltereignisse – nicht geboten, 
eine Vorstellung im Krankenhaus aber nicht notwendig ist. 

Bürokratie abbauen

Der Rettungsdienst wird als Transportleistung überwiegend über 
die gesetzlichen Krankenversicherungen finanziert. Dabei schreibt 
§ 60 III SGB V eine Subsidiarität höherwertiger Transportmittel 
vor und lässt deren Inanspruchnahme nur dann zu, wenn kos-
tengünstigere Alternativen (z.B. ÖPNV vor Taxi- und Mietwagen, 
Taxi- und Mietwagen vor Krankenkraftwagen) nicht benutzt wer-
den können. Für Krankentransporte und Krankenfahrten ist dabei 
für ambulante Behandlungen grundsätzlich eine vorherige Geneh-
migung der Krankenkassen erforderlich. Diese im Alltag vollstän-
dig nachvollziehbare Regelung, mit der dem Wirtschaftlichkeits-
gebot aus § 12 Satz 1 SGB V Rechnung getragen werden soll, führt 
im Alltag dazu, dass mancherorts das (Nicht-)Vorliegen eines 
Transportscheins die Art des zu entsendenden Rettungsmittels 
bestimmt: Denn während manche Abrechnungsstellen einen 
Transport des qualifizierten Krankentransports nur bei vorher 
ausgestelltem Transportschein abrechnen, kann ein Transport 
mit einem Rettungswagen ohne vorherige Genehmigung durch-
geführt werden. Auch ist es nicht selten, dass aufgrund von 
Unwissenheit des Verordnenden oder Nichtverfügbarkeit des 
Krankenfahrdienstes der qualifizierte Krankentransport oder gar 
der Rettungsdienst mit dem Transport beauftragt wird. Hintergrund 
von letzterem ist, dass vor allem die Tarife für die Krankenfahr-
ten derart straff geschnürt sind, dass diese kaum noch wirtschaft-
lich durchführbar sind und sich viele Anbieter aus diesem Bereich 
zurückziehen. Anders als bei den Rettungsdienstentgelten gibt 
es im Bereich des Krankenfahrdienstes keine Schiedsmöglichkeit, 

(Bild: Johanniter/Upfront Photo & Film GmbH)
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Generalarzt Dr. Bruno Most im Gespräch mit Frau Heike Lange. (Bild: Beta Verlag)

Nationale Bedeutung des Bevölkerungsschutzes
Interview mit Generalarzt Dr. Bruno Most, Beauftragter für Zivil-Militärische Zusammenarbeit  

des Sanitätsdienstes

Crisis Prevention:  Das ZMZ-Seminar gesundheitlicher Bevölke-
rungsschutz zum Thema „Das Momentum COVID nutzen – Ver-
stetigung der ZMZ im gesundheitlichen Bevölkerungsschutz“ liegt 
wenige Wochen hinter uns und ist noch frisch in Erinnerung. 
Wie bewerten Sie die Ergebnisse dieses Seminars?
Generalarzt Dr. Most:  Das Seminar war ein großer Erfolg. Wir 
hatten, obwohl wir dieses Format in den letzten beiden Jahren 
nur digital durchführen konnten, ein umfangreiches Teilnehmer-
feld mit rund 100 Teilnehmern u. a. aus dem Sanitätsdienst der 
Bundeswehr, den Hilfsdiensten Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK), 
Johanniter-Unfall-Hilfe e. V (JUH) und Malteser Hilfsdienst e. V. 
(MHD) sowie Reservisten im Sanitätsdienst. Besonders eindrucks-
voll war das hochkarätige Referentenfeld mit politischen, ope-
rativen und wissenschaftlichen Themenfeldern. Die Teilnehmer 
des Seminars erlebten eine große Bandbreite und Tiefe der Dis-
kussion, aber auch große Offenheit zur Lage des nationalen 
Bevölkerungsschutzes.
CP:  Also ist der Kurs des ZMZ-Seminars für 2023 schon vorgege-
ben?
Generalarzt Dr. Most:  Ja – es wird aber trotz des Erfolges kein 
einfaches „weiter so“ geben. Die Überschrift „ZMZ Seminar“ 
vermittelt zivil wie militärisch zu stark den Eindruck einer geschlos-
senen Community aus dem Bereich der ZMZ (Zivil-Militärische-Zu-
sammenarbeit). 
Das Format soll aber eine breite Diskussion zu Themen des 
gesundheitlichen Bevölkerungsschutz abbilden. Politik, Wissen-

schaft, Gesundheitseinrichtungen, Hilfsorganisationen, Katastro-
phenschutzbeauftragte der Städte, Landkreise und Landesregie-
rungen sowie Bundeswehr sollen hier in der Diskussion 
zusammengeführt werden. Deshalb wird das Format ab sofort 
„CP-Symposium gesundheitlicher Bevölkerungsschutz“ anstelle 
„ZMZ-Seminar“ heißen. 
Am 12. Dezember 2023 werden wir beim CP-Symposium im Hotel 
Aquino in Berlin die Thematik „Sorgenkind Rettung – Auswirkun-
gen auf den Bevölkerungsschutz“ diskutieren. Ich lege den 
 CP- Lesern dringend ans Herz, dieses Seminar zu besuchen. 
Darüber hinaus ist ein enges Zusammenwirken der beiden  Formate 
„CP-Konferenz“, die in 2023 bereits zum 6. Mal in Berlin statt-
finden wird, und dem „CP-Symposium gesundheitlicher Bevöl-
kerungsschutz“ aus meiner Sicht zwingend notwendig. Das eine 
baut auf dem anderen auf. Wer die gesamte Breite des Bevölke-
rungsschutzes erfahren und diskutieren will, sollte beide Termine 
nutzen.
CP:  Weshalb brennt Ihnen als Beauftragten ZMZ des Sanitäts-
dienstes das Thema Rettungsdienst besonders unter den Nägeln?
Generalarzt Dr. Most:  Es gibt hier zwei wichtige Gesichtspunkte, 
die aus meiner Sicht von zentraler Bedeutung sind. Rettungsdienst 
und gesundheitlicher Bevölkerungsschutz, Hauptamt und Ehren-
amt sind untrennbar miteinander verbunden. Das hat vor einigen 
Jahren der Europäische Gerichtshof in seinem Urteil zur Vergabe 
des Rettungsdienstes noch einmal festgestellt und verdeutlicht. 
Überlastung und fehlende Attraktivität des Rettungsdienstes  wirken 
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sich nicht nur auf die personelle Lage hauptamtlicher Kräfte aus, 
sondern haben unmittelbare Auswirkungen auf die Situation 
ehrenamtlicher Kräfte und die personelle Resilienz des Bevölke-
rungsschutzes. Wir als Sanitätsdienst der Bundeswehr sind in 
diesem Bereich zwar nur subsidiärer (unterstützender) Partner, 
aber wir brauchen für die Amtshilfe in nationalen Katastrophen-
fällen und Großschadensereignissen starke Anlehnstrukturen der 
Hilfsorganisationen. Wir sitzen damit im selben Boot. 
Für unseren Kernauftrag ‚Landes- und Bündnisverteidigung‘ wird 
diese Thematik für uns noch dringlicher. Hier kehren sich die 
Unterstützungsverhältnisse um: Die Streitkräfte sind nun auf die 
Unterstützung von ziviler Seite angewiesen. 
Der Ukrainekrieg hat uns deutlich gemacht, wie entscheidend 
eine reaktionsfähige Einsatzbereitschaft des NATO-Bündnisses 
bei einem Angriff auf einen oder mehrere unserer Partner ist. Die 
dafür notwendigen Pakete umfassen, entgegen mancher aktuel-
len Diskussion, nicht nur Artillerie, Kampf- und Schützenpanzer, 
sondern als Teil einer großen Breite gemeinsam wirkender Fähig-
keiten auch eine funktionierende und durchhaltefähige Rettungs-
kette vom Einsatzgebiet bis zum Krankenhaus in der Heimat. 
Diese Rettungskette stützt sich neben militärischen Kräften auch 
auf zivile Kräfte, insbesondere den Hilfsorganisationen. 
Die Bundeswehr und damit auch unser Land muss ein Interesse 
an resilienten Strukturen und Fähigkeiten des zivilen Gesund-
heitssystems und der Hilfsorganisationen haben, damit dieser 
Auftrag gesamtstaatlich erfüllt werden kann. 
CP:  Wir haben vor einem Jahr über ZMZ im Gesundheitswesen 
miteinander gesprochen und die Ergebnisse im CP-Podcast für 
Gefahrenabwehr, Innere Sicherheit und Katastrophenhilfe „hör-
bar“ gemacht. Der Podcast wurde extrem gut abgerufen. Kann 
man das als Zeichen dafür interpretieren, dass das Thema heute 
präsenter ist?
Generalarzt Dr. Most:  Ja, das Thema ist in Fachkreisen sehr 
präsent. Wir sitzen hier sichtbar in einem gemeinsamen Boot 
und nutzen verschiedenste Formate, um uns zivil–militärisch 
auszutauschen. 
Was wir aber deutlich stärker brauchen, ist eine gesamtstaatliche 
Zeitenwende. Hier gibt es den Begriff der Gesamtverteidigung. 
Wir können nur dann ein starker Bündnispartner sein, wenn wir 
neben der militärischen Zeitenwende auch eine gesamtstaatliche 
Zeitenwende schaffen mit resilienten zivilen Strukturen und einer 
Bevölkerung, die, frei nach Kennedy, robust für Krisenzeiten auf-
gestellt ist. 
Wir brauchen aber die Fach-Community, um diese Themen mög-
lichst mit einer Stimme Richtung Politik und Gesellschaft zu 
transportieren. Ich bin der CP an dieser Stelle dankbar, dass wir 
hier in Print und Konferenzen eine Plattform mit großer Reichweite 
haben.
CP:  Wie hat sich aus Ihrer Sicht die COVID-19-Pandemie auf die 
Schaffung resilienter Strukturen und Fähigkeiten ausgewirkt? 
Generalarzt Dr. Most:  Ich halte immer gerne zunächst das Posi-
tive fest. Wir haben in den letzten gut zwei Jahren gesehen, dass 
das deutsche Gesundheitssystem besser als die meisten seiner 
Nachbarn aufgestellt ist. Wir konnten das als Sanitätsdienst auch 
bei der umfangreichen Unterstützung der Zivilkrankenhäuser 
feststellen. Das Glas ist damit mehr als halbvoll.  
Wir spürten dabei aber auch, dass dem Bund für den notwen-
digen Koordinierungs- und Steuerungsaufwand wesentliche 
Grundlagen der Gesetzgebung fehlten. Die Koalition hat im Koa-
litionsvertrag einen wichtigen Weg beschritten, nämlich ein 
Gesundheitsvorsorge- und Sicherstellungsgesetz, das für den 

nächsten großen Krisenfall im Gesundheitssystem länderüber-
greifende Erfassung und Steuerung von Ressourcen ermöglicht. 
Hinsichtlich der personellen Resilienz des Gesundheitssystems 
benötigen wir neue Impulse für das Ehrenamt. Dabei kommt es 
darauf an, zeitgemäße Anreize für junge Menschen zu setzen, 
um sowohl im präklinischen als auch klinischen Bereich als 
Helfer eingesetzt werden zu können. 
Wir haben in der COVID-Pandemie sehr gute Erfahrungen mit 
jungen SoldatInnen gemacht, die als Rettungssanitäter ausgebil-
det waren. Diese dreimonatige Ausbildung hat eine hohe Akzep-
tanz und Attraktivität. Dem -manchmal in die Diskussion gewor-
fenen- Helfer im Pflegedienst fehlt aus meiner Sicht genau diese 
Attraktivität.
CP:  Wir haben letztes Jahr über das Kooperationsprotokoll mit 
dem Malteser Hilfsdienst berichtet, an dessen Unterzeichnung 
Sie beteiligt waren. Was können Sie unseren Lesern zur aktuellen 
Zusammenarbeit mit Malteser Hilfsdienst e. V. (MHD) und Johan-
niter Unfallhilfe e. V. (JUH) berichten?
Generalarzt Dr. Most:  Wir haben dieses Protokoll mit dem MHD 
in die gesamte Hierarchie der territorialen sanitätsdienstlichen 
Verbindungsorganisation umgesetzt. Unsere Landes-, Bezirks- und 
Kreisverbindungselemente haben den Auftrag, ihre Counterparts 
auf Seiten des MHD zu identifizieren, Kontakt aufzunehmen und 
zu halten. Gleiches gilt für die JUH. Uns geht es darum, dass 
sowohl in der Amtshilfe als auch in der Gesamtverteidigung, die 
sanitätsdienstliche Community sich nicht nur kennt, sondern 
auch vertraut. Daneben haben wir sowohl mit MHD als auch 
JUH zahlreiche Gesprächsformate und gemeinsame Beteiligung 
an Übung und Einsatz. Insgesamt haben wir mit beiden Organi-
sationen eine starke Partnerschaft.
CP:  Zurück und zuletzt. Man hört manchmal im Kontext des 
Ukrainekrieges, dass sich die Bundeswehr wieder auf Ihre Kern-
aufgaben konzentrieren müsse. Wie wirkt sich dieses auf die 
ZMZ aus?
Generalarzt Dr. Most:  Es ist richtig: Wir müssen uns auf die 
personelle und materielle Einsatzbereitschaft für die Landes- und 
Bündnisverteidigung konzentrieren, um unseren Bündnisver-
pflichtungen gerecht zu werden. Jeder von uns kann hier dazu 
beitragen, dass die Zeitenwende gelingt. 
Ich halte aber nichts davon, die subsidiäre Unterstützung im 
Bevölkerungsschutz gegen diese Aufgabe abzuwerten nach der 
Devise: weniger Bevölkerungsschutz ist mehr Bündnisverteidigung. 
Ich komme hier auf den bereits vorher angesprochenen Ansatz 
der Gesamtstaatlichkeit zurück. Wir können den Bürgern dieses 
Landes nicht vermitteln, dass außerhalb von Kriegszeiten in einer 
Krisenlage, die Leib und Leben unserer Bürger gefährdet, geeig-
nete Ressourcen des Sanitätsdienstes in den Kasernen bleiben. 
Der Sanitätsdienst hat innerhalb der Bundeswehr das Alleinstel-
lungsmerkmal, dass jedes einzelne Stück unserer Ausstattung, 
jeder Mann und jede Frau mit Ihren Qualifikationen sowohl für 
die Landes- und Bündnisverteidigung als auch für den nationalen 
Bevölkerungsschutz einsetzbar ist. Damit ist jede Investition 
unseres Landes in die militärischen Fähigkeiten des Sanitäts-
dienstes gleichzeitig eine Investition in den Bevölkerungsschutz.
CP:  Herzlichen Dank für dieses Gespräch.
Generalarzt Dr. Most:  Liebe Frau Lange, es war mir wie immer 
eine Freude mit Ihnen und der CP zu sprechen. 

Interview: Heike Lange/Ulrike Tietze
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Lernen aus Krisenlagen
Dominik Breuer, Stella Guesnet

K
risen müssen neben all ihrer Tragik auch als Chance 

verstanden werden. Jede einzelne Krise zeigt, dass ein 

„Weiter so“ nicht das Gebot der Stunde sein darf. Es 

gilt die in Krisen gemachten Erfahrungen systematisch zu erfas­

sen, auszuwerten und daraus zu lernen: bewährte Praktiken, 

aber auch Verbesserungspotentiale müssen identifiziert und in 

Handlungstheoreme übersetzt werden. 

Krisen werden als eine Situation verstanden, in der ein System 
von einem stabilen Gleichgewicht in einen unstabilen Zustand 
übergeht und negative Auswirkungen auf Gesellschaft oder Umwelt 
entstehen, die besondere Ressourcen oder Prozesse benötigen 
um bewältigt zu werden. Krisen bedeuten, dass alltägliche Struk-
turen und Verfahren nicht mehr ausreichend sind. Sie zeigen, was 
in Ausnahmesituationen nicht mehr funktional ist und initiieren 
somit ein Momentum für Reformen und Veränderungsprozesse. 
Diesem Veränderungsprozess steht häufig eine fehlernegierende 
Leitkultur gegenüber: gerade in und nach einer Krise ist es schwie-
rig, Fehler offenzulegen – insbesondere, wenn sie politisch oder 
strafrechtlich brisant sein könnten. Oftmals wird, um Schuldzu-
weisungen zu vermeiden, gänzlich auf eine systemische Aufbe-
reitung von Krisen verzichtet. 
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) und 
das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) haben mit der interdisziplinären Konferenz „Lernen aus 
den Krisenlagen  vorbereitet sein und effizient handeln“ im 
Dezember 2022 einen ersten Schritt in die Richtung einer offenen 
Lernkultur getan und anhand der Krisenlagen der letzten Jahre 
sieben „Lessons (to be) Learned“ für das strategische Krisenma-
nagement identifiziert. 
Die nachfolgend aufgeführten sieben Lehren können keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit haben. Vielmehr stellen sie kleine 
Steine im Mosaik eines ständigen Verbesserungs- und Lernpro-
zesses dar.

1. Partnerschaftliche Zusammenarbeit auf 
allen Ebenen

Es ist eine nahtlose partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
allen staatlichen Ebenen im Krisenmanagement anzustreben. 

Die rezenten Krisen haben gezeigt, dass ein rasches, konsequen-
tes und abgestimmtes Handeln über Ländergrenzen und Ressort-
zuständigkeiten hinweg notwendig ist. Um effektiv Krisen be wäl-
t igen zu können, müssen Ressortegoismen und 
Ver   ant wort ungs diffusionen überwunden und Koop era tions-
netzwerke geschaffen werden. 
In Deutschland tragen Bund, Länder und Kommunen eine gemein-
same Verantwortung für den Bevölkerungsschutz. Das im Juni 
2022 eingerichtete Gemeinsame Kompetenzzentrum Bevölke-
rungsschutz (GeKoB) ist ein wichtiger Meilenstein in der über-
greifenden Zusammenarbeit. Im GeKoB arbeiten Partner aller 
Ebenen zusammen und entwickeln beispielsweise ein bundes-
weites Ressourcenregister, um sich gemeinsam besser gegen 
länderübergreifende Schadensereignisse wappnen zu können. 
Solche Initiativen der nationalen Kooperation sollten in den 
verschiedenen Aufgabenbereichen des Bevölkerungsschutzes 
verstetigt werden.  
Auch auf internationaler Ebene sind Kooperationen und ein 
 Wissensaustausch anzustreben. Das nationale Krisenmanagement 
kann aus dem Umgang anderer Länder mit bestimmten 
 Krisenszenarien, die in Deutschland bisher relativ selten auftre-
ten, lernen. Aber auch gemeinsame Katastrophenschutzverfahren 
zeigen, dass eine enge Zusammenarbeit mit internationalen Part-
nern eine Schlüsselstrategie ist. Beispielsweise hat sich das 
EU-Katastrophenschutzverfahren in der europaweiten Koordina-
tion und Umsetzung von Hilfeleistungsersuchen im Kontext des 
Ukrainekrieges bewährt.

2. Den Bevölkerungsschutz finanziell stärken

Der Bevölkerungsschutz steht vor einem Dilemma zwischen 
 Krisenprävention und Krisenbewältigung: eine ausreichende 
Finanzierung des Bevölkerungsschutzes kann zu nachhaltigen 
Verbesserungen führen; die Wirksamkeit der getroffenen Maß-
nahmen werden jedoch erst in Krisenlagen (oder nie) sichtbar. 
Politische Entscheidungstragende müssen diesen Umstand in 
ihrer Agenda berücksichtigen und langfristige Investitionen in 
die gesamtgesellschaftliche Resilienz fordern.
Der Ausbau personeller und finanzieller Ressourcen muss Prio-
rität haben, um den Anforderungen des kooperativen Födera-

Die Referierenden der Konferenz „Lernen aus den Krisenlagen  vorbereitet sein und effizient handeln“. Von links nach rechts: Dr. Christoph Hübner (BMI), Ralph 
Tiesler (BBK), Carmen Hentschel (Moderation), Ekkehard Brose (BAKS), Albrecht Broemme (Zukunftsforum Öffentliche Sicherheit), Carsten Breuer (Bundeswehr). 
Es fehlen: Juliane Seifert (BMI), Prof. Dr Lars Gerhold (TU Braunschweig). (Bild: BBK/ Laurin Schmid)

Feuerwehr & Katastrophenschutz

68 Crisis Prevention 1/2023



lismus im Gesetz über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe 
(ZSKG) gerecht zu werden. Hierbei sollte eine strikte finanzielle 
Aufteilung in verfassungsrechtliche Zuständigkeiten geprüft 
 werden, da eine trennscharfe Abgrenzung im Sinne des „Dual-
Use“ (z. B. Sirenen im Zivil- und Katastrophenschutz) oft nicht 
möglich ist.
Die Prioritäten im Bevölkerungsschutz müssen finanzpolitisch 
abgestimmt und gemeinsam von Bund und Ländern vertreten 
werden, um entsprechende Haushaltsmittel zu erhalten. Dabei 
muss Krisenmanagement als Aufgabe aller Ressorts, auf allen 
Verwaltungsebenen verstanden und als Daueraufgabe verstetigt 
werden. Um dies zu erreichen, ist eine regelmäßige Sensibilisie-
rung und Befassung des parlamentarischen Raums notwendig. 
Bevölkerungsschutz ist teuer, aber alternativlos.

3. Vorausschauend agieren

Krisen sind ein unvermeidlicher Teil der Welt von morgen. Um 
besser auf künftige Krisen vorbereitet zu sein, muss in die Fähig-
keiten und Methoden der strategischen Vorausschau – insbeson-
dere im zivilen Bereich – investiert werden. Die Strategische 
Vorausschau ist keine Garantie für eine erfolgreiche Krisenbe-
wältigung; sie ermöglicht es aber, die Krisen von morgen zu 
antizipieren und langfristige Anpassungen von Gesellschaft, In -
frastruktur und Umwelt vorzunehmen.
Ein wichtiges Konzept ist die szenarienbasierte Krisenvorbereitung. 
Es ist weder möglich, noch zielführend sich auf alle erdenklichen 
Lagen vorzubereiten. Stattdessen sollte eine Konzentration auf 
Basisszenarien erfolgen, um Strukturen zu entwickeln, die ein 
flexibles, an die jeweilige Krise angepasstes und bedarfsgerech-
tes Krisenmanagement ermöglichen. Dies wird in vielen Bereichen 
des Bevölkerungsschutzes über den Allgefahrenansatz bereits 
gelebt. 
Diese Basisszenarien sollten regelmäßig geübt werden. Die gemein-
sam von Bund und Ländern durchgeführte Krisenmanagement-
übung LÜKEX ist ein wichtiges Instrument, um Krisenbewälti-
gungsstrukturen weiterzuentwicklen und letztendlich auch zu 
üben. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt des vorausschauenden, strategischen 
Handelns ist die Fähigkeit, Daten aus verschiedenen Quellen zu 
aggregieren, zu analysieren und zu bewerten. Das Gemeinsame 
Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz entwickelt daher fort-
laufend und bedarfsgerecht ein Gemeinsames Lagebild Bevöl-
kerungsschutz in Abstimmung mit den Ländern. 
Daten können auch genutzt werden um Schlüsselindikatoren für 
eine Krise zu entwickeln. Die Verwendung von Indikatoren kann 
helfen Krisensituationen frühzeitig zu erkennen und Handlungs-
sicherheit schaffen. Es müssen Kompetenzen geschaffen werden 
um Lagen zu analysieren, Modelle zu erstellen und vorausschau-
ende Entscheidungen zu treffen. In diesem Kontext sind auch 
die Einsatzmöglichkeiten künstlicher Intelligenzen zu prüfen. 

4. Eine positive Fehlerkultur schaffen

Die nachträgliche Suche nach Fehlern oder Schuldzuweisungen 
untergräbt die Vertrauensbildung. Sie verhindert eine offene 
Fehler kultur und nimmt die Möglichkeit umfänglich aus Fehlern 
zu lernen und sich auf zukünftige Krisen vorzubereiten. Die Poli-
tik muss Entscheidungstragenden auch im Nachhinein den Rücken 
stärken, soweit sie die im Zeitpunkt der Entscheidung vorliegen-
den Informationen richtig bewertet und folgerichtig entschieden 

haben. Gerade in Krisenlagen ist es wichtig, dass überhaupt 
gehandelt wird, daher muss vermieden werden, dass Führungs-
kräfte aus Sorge einen Fehler zu machen, entscheidungsgelähmt 
sind. Die politische und gesellschaftliche Kultur muss Raum für 
„vertretbare“ Entscheidungen geben, die im Moment des Handelns 
unter Berücksichtigung des damaligen Wissenstands begründet 
waren.
Um die Fehlerkultur im Krisenmanagement zu verbessern, ist es 
wichtig, dass die umfassende, ehrliche und systematische Nach-
bereitung von Krisen als integraler Bestandteil des Krisen-
managements betrachtet wird. Nur durch die Erkennung von 
Verbesserungspotenzialen, die offene Ansprache von Fehlern, 
die Festhaltung von Erfahrungen und die Vermittlung von Lern-
prozessen, kann die Fehlerkultur verbessert werden.
Hierbei sollte keine Nabelschau erfolgen, sondern die von der 
Krise betroffene Bevölkerung sollte in einem strukturierten Feed-
backprozess eingebunden werden.

5. Zentrale Krisenstruktur für die ressortüber­
greifende Krisenkoordinierung etablieren

Ein zentrales Krisenmanagement ist eine wichtige Struktur für 
die effektive Vorbereitung und Bewältigung übergreifender Krisen.
Die Notwendigkeit einer zentralen Krisenmanagementstruktur 
ergibt sich aus der Tatsache, dass Krisen oft ressortübergreifend 
sind und daher eine koordinierte und schnelle Reaktion erfordern. 
Eine solche Struktur ermöglicht es, Ressourcen und Kompetenzen 
effizient einzusetzen und Entscheidungen schnell und effektiv zu 
treffen.
Eine zentrale Krisenmanagementstruktur sollte aus Vertretern 
der relevanten Ressorts, wie z. B. Innenministerium, Gesund-
heitsministerium, Verteidigungsministerium sowie aus Vertretern 
von Behörden und Organisationen, die im Krisenfall eine wichtige 
Rolle spielen (wie Forschung, Wissenschaft und Hilfsorganisati-
onen) zusammengesetzt sein. 
Dabei sollte auf bestehende und eingeübte Strukturen aufgebaut 
werden. Schnelle Entscheidungsprozesse, Kooperation und ein-
heitliche Kommunikation sind zentrale Faktoren, die für eine 
erfolgreiche Krisenbewältigung unerlässlich sind. Ad hoc in Kri-
senlagen entwickelte Konzepte der Zusammenarbeit können dies 
häufig nicht im ausreichenden Umfang leisten.
Die Aufgaben einer zentralen Krisenmanagementstruktur umfas-
sen die Vor- und Nachbereitung von Krisen, die Koordinierung 
von Maßnahmen während einer Krise, sowie die Evaluierung der 
Maßnahmen nach einer Krise. Dazu gehören auch die Bereitstel-
lung von Informationen für die Bevölkerung, die Koordination 
von Ressourcen und die Zusammenarbeit mit anderen Organi-
sationen und Behörden.

6. Krisenkommunikation fokussieren

Eine kontinuierliche und einheitliche Kommunikation gibt in 
Krisensituationen Orientierung. Verlässliche und direkte Infor-
mationen sind entscheidend, um eine Krise nicht weiter es ka-
lieren zu lassen. Die behördliche Kommunikation muss einem 
gemeinsamen Narrativ folgen und auf Augenhöhe mit der Bevöl-
kerung stattfinden, um akzeptiert zu werden. Eine offene Kom-
munikation, welche die Bevölkerung aufklärt, schafft mehr 
 Vertrauen als Zurückhaltung. 
Gezielte oder ungezielte Desinformationen und Falschnachrich-
ten sind eine zunehmende Herausforderung in Krisensituationen. 
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High-Speed-Internet aus dem Koffer:
B&W International will mit starlink.case Funklöcher schließen

• Sichere Konnektivität bei Brownouts und im Krisenfall 

• Hochleistungsakku für 24-Stunden autarken Betrieb

• Spezialkoffer zum Transport und Schutz des Systems

S
icheres High­Speed­Internet im Katastrophen­ oder 

 Krisenfall? Downloads mit bis zu 200 Mbits/s? Video­ 

Telefonie ohne Wackeln und Ruckeln?

Der Spezialkofferhersteller B&W International bringt einen Koffer 

auf den Markt, mit dem sich innerhalb weniger Sekunden die 

Verbindung zum US-Satellitensystem Starlink herstellen lässt. 

Die beim Deutschen Marken- und Patentamt angemeldete Lösung 

enthält nicht nur alle Komponenten des Systems wie Antenne, 

Kabel und Router, sondern auch einen Hochleistungsakku für 

den 24-Stunden-Betrieb sowie Anschlüsse für Handy, Laptop und 

weitere elektronische Geräte.

Schneller als geostationäre Satelliten

„Mit dem starlink.case schließen wir Funklöcher und sorgen 

auch in abgelegen Regionen der Welt für eine schnelle und sichere 

Internetverbindung“, sagt Gerhart Seichter, Geschäftsführer von 

B&W International. Zum Einsatz kommen soll der Sattelitenkof-

fer außerdem im Krisen- und Katastrophenfall sowie bei kon-

trollierter Lastabschaltung des Stromnetzes (Brownout). „Damit 

können Sicherheits- und Einsatzkräfte die Kommunikation im 

Krisenfall sogar bei einem kompletten Netzausfall sicherstellen“, 

erläutert Seichter. 

Starlink ist die weltweit erste und größte Satellitenkonstellation, 

die eine niedrige Erdumlaufbahn verwendet, um Breitband- 

Satelliten-Internet bereitzustellen. Anders als geostationäre Satel-

liten, die in 35.000 Kilometern Höhe um die Erde kreisen, arbei-

tet die Internetverbindung via Starlink schneller, da sich die 

Satelliten in einer Umlaufbahn von im Schnitt nur 550 Kilometern 

befinden. 

Anmeldung bei SpaceX

Zum Starlink-Komplettpaket des westfälischen Unternehmens, 

das für seine aus Spezialkunststoffen gefertigten Schutzkoffer 

international bekannt ist, gehört im Zuge der Anmeldung bei 

dem Betreiber des Satellitensystems, dem US-Raumfahrtunter-

nehmen SpaceX, auch die komplette Administration der Vertrags-

anmeldung sowie Konfiguration und vorläufige Inbetriebnahme 

des Systems. Somit bekommt der Kunde ein fertig eingerichtetes 

Gerät bei dem er nur noch auf „ON“ drücken muss! 

Zu den ersten Kunden, die das starlink.case bereits geordert 

haben, zählen Katastrophendienste, Sicherheits- und Einsatzkräfte, 

Polizei und Feuerwehr. „Ab Mitte März werden wir die ersten 

Koffer ausliefern“, so B&W-Geschäftsführer Seichter. Die Kosten 

für das starlink.case liegen bei 4.799 Euro. 

B&W International GmbH 
Joachim Lügtenaar, Sales Director
Junkendiek 5 
49479 Ibbenbüren - Germany
Tel.: 05451-8946-171  
E-Mail: joachim.luegtenaar@b-w-international.com 
www.b-w-international.com

Advertorial

Kommt überall dort zum Einsatz, wo weder 
Steckdose noch Funkmast vorhanden oder 
funktionsfähig sind: das starlink.case von 
B&W International. Der Koffer ist aus einem 
leichten, extrem widerstandsfähigen 
Spezialkunststoff gefertigt, der das System 
vor Hitze, Kälte, Wasser, Staub und Stößen 
schützt. Er kann wahlweise in den Farben 
Schwarz, Sand und Oliv bestellt werden.
(Bild: B&W International GmbH)
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Unwetterereignis im Sommer 2021 –  
Strategien für NRW

Albrecht Broemme

I
m August 2021 hatte die Staatskanzlei NRW beim Verfasser 

einen Bericht in Auftrag gegeben. Er soll vor allem Hand­

lungsfelder aufzeigen, damit das Ausmaß derartiger Ereignisse 

zukünftig verringert wird. 

Am 28. September 2022 wurde der Verfasser als Sachverständi-
ger beim Parlamentarischen Untersuchungsausschuss II der  
18. Wahlperiode des Landtages NRW angehört. 
Der Bericht für das Land NRW wird hier, geringfügig überarbeitet, 
auszugsweise abgedruckt. In Anbetracht der Komplexität der 
Themen beschränkt er sich auf folgende Kernthemen:
• Stabsarbeit
• Durchhaltefähigkeit bei langer Einsatzdauer
• Landesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-

vorsorge
• Information und Warnung der Bevölkerung
• Katastrophen-Leuchttürme (Notfall-Treffpunkte) 
• Psychologische Nachsorge und Betreuung

Mitte Juli 2021 hatte das Tiefdruckgebiet „Bernd“ in Deutschland, 
in Luxemburg, in Belgien und in den Niederlanden schwere Sach- 
und Personenschäden verursacht: In Europa starben 220 Menschen, 
davon 49 in Nordrhein-Westfalen. Unter den Toten sind auch fünf 
Feuerwehrmänner. Es war die tragischste Naturkatastrophe in 
Deutschland seit der Sturmflut in Norddeutschland 1962. 
Nach ergiebigen Regenfällen gab es am 14./15. Juli 2021 in Teilen 
von Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz Starkregen mit 120 
bis zu 200 Litern Niederschlag pro Quadratmeter. Dieses Unwet-

ter war vom Deutschen Wetterdienst (DWD) für die Region bereits 
zwei Tage vorher im Rundfunk und im Fernsehen angekündigt 
worden. Dieser Starkregen verursachte ungeheure Sturzfluten 
mit Pegelhöhen von bis zu über acht Metern.
Betroffen waren in Nordrhein-Westfalen insbesondere der Kreis 
Euskirchen, der Märkische Kreis, der Rhein-Sieg-Kreis, die Städ-
teregion Aachen sowie die kreisfreien Städte Hagen und Solingen. 
Diese Gebiete umfassen insgesamt rund 4.420 Quadratkilometer 
Fläche mit 2,1 Millionen Einwohnern. Das entspricht 1,2 % der 
Fläche Deutschlands und 2,4 % der deutschen Bevölkerung. In 
Nordrhein-Westfalen gibt es 31 Kreise und 22 Kreisfreie Städte, 
in Deutschland sind es 294 Kreise und 106 kreisfreie Städte.
In Medien wurde die Berichterstattung von der Frage nach der 
Schuld und der Suche nach „den Verantwortlichen“ überschattet. 
Ein weiteres Thema war die unzureichende Warnung der Bevöl-
kerung. Auch wurde gefordert, dass sich der Katastrophenschutz 
„neu erfinden“ müsse. Die vollständige Beseitigung dieser Unwet-
terschäden in Deutschland wird mehrere Jahre dauern und kos-
tet vermutlich über 30 Milliarden Euro.

Stabsarbeit

Das „A und O“ eines erfolgreichen Krisenmanagements sind gut 
funktionierende Krisenstäbe. Ziel ist, die „Chaos-Phase“ möglichst 
kurz zu halten – sie ist zu Beginn eines außergewöhnlichen Vor-
kommnisses unvermeidbar. Ab dem zweiten Tag müsste das 
Krisenmanagement „in geordneten Bahnen laufen“. Zentrale 
Voraussetzung ist das Erlangen eines Lageüberblicks, der zunächst 

(Bild: AdobeStock | 447651830)
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auch Ungenauigkeiten und Abschätzungen enthalten darf.
Die Aktivierung des Krisenmanagements muss erfolgen, 
• wenn festgelegte Kriterien von Szenarien erfüllt sind oder
• wenn ein erhöhter ressort- bzw. ämterübergreifender 

Koordinierungsaufwand erkennbar ist oder
• sofern die nächsthöhere Ebene dies anordnet  

(ggf. vorsorglich).

Ausgehend von beschriebenen Szenarien müssen konkrete  Kriterien 
zur Aktivierung des Krisenmanagements festgelegt  werden. Bei 
Hochwassern sollte das beispielsweise bereits bei einem Pegel 
weit unterhalb des Bemessungshochwassers sein, um „vor die 
Lage zu kommen“. Bei anderen Wetterszenarien kann das eine 
Wetterwarnung ab einer bestimmten Stufe sein, bei Unfällen in 
Störfallbetrieben eine bestimmte Dringlichkeitsmeldung.
Bei Szenarien, die sich nicht durch eindeutige Kriterien aus Vor-
warnungen ableiten lassen, ist eine Interpretation erforderlich. 
Das sollte in einem hierzu befähigten Gremium erfolgen.
Lagezentren sind Elemente des Krisenmanagements und müssen 
darauf vorbereitet sein, mit zusätzlichem Personal als Krisenstab 
arbeiten zu können. Sofern ein Krisenstab den Dienst aufnimmt, 
bedeutet dies nicht „automatisch“ die Übernahme der Einsatz-
leitung. Empfehlenswert ist, im Zweifelsfall rein vorsorglich einen 
„Krisenstab“ einzuberufen.
Die Einsatzleitungen der Kommunen verfügen über die höchste 
und differenzierteste Ortskenntnis. Eine Übernahme der Einsatz-
leitung durch externe Stellen ist bereits deswegen grundsätzlich 
unsinnig. Eine wichtige Rolle spielt die Akzeptanz: die Weisungen 
der Einsatzleitung müssen sowohl von den Einsatzkräften als 
auch von der Bevölkerung akzeptiert werden.
Konkrete Berechtigungen und Entscheidungsbefugnisse sind erfor-
derlich, damit geschultes Personal eigenverantwortlich handeln 
kann. Dies betrifft z.B. die Vergabe von Aufträgen, Vergabehöhen, 
den Zugriff auf Mitarbeitende oder die Anordnung von Überstun-
den bzw. Mehrarbeit. Auch die Schließung von Verwaltungsteilen 
oder Verlagerung von Aufgaben müssen vorgeplant werden.
Die Landkreise unterstützen sich fachtechnisch untereinander 
(horizontale Hilfe), das Land einschließlich den Landesämtern 
(vertikale Hilfe, Fachexpertise). Auf Anforderung unterstützt auch 
der Bund (Technisches Hilfswerk, Bundespolizei, Bundeswehr). 
Regelmäßige Unterstützung leisten der Deutsche Wetterdienst 
(DWD), das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) sowie weitere Behörden und Institutionen.
Die Leistungsfähigkeit der Krisenstäbe auf Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte wird bis auf Weiteres heterogen sein. Analog 
zur Unterstützung der Einsatzleitung ist der Aufbau von Unter-
stützungsteams aus erfahrenen KrisenmanagerInnen sinnvoll. 
Diese Unterstützungsteams übernehmen nicht die Führung, son-
dern verstärken die zuständigen Krisenstäbe mit erfahrenem, gut 
vernetztem Personal. Ein Beispiel sind die Fachgruppen „Führung 
und Kommunikation (FK)“ des THW.
Es ist sinnvoll, die Krisenstäbe der Kreise und der kreisfreien 
Städte bei Bedarf in der Kommunikation mit anderen Behörden 
sowie bei der Erfüllung der Berichtspflichten zu unterstützen. 
Auch hierzu können die Unterstützungsteams eingesetzt werden.
Eine weitere Unterstützung ist der Einsatz von „Virtual Operation 
Support Teams (VOST)“. Diese Teams bestehen aus spezialisier-
ten Freiwilligen. Wenn sie „alarmiert“ werden, suchen sie (grund-
sätzlich vom Home-Office aus) im Internet relevante Informati-
onen, bewerten diese und übermitteln dies dem Krisenstab.
Ein zentraler Aspekt ist ein geordnetes, eingespieltes Berichts- und 

Meldewesen. In Anlehnung an die Meldungen wichtiger Ereignisse 
aus dem Polizeibereich (sog. WE-Meldungen) sind derartige „wich-
tige Ereignisse“ vor allem Sachverhalte, die die öffentliche Sicher-
heit erheblich beinträchtigen, die in der Öffentlichkeit Aufsehen 
und Beunruhigung erregen, die in den Medien oder sozialen 
Netzwerken zu besonderen Erörterungen führen oder die einen 
politischen Bezug haben. Grundsätzlich gilt für die Meldewege 
der Dienstweg, der nur in Ausnahmefällen eine Ebene übersprin-
gen darf, die in diesem Fall nachrichtlich eingebunden ist. 
Grundsätzlich sollen nur Fakten aufgeführt werden, unsichere 
Punkte sind als solche zu kennzeichnen. Zügig abgesandte 
 Meldungen sind wertvoller als perfekt ausformulierte Texte. 
Die Bewältigung von Großschäden erfordert Zeit und gelingt umso 
besser, je schneller ein Lageüberblick geschaffen wird. Wichtig 
ist, das Schadensgebiet in überschaubare, örtliche Einsatz- 
Abschnitte („Cluster“) mit klaren Verantwortlichkeiten einzuteilen. 
Ziel ist u.a., Erkundungen jeweils nur einmal gründlich durch-
zuführen und gut zu dokumentieren.
Eine große Herausforderung in komplexen Flächenlagen ist ein 
kontinuierlich aktualisiertes Lagebild sowie eine aktuelle Lage-
bewertung. Aus Berichten aus verschiedenen Ebenen bildet sich 
automatisch kein umfassendes Lagebild: es müssen die unter-
schiedlichen Berichts- und Meldesysteme zusammengeführt und 
ausgewertet werden. Die Bündelung der verschiedenen Erkennt-
nisse stellt eine besondere Herausforderung dar. Ein Beispiel ist 
die Zusammenführung von Luftaufnahmen, die mit Hilfe von 
Drohnen, Hubschraubern und Flugzeugen gewonnen wurden zu 
einer geobasierten „Karte“ mit verschiedenen Ebenen. 
Zum Erstellen des Lagebildes sind auch Informationen der Wirt-
schaft, insbesondere der Betreiber kritischer Infrastrukturen 
einzubeziehen. Beispielsweise können nach flächendeckender 
Einführung der Smartmeter (Stromzähler mit Funk-Übertragung) 
Energieversorgungsunternehmen feststellen, welche Gebäude 
schwer beschädigt sind: dann zeigen die Smartmeter keinen 
Stromverbrauch an, oder senden keine Signale mehr.
Zur Beurteilung von Struktur- und Infrastrukturschäden sollten 
nur speziell geschulte Einsatzkräfte beauftragt werden. Aus den 
üblichen Schadensmeldungen der nicht-polizeilichen Gefahren-
abwehr ist ein Lagebild der Infrastruktur regelmäßig nicht ableit-
bar. Beispielsweise kann eine unterspülte, aber gesperrte und 
geräumte Straße aus Sicht der Gefahrenabwehr unerheblich sein. 
Für die übergeordnete Beurteilung der Schäden in einer Region 
kann dieser Schaden jedoch relevant sein.
Übungen müssen auf Basis der Szenarien durchgeführt werden, 
um u.a. die horizontale und vertikale Kommunikation zu trai-
nieren. Allerdings ist bei Übungen die „Durchhaltefähigkeit über 
mehrere Wochen“ nicht gut darstellbar.
Das Krisenmanagement muss trainiert werden. Hierzu gibt es 
wissenschaftlich fundierte Methoden, den Trainingsstand eines 
Krisenstabes festzustellen und ggf. zu verbessern. Bei den Übun-
gen sollte ein bereits geschultes Kernteam mit „Neulingen“ 
gemeinsam üben. Bei Übungen dürfen Fehler gemacht werden. 
Man muss sie erkennen und daraus die richtigen Schlüsse ziehen. 

Durchhaltefähigkeit bei langer Einsatzdauer

Durchschnittliche Feuerwehr-Einsätze dauern statistisch weniger 
als eine Stunde. Die Feuerwehren müssen Jahr für Jahr mehr 
Einsätze durchführen. Die Einsätze nach dem Starkregen im Juli 
2021 sprengen diesen Alltag der Gefahrenabwehr. Hinzu kommt 
eine besondere Erschwernis: die Eigenbetroffenheit.
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Besondere Einsatzlagen können überall und jederzeit eintreten 
– mit und ohne Vorwarnungen. Von den zuständigen Stellen wird 
erwartet, dass sie stets gut vorbereitet sind und möglichst jede 
Einsatzlage „meistern“.
Die „Durchhaltefähigkeit“ betrifft sowohl Krisenstäbe als auch 
Einsatzkräfte sowie die Verwaltungen der Kreise und Kommunen. 
Darunter ist die Fähigkeit zu verstehen, die Kräfte so einzuteilen, 
dass auch lang andauernde Einsätze – ggf. mit eskalierenden 
Lagen – bearbeitet werden können. Dies erfordert in der Regel 
die Hinzuziehung externer oder überregionaler Kräfte.
Bereits am 14. Juli 2021 abends waren nach einem Hilfeleistungs-
antrag die ersten Kräfte der Bundeswehr im Einsatz, wenige 
Stunden später wurde der militärische Katastrophenalarm aus-
gelöst. Analoges gilt für das THW als Einsatzorganisation des 
Bundes im Bevölkerungsschutz und für die Bundespolizei.
Sobald erkennbar ist, dass ein Einsatz mehrere Tage – oder gar 
Wochen– andauern wird, müssen Schichtlängen, Ablösungen 
und Ruhepausen geregelt werden. Ebenso sind Verpflegung und 
Unterbringung zu planen. Übermüdete und hungrige Mitglieder 
eines Krisenstabes sind keine Voraussetzung für gute Entschei-
dungen!
Wichtig sind vorausgeplante, geregelte Ablösungen. Bei jeder 
Ablösung ist eine zielgerichtete Einweisung der „neuen“ Kräfte 
in die aktuelle Lage erforderlich. Die erteilten Aufträge sind zu 
dokumentieren und nachzuhalten („Was wurde erledigt? Was ist 
noch offen? Wer ist dafür eingeteilt?“).
Hilfreich sind gut organisierte Bereitstellungsräume außerhalb 
des Schadensgebietes. Allerdings sollten sie nicht mehr als rund 
1.000 Einsatzkräfte verwalten und versorgen. Größere Bereitstel-
lungsräume enden erfahrungsgemäß im Chaos. Überörtliche 
Einheiten, die in Bereitstellungsräumen einsatzbereit warten, 
stehen nicht exklusiv dem jeweiligen Landkreis zur Verfügung. 
Das Warten im Bereitstellungsraum ist bei den Einsatzkräften 
unbeliebt. Es ist daher wichtig, den Zweck des Wartens zu erklä-
ren und den möglichen Einsatz vorzubereiten. Hierzu gehört vor 
allem die Einweisung in die Lage. Außerdem kann die Wartezeit 
auch zur Aus- und Fortbildung genutzt werden. 
Der Einsatz der Bundeswehr erfordert eine klare, „territoriale 
Führungsstruktur“ mit geschulten Fachleuten für die Zivil-Mili-
tärische Zusammenarbeit.
Die Bundeswehr hat hierzu die Kreisverbindungskommandos 
(mit Reservisten) organisiert, die zivile Seite muss die passenden 
Ansprechpersonen organisieren. Mit Schaffung des „Territorialen 
Führungskommandos der Bundeswehr“ am 27. September 2022 
unter General Carsten Breuer sind die Abläufe sowohl für die 
militärische als auch für die zivile Seite transparenter und straffer. 
Auch der Einsatz von Kräften aus dem (benachbarten) europäi-
schen Ausland muss nach den hierfür geltenden Standards geplant 
und geübt werden. Die Annahme, dass es in Deutschland hierfür 
nie einen Anlass gäbe, ist falsch. Für die gegenseitige Unterstüt-
zung im grenznahen Bereich können bilaterale staatliche Abkom-
men getroffen werden – auch sie müssen geübt werden.
Bei Störung oder Ausfall der üblichen Kommunikationswege wie 
der Digitalfunk der BOS, die öffentlichen Handy-Netze oder das 
Internet müssen Rückfallebenen geplant und vorbereitet sein. 
So können Fachleute des Fernmeldedienstes (z.B. des THW) mit 
„Feldkabelbau“ kurzfristig Drahtverbindungen herstellen sowie 
Netze für schnurlose Telefone (DECT-Netze) aufbauen. Die Anbin-
dung an Glasfasernetze, z.B. entlang der Bahnstrecken, ermöglicht 
die Kommunikation über weite Entfernungen. Weitere Rück-
fallebenen sind die Kommunikation über Satelliten-Telefone sowie 

der Einsatz von Boten auf Zweirädern, mit Kraftfahrzeugen oder 
zu Fuß.
Empfehlenswert sind verbindliche Festlegungen, wohin sich wer 
bei erkanntem Totalausfall von Funk und Telefon – also ohne 
alarmiert zu sein – selbsttätig wohin zu begeben hat (Rathaus, 
Feuerwache, Polizeipräsidium, …).

Landesamt für Bevölkerungsschutz  
und Katastrophenvorsorge (LABK)

Vermisst wurde offensichtlich eine „führende“ und unterstützende 
Ebene. Daher wird die Schaffung eines neuen „Landesamtes für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenvorsorge (LABK)“ mit 
 folgender Begründung vorgeschlagen:
• „Spiegelgremium“ auf Landesebene für das „Bundesamt  

für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)“.
• Bündelung der Landesaufgaben für die Bereiche Bevölke-

rungsschutz, Katastrophenvorsorge und Resilienz unterhalb 
der ministeriellen Ebene.

• Planungen für Schadensereignisse, deren Eintrittswahr-
scheinlichkeit zwar gering ist, die im Eintrittsfall aber große 
Schäden und gravierende Folgen für die Infrastruktur sowie 
die Gesundheit vieler Menschen verursachen und ein 
ressortübergreifendes, schnelles und umfassendes Handeln 
erforderlich machen.

Anhaltspunkte sind folgende Szenarien:
• Starkregen
• Hitzeperioden und Trockenheit
• Hochwasser in Bächen und Flüssen mit Überschreitung 

des Bemessungshochwassers
• Radioaktiver Fallout nach einem kerntechnischen Unfall
• Freisetzung von Giften in der Luft, in offene Gewässer, ins 

Abwasser oder ins Leitungswasser
• Pandemien (Menschen, Tierseuchen, Lebensmittelbefall)
• Mehrtägiger oder mehrwöchiger Stromausfall

Auch muss die fatale Verkettung von verschiedenen Ereignissen 
infolge von Domino-Effekten oder durch unglückliche Zufälle 
bedacht werden.
• Monitoring einschlägiger Aufgaben der Bezirksregierungen, 

Kreise und kreisfreien Städte. Derzeit existieren beim 
Katastrophenschutz erhebliche Niveau- und Qualitätsunter-
schiede zwischen den einzelnen Verwaltungen. Diese 
müssen nach dem Prinzip der „guten Beispiele“ auf ein 
einheitlich gutes Niveau gebracht werden.

• Steuerung von Ausbildung und Training der Krisenstäbe der 
Kreise, der kreisfreien Städte sowie den im Katastrophen-
schutz involvierten Behörden und Ämtern.

• Betrieb des „Lagezentrums der allgemeinen Gefahrenabwehr 
NRW“: kontinuierliche Informationssammlung, Lagebewer-
tung und Bereitstellung der aufbereiteten Daten für die 
Landesregierung sowie die Kreise und kreisfreien Städte. Die 
Personal- und Sachausstattung des LABK muss gesondert 
ermittelt werden. Nach Möglichkeit werden vorhandene 
Ressourcen, insbesondere bei der Aus- und Fortbildung, 
einbezogen.

Da das LABK mit allen Ressorts der Landesregierung sowie Lan-
desbehörden und -ämtern kommuniziert, ist die Zuordnung zur 
Staatskanzlei zweckmäßig, was politisch zu entscheiden ist. 

74 Crisis Prevention 1/2023

Feuerwehr & Katastrophenschutz



75Crisis Prevention 1/2023

VITES GmbH

Einsteinstr. 32

85521 Ottobrunn

Tel.: +49 89 6088 4600

info@vites-gmbh.de

www.vites.de

• Mobile Breitband-Funknetze für die BOS

•  Mobilfunk & IP-Mesh, in BOS-Frequenzbändern

•  LTE-Anbindung von Smartphones & Einsatzfahrzeugen
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bei Großeinsätzen
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Im Einzelnen ist das LABK für folgende 
Aufgaben federführend zuständig:

a) Laufendes Erstellen und Auswerten eines Lagebildes der 
 allgemeinen Gefahrenabwehr, der polizeilichen Lage, der 
Wirtschaft sowie der Gesellschaft auf Landesebene. Aufzu-
nehmen sind Hinweise anderer Bundesländer und europäischer 
Anrainerstaaten.

Dieses Lagebild wird online den Kreisen und den Kommunen 
sowie weiteren Bedarfsträgern zur Verfügung gestellt. Es ist zwin-
gend erforderlich, die verfügbaren Informationen zu bündeln 
und aufzubereiten. Dazu gehören
• Umweltdaten,
• Infrastrukturdaten,
• Mitteilungen anderer Landes- und Bundesbehörden  

sowie Institutionen,
• Prognosen anderer Landes- und Bundesbehörden  

sowie Institutionen.

Derzeit werden Informationen allenfalls ressortbezogen  verarbeitet. 
Erst eine ressortübergreifende Kombination führt zu besseren 
Bewertungen, wie z.B.:
• Eine Sturmwarnung des DWD ist im Kontext einer großen 

Veranstaltung im Freien anders zu bewerten als eine 
Sturmwarnung an einem Tag ohne Großveranstaltung.

• Die Warnung vor Starkregen wird anders bewertet werden, 
wenn ein großer Regenwasserkanal defekt ist.

• Erst, wenn zwischen einer Pegelangabe und einer Hochwas-
serrisikokarte ein klarer Zusammenhang für alle hergestellt 
wird, können die richtigen Maßnahmen eingeleitet werden.

• Bereitstellung der Informationen der Fachbehörden und 
Fachämter in Nordrhein-Westfalen (Wissensmanagement).

b) Erstellen eines landesweiten, einheitlichen Gefahrenregisters, 
insbesondere mit Überflutungsgebieten, durch Zuarbeit der 
Landkreise sowie der kreisfreien Städte.

c) Ableitung präventiver Maßnahmen aus den o.g. Szenarien. 
Diese führen zu Vorgaben für die Planung und Erschließung 
von Flächen, zu Empfehlungen im Städtebau, sowie zu Richt-
linien für die mittelfristige Planung zur Ausstattung der Feuer-
wehr und des Katastrophenschutzes.

d) Monitoring der Resilienz einschließlich der Rückfall-Ebenen 
beim Ausfall von kritischen Infrastrukturen. Besonders pro-
blematisch ist ein großflächiger Stromausfall mit Wegbrechen 
der öffentlichen Kommunikation. Bei gleichzeitigem Ausfall 
der Wasserversorgung und der Notbrunnen muss die Trink-
wasserversorgung durch Mineralwasser in abgefüllten Flaschen 
erfolgen, ggf. in Verbindung mit dem Einsatz von Trinkwasser-
anlagen des Technischen Hilfswerks (THW).

e) Umsetzung von in Europa etablierten EU-Verfahren in Nord-
rhein-Westfalen, wie z.B. TaFF (Tackling Consequences of 
extreme Rainfalls and Flash Floods) und MaSC (Disaster Shel-
ter Decisions Toolbox) durch Schulung von Einsatzkräften und 
Verwaltungen.

f) Harmonisierung der Kriterien zur Information, Warnung und 
Entwarnung der Bevölkerung mit den Kreisen und kreisfreien 
Städten. Ziel ist ein lokales Raster zur jeweiligen Umsetzung 
von Warnungen zu erstellen. Erforderlich sind kohärente, 
synchronisierte Verfahren und Systeme. Es müssen sowohl 
etablierte Systeme (Sirenen) als auch innovative Systeme ein-

bezogen werden. Hierzu gehören lokale Durchsagen über 
Radio und Textinformationen über DAB-Radio.

g) Planung und Durchführung von Ausbildung und Übungen der 
Krisenstäbe auf Landesebene für besondere Lagen sowie 
mehrwöchige, großflächige Einsatz-Szenarien.

h) Monitoring der Einsatz- und Durchhaltefähigkeit des Kata   - 
s trophenschutzes, der kritischen Infrastrukturen sowie der 
„Kat-Leuchttürme“.

i) Monitoring der psychologischen und seelsorgerischen Betreu-
ung (PSNV) von Einsatzkräften, SpontanhelferInnen und der 
betroffenen Bevölkerung.

j) Unterstützung der Kreise und kreisfreien Städte bei der Auf-
klärung der Bevölkerung: „Fit für den Notfall“. Rund 40 % 
Deutschlands sind Mittelgebirgsregionen, wo sich ähnliche 
Vorkommnisse wie im Juli 2021 in NRW und RP wiederholen 
können. Der Klimawandel trägt dazu bei, dass schwere Schä-
den häufiger vorkommen und dass sie umfassender sein 
können. Der Schutz hiervor kann zwar verbessert, aber nicht 
allumfassend perfektioniert werden.

k) Unterstützung der Kommunen und der Einsatzorganisationen 
beim zweckmäßigen Umgang mit Spontanhelfenden (siehe 
hierzu Ergebnisse der Forschung für die zivile Sicherheit sowie 
die Europäischen Normungsarbeit).

Information und Warnung der Bevölkerung

Die öffentlich geäußerte Kritik zeigt eindrücklich eine enorme 
Erwartungshaltung: Die Kommune bzw. der Kreis muss seine 
Bewohnerschaft konkret, frühzeitig und spezifisch informieren 
und warnen.
Derzeit werden die zahlenbasierten Warnungen des DWD oder 
der Hochwasserzentrale händisch und somit unterschiedlich 
interpretiert. Sie werden erst teilweise mit erheblichen Verzöge-
rungen weitergeleitet (oder bleiben außerhalb von Bürozeiten 
liegen).
Die Kommune bzw. der Kreis muss die Warnungen anderer In -
stitutionen (DWD, Hochwasserzentrale, Störfallbetriebe) auf die 
lokale Situation „übersetzen“ und mit konkreten Verhaltensregeln 
selbst herausgeben. Dies muss lange vor dem Eintritt von Warn-
lagen erledigt sein. Fehlalarme müssen vermieden werden, da 
sie die Aufmerksamkeit abstumpfen.
Nach der Warnung muss diese „auf allen Kanälen“ synchron 
kommuniziert und informiert werden. Zum Schluss muss entwarnt 
werden. Sowohl in den Sozialen Medien als auch vor Ort muss 
auf (gezielte) Fehlinformationen unverzüglich reagiert werden.
Um eine möglichst hohe Reichweite zu erzielen, sind – abhängig 
von der Handlungsdringlichkeit – mehrere Systeme synchron zu 
aktivieren. Zu den möglichen Systemen zählen:
• Sirenensysteme
• Anwendungen auf mobilen Endgeräten (mit oder ohne App) 
• Hotlines
• Soziale Medien
• Radiodurchsagen
• Einblendungen beim Fernsehen und im Internet
• Warnfahrzeuge (Lautsprecher-Durchsagen)
• Innovative weitere Lösungen wie Navigationssysteme, 

Mitnutzung
• der Heimrauchmelder
• (manuelles) Läuten der Kirchturmglocken

Die Warnungen über die einzelnen Systeme müssen aufeinander 
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abgestimmt sein. Der vom Bund finanzierte (Wieder-) Aufbau 
des Sirenennetzes muss durch Investitionen der Länder ergänzt 
werden. Die Auswahl der Warnelemente muss auch die Vorlauf-
zeit bis zum Schadensereignis bzw. die notwendige Reaktions-
geschwindigkeit der gewarnten Bevölkerung berücksichtigen.

Erfolgreiches Warnen setzt voraus:
• Vorab die Aufklärung und Sensibilisierung der Bevölkerung 

(Kindergärten, Schulen, Altenheime, Handzettel für jeden 
Haushalt, …)

• Festlegungen durch die Kreise und Kommunen, welche 
Warnstufen zu welchen konkreten Maßnahmen führen. 
Dann werden die Warnungen vom Bund unmittelbar bis  
zu den Kommunen automatisch „durchgereicht“

• Bundesweit vereinheitlichte, einprägsame Warnsignale 
(„Weckruf“), die jedem Haushalt, jedem Büro und jedem 
Betrieb vorliegen müssen. Anmerkung: Früher standen  
die Sirenensignale in jedem Telefonbuch!  

• Synchrones, rechtzeitiges Warnen auf allen möglichen 
Kanälen

• Entwarnung nach Beendigung der Gefährdung 

Katastrophen-Leuchttürme  
(Notfall-Treffpunkte) 

Als ein Forschungsprojekt der „Forschung für die zivile Sicherheit“ 
der Bundesregierung wurde in Berlin das Konzept für sogenannte 
„Katastrophen-Leuchttürme (Kat-Leuchttürme)“ entwickelt. Es 
handelt sich um vorgeplante stationäre (ggf. auch mobile) Ein-
richtungen, die der Bevölkerung bekannt sein sollen. Es müssen 
„sichere Orte“ sein, die z.B. auch bei längeren Störungen der 
kritischen Infrastruktur (insbesondere der Stromversorgung) autark 
funktionieren.
Bei Bedarf können Kat-Leuchttürme mit dort postierten Fahrzeu-
gen der Feuerwehr, des Rettungsdienstes, des THW und der 
Polizei erweitert werden („Temporäre Wache“).
Die Kat-Leuchttürme (oder Notfall-Treffpunkte) werden bei ent-
sprechenden Schadenlagen auf Anordnung der Kommune in 
Betrieb genommen. Sie versorgen die Bevölkerung vor Ort mit 
Informationen zur Lage und mit Lademöglichkeiten von Handys. 
Außerdem können hier bei Bedarf Trinkwasser, (warme) Getränke, 
Lebensmittel und Hygieneartikel verteilt werden.
Weitere Aufgaben sind Erste Hilfe, Kindernotbetreuung, Anlauf-
stelle für SpontanhelferInnen, Organisation von Transporten; 
Ausgabe von Sachspenden sowie Treffpunkt der Nachbarschaft. 
Folgendes Personal ist – überwiegend ehrenamtlich – in den 
Notfall-Treffpunkten einsetzbar:
• hauptamtliches Personal der Kommune,
• ehrenamtlich organisierte Einsatzkräfte insbesondere der 

Hilfsorganisationen,
• SpontanhelferInnen, alte und junge Menschen, mobile und 

behinderte Menschen.

Zur Kommunikation mit dem Krisenstab können neben dem 
Digitalfunk auch Amateurfunker sowie Krad- und Fahrrad-Melder 
eingesetzt werden – ebenfalls ein mögliches Betätigungsfeld für 
Spontanhelfende. Es wird empfohlen, dass jede Kommune 
„Kat-Leuchttürme“ plant, vorbereitet und der Bevölkerung bekannt 
gibt. Sie sind ein praktisches, sichtbares Bindeglied zwischen 
Kommune und Bevölkerung. Auch signalisieren sie der Bevölke-
rung, dass sie nicht „im Stich gelassen“ wird. Im Verhältnis zur 

positiven Wirkung ist der Aufwand überschaubar.
Inzwischen haben mehrere Kommunen mit der Organisation und 
dem Aufbau von Notfall-Treffpunkten begonnen. 

Psychologische Nachsorge und Betreuung

Die psychologische und seelsorgerische Betreuung von Einsatz-
kräften, Spontanhelfenden sowie der betroffenen Bevölkerung 
muss konsequent geplant und durchgeführt werden. Das System 
der Psychosozialen Notfallversorgung (PSNV) ist bei den organi-
sierten haupt- und ehrenamtlichen Einsatzkräften inzwischen 
etabliert. Hingegen fehlt es regelmäßig an der Betreuung von 
Angehörigen und der betroffenen Bevölkerung.
Die Lücke zwischen der „Psychosozialen Notfallversorgung“ und 
der „psychotherapeutischen Erst- und Folgeversorgung“ muss 
geschlossen werden. Die Psychotherapeuten-Kammer NRW hat 
hierzu Vorschläge ausgearbeitet, die noch nicht vollends umge-
setzt sind. Es existiert bereits ein System der „Leitenden Notfall-
psychotherapeuten“, was jederzeit aktiviert werden kann. Hier-
mit ergibt sich eine Ergänzung und Erweiterung des PSNV-Systems.
Die Einbindung der psychotherapeutischen Fachkräfte „vor Ort“ 
sollte von Anfang an erfolgen und nicht erst in zweiter oder 
dritter Instanz. Hierzu bieten die Psychotherapeuten niederschwel-
lige Gruppenangebote und spontane Einzelberatungen an.
Belastende Erlebnisse können Angst- und Panikreaktionen bis 
hin zur Selbsttötung auslösen, was durch gezielte Therapien 
vermieden werden kann.
Weiterhin muss der Übergang für Personen organisiert werden, 
die von PSNV-Teams eine Erstbetreuung erfahren haben und die 
über die Anlaufstelle der Psychotherapeutenkammer den Zugang 
zu niedergelassenen Therapeuten „in der Nähe“ benötigen. Hierzu 
ist sowohl interne als auch externe Informationsarbeit erforder-
lich.
Um diese Planungen umsetzbar zu machen, müssen alle Akteure 
(auch die Bevölkerung und die Medien!) bei Übungen eingebun-
den werden.
Die psychologische Betreuung ist ein Thema, das regelmäßig 
unterschätzt wird. Ehrenamtliche Einsatznachsorgeteams (ENT) 
und professionelle Psychologen und Therapeuten müssen 
 konsequent und rechtzeitig eingesetzt werden. 

Im Sommer 2022 veröffentlichte die Bundesregierung die 
„Deutsche Strategie zur Stärkung der Resilienz gegenüber 
Katastrophen“. Über den Deutschen Beitrag des Sendai- 
Abkommens in den Jahren 2022 bis 2030 wird in der CP 
gesondert berichtet werden. 

Dipl.-Ing. Albrecht Broemme
Brandassessor Vorstandsvorsitzender des
Zukunftsforum öffentliche Sicherheit e.V.
(ZOES), Berlin
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Fokus Leitstelle – Der Weg in die Zukunft
In 14 Monaten zu neuem Einsatzleitsystem und neuer Arbeitsweise 

Markus Duckheim, Thorsten Veigel 

Z
um aktuellen Zeitpunkt werden bei der Branddirektion 
Frankfurt am Main mehrere Projekte bearbeitet, die 
sich auf die Arbeit der Zentralen Leitstelle auswirken. 

Zum einen findet eine grundlegende Sanierung des Leitstellen­
raumes statt und zum anderen wurden Upgrades für das 
 Einsatzleitsystem (ELS) und das Kommunikationssystem 
beschafft. Die Projekte haben ein gemeinsames Ziel: die Sicher­
stellung des hochverfügbaren Leitstellenbetriebes und die Vor­
bereitung auf zukünftige Entwicklungen. Das Projekt zur Imple­
mentierung des neuen ELS und die sich daraus ergebenden 
Optimierungen der Leitstellenarbeit werden in diesem Artikel 
näher beleuchtet. 

Das Projekt 

In der Leitstelle der Branddirektion Frankfurt am Main konnte 
am 5. September 2021 runderneuertes Upgrade des ELS in Betrieb 
genommen werden. Dem Termin vorausgegangen waren knapp 
14 Monate Projektlaufzeit, in denen aufseiten der Branddirektion 
umfangreiche Infrastruktur- und Datenpflegearbeiten sowie Endan-
wender- und Administratoren-Schulungen stattgefunden haben. 
Die Projektorganisation wurde möglichst schlank gehalten und 
in vier wesentliche Bestandteile aufgeteilt:
• Datenpflege & GIS
• Feinspezifikation & Test
• Qualifizierung & Training
• Infrastruktur & Administration

Um die Abhängigkeiten der verschiedenen Projektschritte früh-

zeitig identifizieren zu können, wurde zum Start des Projektes 
ein komplexer Ablaufplan zwischen allen am Projekt beteiligten 
Akteuren abgestimmt, der über die gesamte Projektlaufzeit fort-
geschrieben wurde. Während der Projektanfangsphase wurden 
die noch zu entwickelnden Anforderungen zwischen der Projekt-
gruppe der Branddirektion und der Entwicklerfirma des ELS 
feinspezifiziert und in deren Entwicklung eingetaktet. Parallel 
hierzu wurde den Datenpflegern eine Umgebung des neuen ELS 
zur Verfügung gestellt, in die sämtliche Daten aus dem zu diesem 
Zeitpunkt verwendeten ELS migriert wurden. So konnte frühzei-
tig damit begonnen werden, die migrierten Daten auf Vollstän-
digkeit und Plausibilität zu überprüfen. Neben der Überprüfung 
der Bestandsdaten mussten auch diverse Daten – bedingt durch 
neue Funktionen – zusätzlich erfasst werden. So musste bspw. 
auch die Alarm- und Ausrückeordnung von den Datenpflegern 
komplett neu abgebildet werden, da das neue ELS gegenüber 
der Vorgängersoftware eine detailliertere Pflege ermöglicht. 
Durch die Abteilung „Information & Kommunikation“ der Brand-
direktion wurden im Projekt intensive Gespräche mit den Tech-
nikern der Entwicklerfirma zur Abstimmung der eingesetzten 
Hardwarekomponenten und Softwareversionen geführt. Resul-
tierend daraus konnte eine hochverfügbare Umgebung in Betrieb 
genommen werden, die es den Administratoren ermöglicht, im 
laufenden Betrieb unterbrechungsfreie Updates sämtlicher Soft-
ware-Produkte durchzuführen (wie z. B. für das ELS oder die 
Serverbetriebs- und Datenbankmanagementsysteme). Um auch 
die Client-Arbeitsplätze bestmöglich warten zu können, wird dem 
Leitstellenpersonal das ELS über eine virtuelle Desktopinfrastruk-
tur zur Verfügung gestellt.  Neben der Produktivumgebung des 
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Die Leitstelle vor dem Go-Live (Bild: Feuerwehr Frankfurt am Main)
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in einen Status versetzt, der sie als nicht disponibel kennzeichnet, 
da kein Personal verfügbar ist, das sie besetzen kann. 

Der Weg ins Rollenkonzept – Struktur der 
Qualifizierungs­ & Trainingsmaßnahmen

Um sämtliche Funktionen, die das Upgade des ELS bietet, sicher 
bedienen zu können, wurde auch das Thema Qualifizierung & 
Training frühzeitig im Projekt aufgegriffen. In einem mehrtägigen 
„Train the Trainer“-Workshop wurde zehn Monate vor dem geplan-
ten Go-Live das Trainerteam von der Entwicklerfirma des ELS 
geschult. Die daraus resultierenden Erkenntnisse wurden für das 
zu erstellende Schulungskonzept in Kategorien aufgeteilt. Aus 
intensiven Beratungen über die zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten der Umsetzung, ging aus dem Schulungskonzept nicht 
nur die Dimension des zu vermittelnden Inhalts an die zukünf-
tigen Anwender hervor. Es wurde auch die Anwendergruppe 
betrachtet und bewusst neu definiert. 

Die mehr und mehr greifbare Struktur der Software und die 
darauf abzustimmenden Inhalte zu Qualifizierung & Training der 
Anwender führten primär zu Überlegungen einer zukünftigen 
Rollenstruktur. Dazu wurde vorerst die Arbeit im operativen 
Geschäft der Leitstelle näher beleuchtet und hinterfragt. Eine bis 
dahin eher unkonventionelle Herangehensweise war beispiels-
weise die Darstellung der Arbeit des operativen Geschäfts in der 
Leitstelle. Ziel war es herauszufinden, welche Tätigkeit in der 
Leitstelle welche Ressourcen bindet und wie sie sinnvoll den 
Rollen zugeordnet werden können.  Die abgebildeten Bausteine 
stellen die zu bewältigenden Kernaufgaben und ihren jeweiligen 
Anteil am Arbeitsaufkommen der Leitstelle dar: Notrufe, Einsatz-
bearbeitung und Führung. Der Verdacht liegt nahe, dass es sich 
bei den gelben Steinen um das Notrufaufkommen handeln könnte. 
Allerdings stellen sie den Bereich der Einsatzbearbeitung dar: 
• Benachrichtigung von Polizei u. a.
• Nachalarmierungen 
• Support und Dokumentation von laufenden Einsätzen  
• die Patientenanmeldung über IVENA eHealth
• …

Das Notrufaufkommen wird stattdessen von den blauen Steinen 
dargestellt. Herunter gebrochen aus diesem direkten Vergleich 
der visualisierten Darstellung geht hervor, dass einer Welle mit 
einer großen Anzahl an Notrufen nach kurzer Zeit eine noch 
größere Welle Einsatzbearbeitung folgt. Um das in der Leitstelle 
sicher und gut strukturiert abarbeiten zu können, wurden Ein-

satzbearbeitung und Notrufannahme – bis zu einem von der 
Läutedauer abhängigen Notrufüberlauf – voneinander getrennt. 
Weitere Rollen grenzen beispielsweise die Einsatzbearbeitung 
Feuerwehr von der Einsatzbearbeitung Rettungsdienst ab. Ebenso 
wird das planbare und nicht dringliche Einsatzaufkommen (qua-
lifizierte Krankentransporte und Koordinierung der Sekundär-
transporte in Hessen) durch das Rollenkonzept vom primären 
Arbeitsaufkommen entkoppelt. Der Aufgabenbereich „Lagedienst 
und Aufsicht“ wurde ebenfalls in einer eigenen Rolle zusammen-
gefasst.

Systemumstellung – erforderliche 
 Schulungen – Pandemie

Da das Go-Live für einen fixen Termin geplant war, war dadurch 
auch ein enger Zeitrahmen für die Schulungen vorgegeben. Neben 
der inhaltlichen und zeitlichen Konzeption der Schulungen musste 
zusätzlich – bedingt durch COVID-19 – ein Hygienekonzept erstellt 
werden. Letzteres brachte die Herausforderung mit sich, fortlau-
fend an die sich verändernden gültigen Vorgaben angepasst 
werden zu müssen. Die Grundlage bildeten die bekannten 
Abstandsregeln, dauerhafte Maskenpflicht und maximal zehn 
Personen inklusive Trainern in der Trainingsleitstelle.
Die Trainingsleitstelle grenzt räumlich direkt an die Leitstelle 
Frankfurt an. Der reguläre Dienstbetrieb der Leitstelle und die 
Schulungen wurden konsequent und dauerhaft getrennt. Den 
jeweiligen Personengruppen wurden eigene Zugangstüren, Lauf-
wege und Sozialräume zugewiesen. Besonders erwähnenswert 
ist an dieser Stelle, dass es zu keiner Erkrankung und daraus 
resultierenden Ansteckungen weiterer Personen kam.  

Projekt – Anwenderschulung –  
Anwendergruppen 

Die Herausforderung des Schulungskonzeptes war es, sich in die 
Projektstruktur und deren zeitlichen Ablauf einzugliedern. Im Früh-
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Aufgaben zur Auflockerung und Gruppenmotivation  
(Bild: Feuerwehr Frankfurt am Main)

Die Rollen in der Leitstelle Frankfurt (Bild: Feuerwehr Frankfurt am Main)
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Go-Live – Early-Lifetime-Support

Der Wechsel von bisherigen ELS auf Upgrade (inkl. des neuen 

KMS) konnte am 5. September 2021 unterbrechungsfrei im Rah-

men einer regulären Schichtübergabe durchgeführt werden. 

Während die Nachtschicht noch mit dem „alten“ ELS arbeitete, 

konnte die Tagschicht in der Trainingsleitstelle ihren Dienst mit 

dem neuen ELS übernehmen. In den ersten zwei Wochen nach 

dem Go-Live waren rund um die Uhr (in einem Drei-Schicht-

Betrieb) Ansprechpartner der Entwicklerfirma im Rahmen eines 

„Early-Lifetime-Support“ in der Leitstelle anwesend. Sie dienten 

sowohl dem Leitstellenpersonal als auch den Datenpflegern und 

Administratoren als direkter Ansprechpartner bei Fragen und 

Problemen. Neben dem Support durch die Entwicklerfirma war 

tagsüber auch mindestens ein Trainer (zusätzlich zur regulären 

Dienstgruppe) als direkte Unterstützung in der Leitstelle vertreten. 

Die gewonnenen Erkenntnisse und Beobachtungen wurden zudem 

jeden Morgen in einem Stand-up besprochen. Zu den Teilnehmern 

gehörten Führungskräfte der Leitstelle, Datenpfleger, Techniker 

und Administratoren sowie Vertreter der Amtsleitung. Durch den 

so gewährleisteten regelmäßigen Austausch konnten auftretende 

Kinderkrankheiten sehr schnell behoben werden. 

Status Quo – Live-Coaching 

Im täglichen Arbeiten haben sich die definierten Rollen bewährt. 

Auf der Grundlage der Anforderungen an eine Großstadtleitstelle 

mit einem sich durch Releases und Entwicklungen anpassenden 

ELS hat das Trainerteam ein Live-Coaching eingeführt. Unter dem 

Motto „1 zu 1 für 1“ bekommt das gesamte Leitstellenpersonal 

die Möglichkeit, durch einen Trainer für jeweils eine Stunde direkt 

am Einsatzleitplatz gecoacht zu werden. Dabei werden neben 

neuen Funktionen auch persönliche Fragen im Handling des ELS 

besprochen. Programmerweiterungen werden planmäßig in bis 

zu vier Release-Versionen pro Jahr ausgeliefert. Darin fließen 

auch jeweils neue Anforderungen und Ideen der Branddirektion 

Frankfurt ein. 

Kommunikation & IT
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Wir Malteser sind an der Seite der Flüchtenden und versorgen sie  

mit Mahlzeiten und medizinischem Hilfsmaterial.  

Bitte retten Sie mit uns Leben!

NOTHILFE

+++ KRIEG IN DER UKRAINE +++

Spendenkonto: Malteser Hilfsdienst e.V.  
IBAN: DE10 3706 0120 1201 2000 12  
Stichwort: „Ukraine-Hilfe“

Oder online: 
malteser.de/spenden

Bitte retten Sie mit uns Leben!

Markus Duckheim
IT-Projektmanager 
Stadt Frankfurt am Main, Branddirektion
E-Mail: markus.duckheim@stadt-frankfurt.de

Thorsten Veigel 
Trainer & Praxisanleiter Leitstelle
Stadt Frankfurt am Main, Branddirektion
E-Mail: thorsten.veigel@stadt-frankfurt.de
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Unternehmensprofil Sopra Steria

S
opra Steria ist ein führendes europäisches Technologie­

unternehmen mit anerkannter Expertise in den Geschäfts­

feldern Consulting, Digital Services und Softwareent­

wicklung. Der Konzern unterstützt seine Kunden dabei, die 

digitale Transformation voranzutreiben und konkrete und nach­

haltige Ergebnisse zu erzielen. Mit 50.000 Mitarbeitenden in 

rund 30 Ländern erzielte der Konzern 2022 einen Umsatz von 

5,1 Milliarden Euro.

Sopra Steria ist an der Börse notiert, aber familiengeführt. Be­
merkenswert ist: Zehn Prozent der Stimmanteile werden von 
Mitarbeitenden gehalten. Im deutschsprachigen Raum ist das 
Unternehmen auf 20 Standorte verteilt und beschäftigt mehr als 
3.500 Beschäftigte. 
Das Unternehmen bedient ein breites Branchenspektrum:   
Banken, Energieversorger, Versicherungen, die Industrie und die 
öffentliche Verwaltung. Für das Aufgabenfeld „Innere Sicherheit“ 
unterstützt Sopra Steria seit mehr als 35 Jahren europäische 
Sicherheitsbehörden mit europaweiten Fahndungs­ und Grenz­
kontrollsystemen, Einsatzleitsystemen sowie Biometrielösungen.
Das Leistungsportfolio umfasst Management­ und Fachberatung, 
Technologieberatung, Betriebsunterstützung und Produkte. In 
Beratung und Produktherstellung gleichermaßen zu Hause, ver­
knüpft Sopra Steria beide Welten zu einem „Plus“ und schafft 
damit Mehrwerte für seine Kunden.

Leitstelle der Zukunft: Integrationsplattform 
und Zwang zur Innovation

Das „Plus“ steht somit bewusst im Markennamen von IGNIS­Plus, 
der Leitstellenlösung von Sopra Steria: Die Lösung wächst mit 
den fachlichen und technologischen Anforderungen an die Leit­
stelle von morgen und ist Dreh­ und Angelpunkt bei Einsätzen. 
Früher kümmerte sich eine Leitstelle um Rufannahme, Disposition, 
Alarmierung und Einsatzverfolgung. Heute sind neue Technologien 
wie Advanced Mobile Location, eCall, die Ersthelfer Apps und 
mobile Führungsunterstützung selbstverständlich. Damit besteht 
der Bedarf, externe und interne Partner für die Lieferung von 
Daten zu integrieren und in Geschäftsabläufe einzubinden. 
Um dieser Herausforderung gerecht zu werden, hat die Leitstelle 
der Zukunft den Anspruch, Integrationsplattform zu sein. Eine 
Lösung muss entsprechend innovativ sein, da sie sich mit exter­
nen Systemen verbindet und an deren Veränderungen anpassen 
muss, ohne dass der Ausfall externer Systeme zu Störungen führt. 

Mit einer derartigen Lösung müssen Leitstellen zudem eine Viel­
zahl von Fachlichkeiten konfigurieren und verwalten können. 
IGNIS­Plus ermöglicht die Anpassung von mehr als 70 Prozent 
der Fachlichkeit per Datenkonfiguration. Die Lösung verfügt über 
eine agile Versionsverwaltung, regelmäßige Funktionsupdates 
sowie Updatefähigkeit im laufenden Betrieb.
Die Softwarelösung kann lose gekoppelt mit Fremdsystemen 
arbeiten und eine Trennung der fachlichen von der physikalischen 
Anbindung von Fremdsystemen gewährleisten. Externe Verfahren 
lassen sich sicher anbinden. Für die nahtlose Integration in die 
bestehende Infrastruktur hat Sopra Steria ein entsprechendes 
Infrastrukturkonzept entwickelt.
IGNIS­Plus ist somit eine hochmoderne und flexible Lösung für 
die Leitstellenarbeit, die den Bedürfnissen der verschiedenen 
Einsatzbereiche gerecht wird. Dank ihrer extremen Anpassungs­
fähigkeit können Leitstellen ihre Aufgaben effizienter und effek­
tiver erfüllen.

Fachliche Besonderheiten von IGNIS­Plus

IGNIS­Plus bietet viel Flexibilität und zahlreiche Konfigura­
tionsoptionen auf drei Ebenen: 
1. Die erste Ebene betrifft die Nutzenden. Sie können ihr indivi­

duelles Verhalten steuern, einschließlich der Konfiguration der 
Tastaturbelegung und der Anordnung von Informationen auf 
dem Bildschirm. 

2. Die zweite Ebene betrifft die Zugriffsverwaltung und die über­
geordneten Workflows im System. 

3. Die dritte Ebene lässt sich nur von Administratoren ansteuern 
und umfasst die Konfiguration des System­ und taktischen 
Verhaltens sowie die Überwachung und Steuerung der Kom­
munikation mit Fremdsystemen. 

Ein zentrales Element der Konfiguration ist die Benutzerrolle, die 
das Anwendungsverhalten, die Zugriffsrechte und Zuständig keiten 
der User im System festlegt. IGNIS­Plus bietet zudem die Mög­
lichkeit, den Arbeitsmodus zu konfigurieren, einschließlich der 
Betriebsarten, die das Verhalten der Anwendung in Bezug auf 
die Einsatzbearbeitung steuern.
Durch eine intelligente Automatisierung werden Einsatzkräfte 
schneller und gezielter zum Einsatzort gelangen und können vor 
Ort besser koordiniert werden. 

Sopra Steria SE
Hans­Henny­Jahnn­Weg 29 • 22085 Hamburg
Tel.: 040 22703­0
E­Mail: info.de@soprasteria.com

Standardarbeitsplatz mit 3 Monitoren. (Bild: Sopra Steria SE)

Integrationsplattform IGNIS-Plus. (Bild: Sopra Steria SE)
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5G-Campusnetze: digitaler Innovationsschub  
für  Unternehmen und Kritische Infrastrukturen

Bernhard Klinger

D
as Jahr 2022 hat uns erneut vor Augen geführt, wie 
wichtig die Resilienz von Unternehmen und kritischen 
Infrastrukturen (KRITIS) ist. In Zeiten von Sabotage und 

Cyberangriffen gilt es, sich mehr denn je Gedanken über digitale 
Sicherheit zu machen. Deutschland benötigt eine sichere, hoch­
verfügbare Mobilfunkkommunikation als Garant einer zuver­
lässigen und flexiblen Digitalisierung. Mit 5G steht eine Tech­
nologie zur Verfügung, die für die Digitalisierung deutscher 
Unternehmen – insbesondere auch solchen, die den KRITIS 
zugerechnet werden können – entscheidend ist. 5G ist Grund­
voraussetzung für viele neue digitale Technologien und Anwen­
dungen.  

Eine besondere Bedeutung kommt dabei den 5G-Campusnetzen 

zu. Unter dem Begriff „5G-Campusnetz“ wird ein geografisch 

begrenztes, lokales, für besondere Anforderungen wie z.B. indus-

trielle Kommunikation angepasstes Mobilfunknetz verstanden. 

Das 5G-Campusnetz darf sowohl die Gebäude als auch die zuge-

hörigen Außenflächen eines Unternehmensstandortes mit Funk 

versorgen, nicht aber Nachbargrundstücke. Es wird ausschließlich 

für innerbetriebliche Anwendungen eingesetzt. Für die Unter-

nehmen sind Innovationen in den Bereichen Organisation, Pro-

zesse und insbesondere Technologie unabdingbar. Das heißt im 

Einzelnen: eine verstärkte Automatisierung der Prozesse und der 

Anlagen sowie eine höhere Datentransparenz und digitale Ein-

blicke – Stichwort: „Digital Twin“. Weiterhin bedarf es einer 

Echtzeit-Analyse und Fehlererkennung z.B. basierend auf künst-

licher Intelligenz und einer digitalen Informationserweiterung 

sowie Fernunterstützung der Mitarbeiter z.B. durch externe Exper-

ten. Und schließlich sind eine zuverlässige Konnektivität, eine 

Interoperabilität unterschiedlichster Bereiche und der sichere 

Datenaustausch untereinander die Basis, um die Herausforde-

rungen der Zukunft meistern zu können. 

Flexibilisierung von Prozessen

5G-Campusnetze können einen konkreten Beitrag leisten, um die 

notwendigen Innovationen voranzutreiben: Ein paar Beispiele 

generischer 5G-Anwendungen für Campusnetze: 5G ermöglicht 

eine kabellose Datenübertragung von Maschinen und damit eine 

schnelle und flexible Anpassung der Produktionsprozesse. Sichere 

fahrerlose Transportsysteme und – damit verbunden – äußerst 

flexible Transportabläufe können realisiert werden. Der Einsatz 

von Datenbrillen ermöglicht eine digitale Informationserweiterung 

der Mitarbeiter. Dies führt zu einer Erleichterung und Beschleu-

nigung von Arbeitsprozessen. Wichtig zu nennen ist auch das 

Thema der vorausschauenden Wartung, auch als „Predictive 

Maintenance“ bekannt, zur Minimierung beziehungsweise 

 Eliminierung von Betriebsunterbrechungen. Letztendlich gewähr-

leisten diese bespielhaften Anwendungen hohe Flexibilität und 

Kommunikation & IT

Bei der Entwicklung von 5G stand nicht mehr allein die Erhöhung 
der Datenübertragungsrate im Vordergrund, sondern vielmehr das 
Thema der anwendungsgerechten Flexibilität (Bild: Bosch)
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Bei dieser Variante ist das Anwenderunternehmen in hohem 

Maße von den Netzeigenschaften des Netzbetreibers am Ort des 

Unternehmens abhängig. Dies kann zu Einbußen in Bezug auf 

die Flexibilität, die Performance und womöglich auch die Sicher-

heit des Netzes führen. Für viele Unternehmen ist aber die Unab-

hängigkeit von Mobilfunknetzbetreibern und vom öffentlichen 

Mobilfunknetz von entscheidender Bedeutung. Die Abrechnung 

erfolgt beim öffentlichen 5G-Campusnetz in der Regel periodisch 

– z.B. nach Anzahl der SIM-Karten, also nach Anzahl der draht-

losen Geräte, die auf dem Campus genutzt werden. Zu beachten 

ist hierbei, dass die Herstellung einer individuellen Funkversor-

gung, zum Beispiel in Gebäuden, einmalig nach Aufwand abge-

rechnet wird, also nicht Bestandteil der monatlichen SIM-Kar-

tenabrechnung ist. 

Vorteile dedizierter 5G-Campusnetze

Eine Entscheidung für ein eigenes – also ein dediziertes – Cam-

pusnetz bedeutet Unabhängigkeit von den Eigenschaften des 

Netzes eines öffentlichen Netzbetreibers am Unternehmensstand-

ort. Der Campuseigentümer ist im Prinzip sein eigener Netzbe-

treiber. Planung, Bereitstellung und Betrieb erfolgen praktisch in 

Eigenregie. Bei diesem Modell sind die Betriebskosten unabhän-

gig von der Anzahl der drahtlosen mobilen Geräte. Allerdings 

müssen beim Aufbau eines eigenen Campusnetzes höhere Anschaf-

fungskosten einkalkuliert werden. Das Know-how zum Aufbau 

und Betrieb eines eigenen 5G-Campusnetzes muss dabei jedoch 

nicht zwangsläufig im Unternehmen verankert sein. Planung, 

Bereitstellung und der Betrieb des Netzes können von qualifi-

zierten Partnern und Servicedienstleistern durchgeführt werden. 

So erhält das Unternehmen ein maßgeschneidertes individuelles 

Netz, das entsprechend den individuellen Anforderungen optimiert 

ist. Sollten neue individuelle Anforderungen des Unternehmens 

eine Erweiterung der Leistungsmerkmale des Netzes erfordern, 

so ist auch das möglich.

Ein eigenes 5G-Campusnetz ist „Future Proved“ – also zukunfts-

sicher. Das Unternehmen hat es selbst in der Hand, wenn erfor-

derlich das Campusnetz entsprechend anzupassen. Es gilt: Lösun-

gen zur Netzoptimierung leisten einen wichtigen Beitrag zur 

Stärkung eines Unternehmens. Als weitere Vorteile eines dedi-

zierten 5G-Campusnetzes seien genannt: Ein lizensiertes Fre-

quenzband bietet alleinigen Zugriff auf die volle Netzkapazität. 

Ein Individuelles Netzdesign ist exakt abstimmbar auf die eigenen 

Anforderungen. Verfügbarkeit, Zuverlässigkeit, Sicherheit und 

Datensouveränität liegen in der eigenen Hand. Angesichts stei-

gender Sicherheitsanforderungen an die Kommunikationsinfra-

struktur ist der Aufbau eines privaten 5G-Netzes auch eine große 

Chance, die Datensicherheit und Datenhoheit zu erhöhen. Mit 

einem eigenständigen Campusnetz ist es möglich, dass die Unter-

nehmensdaten komplett auf dem eigenen Campus verbleiben.

Standardisierung als fortlaufender Prozess

Bei der Standardisierung von 5G handelt es sich um einen fort-

laufenden Prozess. Sie     erfolgt in sogenannten Releases, welche 

jeweils einen bestimmten Leistungsumfang beinhalten. Ein neues 

Release kommt etwa alle zwei Jahre auf den Markt. Ein Unter-

nehmen muss also schauen, ob die Leistungsmerkmale des jeweils 

aktuellen Releases seine individuellen Anwendungen unterstüt-

zen. Die derzeit verfügbare 5G-Technik beinhaltet überwiegend 

das Release 15. Der Leistungsumfang ist bereits für eine Vielzahl 

von Anwendungen – insbesondere der kleinen und mittleren 

Unternehmen (KMU) – geeignet. Unabhängig von den Releases 

ist es besonders auch für KMU empfehlenswert, sich mit 5G 

frühzeitig auseinanderzusetzen: Sie können mit einem kleinen 

System beginnen, welches sich dann sukzessive erweitern lässt 

– frei nach der Devise: klein anfangen, kontinuierlich weiterent-

wickeln. 

Hemmnis für Unternehmen beim Aufbau 
von 5G-Campusnetzen

Das entscheidende Hemmnis, das Unternehmen und KRITIS 

gegenwärtig noch davon abhalten könnte ein 5G-Campusnetz 

aufzubauen, liegt in der Herausforderung, den Mehrwert von 5G 

zu quantifizieren und damit die Wirtschaftlichkeit in eine 5G-In-

vestition zu bewerten. Daher werden die Kosten für 5G-Konnek-

tivität von den meisten der Unternehmen als größtes Problem 

angesehen. Insbesondere schätzen viele Unternehmen diese 

Kosten noch als zu hoch für den Mehrwert, den sie erwarten, 

ein. Für KMU treten die genannten Probleme noch verstärkt auf, 

da sie in der Regel nicht über finanzielle und personelle Kapa-

zitäten verfügen, um Pilotprojekte durchzuführen. Um 5G-Cam-

pusnetze zu einem Erfolg zu führen, ist es folglich besonders 

relevant, für diese Unternehmen die Eintrittshürden bezüglich 

der auftretenden Kosten zu senken. Aufgrund der Unsicherheit 

in dieser frühen Phase ergreifen die KMU häufig nur die Initiative, 

wenn eine staatliche Förderung möglich ist. Die Forderung nach 

einer staatlichen Förderung beim Aufbau von Campusnetzen hat 

der PMeV – Netzwerk sichere Kommunikation bereits anlässlich 

der Bundestagswahl 2021 an die zukünftige Regierung gestellt.  

PMeV bietet Branchendialog an

Der PMeV – Netzwerk sichere Kommunikation hat bereits Anfang 

2021 einen Arbeitskreis zu Breitbandlösungen für Kritische Infra-

strukturen und Unternehmen gegründet. Ziel des neuen Arbeits-

kreises ist es, die Zukunft der Digitalisierung der deutschen 

Wirtschaft mit zu gestallten. In diesem Rahmen bietet der PMeV 

interessierten Branchenverbänden Informationen und einen Dia-

log zu 5G-Campusnetzen an. Dabei bringen wir als Verband die 

Kompetenz und Expertise der im PMeV-Netzwerk vertretenen 

Planungsunternehmen, Anwendungsentwickler, Infrastrukturan-

bieter sowie Servicedienstleiter von einsatz- und geschäftskriti-

schen Breitbandlösungen in den Dialog mit den Anwendern der 

Unternehmen ein und wollen gemeinsam Entwicklungen voran-

treiben. 

Kommunikation & IT

Bernhard Klinger 
Vorsitzender des 
PMeV -Netzwerk Sichere Kommunikation 
und Chief Strategy Officer der HMF Smart 
Solutions GmbH, ein Mitgliedsunternehmen 
des PMeV 
E-Mail: klinger@pmev.de 
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(Bild: Benedikt Haufs)

Krisenkommunikation – in Extremszenarien 
 handlungsfähig bleiben

Benedikt Haufs

K
risen stellen über lange Zeiträume als sicher geglaubte 
und oft nicht hinterfragte Gewissheiten auf eine harte 
Probe. Im Extremfall werden Krisen als surreal wahr­

genommen, vor allem, wenn sie sich außerhalb des eigenen 
Erfahrungshorizontes ereignen oder zu einer gravierenden Ver­
änderung der Lebensbedingungen führen. Entscheidend für die 
Reaktion jedes Einzelnen sind die Wahrnehmung der individu­
ellen Betroffenheit sowie die eigene Resilienz. Im Ergebnis 
können Individuen und Organisationen an Krisen scheitern, sie 
können daraus jedoch auch Stärke schöpfen. Mitentscheidend 
für die Bewältigung einer Krise sind daher sowohl die interne 
als auch die externe Kommunikation. Das gilt sowohl für Indi­
viduen als auch für Organisationen.

Die zeitliche Entwicklung einer Krise kann mit einem Unfall 
verglichen werden, bei dem sich eine Eigendynamik entwickelt. 
Feuerwehren und Rettungsdienste als Krisenspezialisten bezeich-
nen die ersten Minuten ab Ereignisbeginn als Chaosphase. 
 Während der Chaosphase sind die zeitlichen, räumlichen und 
qualitativen Dimensionen einer Schadenslage aufgrund unvoll-
ständiger Informationen noch nicht vollumfänglich bekannt und 
Führungsstrukturen wurden noch nicht aufgebaut. Die meisten 
Beteiligten stehen unter Stress und die Lage entwickelt sich mög-
licherweise noch dynamisch und unvorhersehbar.
In der Chaosphase sind die Retter „hinter der Lage“, laufen den 
Ereignissen sprichwörtlich hinterher und müssen erst „vor die 
Lage“ kommen. Das gelingt Ihnen zumeist durch massiven Res-
sourcen-Einsatz sowie die immer wieder trainierte Anwendung 
von Standardeinsatzregeln. Standardeinsatzregeln brechen die 
Komplexität und Individualität eines anfangs oft chaotischen Scha-
densereignisses auf beherrschbare und wiedererkennbare Stan-
dardsituationen herunter. Im Idealfall kommen die Retter schnell 

vor die Lage und schließen die Chaosphase ab. Ähnlich schnell 
sollten Organisationen in der Krisenkommunikation vorgehen.

Kommuniziere, bevor andere es tun

Was bedeutet dies für die Krisenkommunikation? Der bekannteste 
Satz der Kommunikationswissenschaften besagt: „Man kann 
nicht nicht kommunizieren!“ (Paul Watzlawick). Denn Schweigen 
ist auch Kommunikation. In Krisensituationen müssen Organi-
sationen daher rasch kommunizieren. Ein Schweigen wird von 
der Öffentlichkeit möglicherweise falsch gedeutet und leistet 
Gerüchten und Fake News Vorschub. Diese Bewertung durch 
sowohl die Einheiten der eigenen Organisation wie auch durch 
die Öffentlichkeit passiert schnell, möglicherweise zu schnell. 
Eine Nicht-Kommunikation stellt folglich keine Handlungsoption 
dar – unabhängig davon und ohne Rücksicht auf die beteiligten 
Akteure und wie strukturell die Krise auch deren bisherige Lebens-
realität verändert. Denn es gibt in der Kommunikation kein 
Vakuum. Jedes Kind, dessen Eltern nicht mit ihm reden, kann 
dies bestätigen. Organisationen, die zögern, werden erleben, wie 
ihnen die Lage entgleitet, wie die Informations- und Deutungs-
hoheit dynamisch an Dritte übergeht und wie Vertrauen verloren 
geht – im Extremfall angeheizt durch einen plötzlichen Shitstorm. 
Daher nochmals prägnant resümiert: „Kommuniziere, bevor andere 
es tun. Agiere, bevor Du nur noch reagierst.“ Es ist wie Wasser 
im Glas, das ausgeschüttet wird, das verdunstet und versickert 
und sich nicht mehr sammeln lässt.

Bewusstes Ignorieren

Eine verzögerte Krisenkommunikation kann aus einem Umfeld 
unzureichender gesamthafter Krisenprävention erwachsen. Viele 

89Crisis Prevention 1/2023



Gründe unterschiedlicher Natur verzögern die Krisenreaktion 
oder verursachen im schlimmsten Fall deren Totalausfall. Welche 
zählen dazu? Sorglosigkeit kann es sein. In Organisationen kann 
eine Vorbereitung auf eine Krisensituation jedoch auch aktiv 
blockiert werden, wenn allein der Gedanken an eine Krise den 
sicheren positiven Außenauftritt erschüttern könnte. Fehlende 
Ressourcen für den Aufbau von Fachkenntnissen einzelner Akteure 
können diese Ausgangslage verschärfen. 
Neben der mangelnden institutionellen Vorbereitung auf außer-
gewöhnliche Ereignisse spielen weiche Faktoren eine wichtige 
Rolle. Grundlage für das Erkennen einer Krise und deren Lösung 
sind die persönliche Einstellung jedes Einzelnen und die Orga-
nisationskultur. Denn ohne das Erkennen einer Krise ist eine 
Reaktion unmöglich – von Prävention ganz zu schweigen. 
Bei Ereignissen außerhalb des eigenen Erfahrungshorizontes 
einer Person oder einer Organisation, wird es oft kritisch. Denn 
der Erfahrungshorizont jedes Einzelnen ist individuell unter-
schiedlich, je nach Dimension manchmal eng und erschreckend 
eingeschränkt. Beispielweise heißt dies in der zeitlich-historischen 
Dimension: Für Individuen und Organisationen der westeuropä-
ischen Nachkriegsgeneration war das eigene Dasein stets von 
materiellem Wohlstand geprägt – Krieg war nicht Teil des sub-
jektiven und gesamtgesellschaftlichen Wahrnehmungshorizontes. 
In alltäglichen Dimensionen kann die Wahrnehmung bewusst 
persönlich verengt sein, weil der Einzelne bestimmte Dinge ein-
fach nicht sehen will und ignoriert – vielleicht als psychologisch 
bedingte Verdrängung oder als bewusstes Verharren in der eige-
nen Komfortzone. 

Unabhängige Geister als unabdingbares 
Alarmsystem

Fast jede Organisation hat MitarbeiterInnen, die eine kritische 
Entwicklung erkennen, deren Hinweise aber nicht gehört werden, 
sondern manchmal sogar als toxisch für die Organisation wahr-
genommen werden. Vielleicht haben diese MitarbeiterInnen einen 
siebten Sinn, einen größeren Erfahrungshorizont oder ein größe-
res Vorstellungsvermögen. Oder es sind Exoten, deren eigenstän-

diges Denken nicht dem Gruppendenken einer homogenen Gruppe 
zum Opfer fällt. Bildlich gesprochen: Ein Kaufmann findet für ein 
Problem eine kaufmännische Lösung, ein Schreiner eine hand-
werkliche Lösung und ein Schriftsteller eine poetische Lösung. 
Was aber, wenn der Handwerker in seinem Umfeld ein kaufmän-
nisches Problem erkennt und poetisch lösen möchte – wird das 
in seinem Umfeld akzeptiert? Im Zweifel nervt und irritiert es. 
Vielleicht gehören diese MitarbeiterInnen mit dem siebten Sinn 
aber auch in konservativen Organisationen mit einem hohen 
Anteil an langjährigen Konzernkarrieren zu dem frischen Blut, 
die weniger von Gefälligkeiten abhängig sind und die sich eine 
Unabhängigkeit bewahrt haben. In vielen Organisationen beste-
hen Abhängigkeiten politischer, sozialer und hierarchischer Struk-
turen. Außerdem können hohe Gehälter dieselbe Wirkung wie 
Schweigegelder entfalten. Meldewege gehorchen diesen Abhän-
gigkeiten und dulden keinen Gegenverkehr. Im Zusammenspiel 
führt dies oft dazu, dass sich die wenigen kritischen Stimmen 
nicht melden, nicht gehört werden. 
Die MitarbeiterInnen mit dem siebten Sinn können sich durch 
geistige und fachliche Unabhängigkeit auszeichnen, die einem 
sensiblen Charakter oder der eigenen Biografie entspringen kann. 
Sie haben den Mut, über Grenzen zu gehen und Dinge beim 
Namen zu nennen, wenn ihr „inneres Alarmsystem“ Alarm schlägt 
oder sich ihr Gewissen meldet. Melden sich solche Mitarbeiter-
Innen zu einer kritischen Situation bei der Führung, kann diese 
zu deren Überraschung durchaus so reagieren, dass die Antwort 
an eine rangniedrigere Führungskraft herunterdelegiert wird. 
Diese zerredet das Problem – genannt „down talking“ – um der 
Warnung die Bedeutung zu nehmen. Was nicht sein darf, kann 
nicht sein.

Erfahrungen aus der Untersuchung von 
Flugunfällen 

Ein Exkurs zu starren hierarchischen Strukturen als Krisenursache 
könnte helfen: Als man in den USA in den siebziger Jahren Flug-
unfälle untersuchte, stellte man fest, dass eklatante Mängel in der 
Kommunikation und in der Zusammenarbeit zwischen dem Flug-
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Mit einfachen Mitteln viel erreichen: 
Effektiver Schutz vor Cyber-Attacken ist machbar

Das BSI bietet auch kleinen und mittleren Organisationen wirksame 
Hilfe beim Aufbau eigener Abwehrmaßnahmen

Manuel Bach

D
ie Qualität und Intensität von Cyber­Angriffen auf deut­
sche Unternehmen steigt seit Jahren stetig an. Davon 
sind auch immer mehr Verbände, Vereine und Hilfs­

organisationen betroffen, die oftmals eine ähnliche Organisa­
tionsstruktur und ein vergleichbar (niedriges) IT­Sicherheitsniveau 
wie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) aufweisen. Aber: 
mit konsequent umgesetzten Informationssicherheitsmaßnah­
men können sich auch diese Zielgruppen gut schützen. Dabei 
kann das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) als zentrale Cyber­Sicherheitsbehörde des Bundes hilfreich 
zur Seite stehen. Dort wurden – ursprünglich speziell für KMU 
– mehrere wirkungsvolle Pakete geschnürt, in denen, je nach 
Bedarf, unterschiedliche Unterstützungsmaßnahmen vorgeschla­
gen werden. Es hat sich jedoch gezeigt, dass genau diese Pakete 
auch bei Zielgruppen auf breites Interesse stoßen, für die sie 
ursprünglich gar nicht entwickelt wurden. Darüber berichtet 
hier Manuel Bach, Leiter des BSI­Referates „Cyber­Sicherheit 
für KMU“ in Bonn.

Die Folgen eines erfolgreichen Cyber-Angriffs können für die 
Betroffenen gravierend sein und neben wirtschaftlichen Verlusten 
auch die aufgebaute Reputation gefährden. Insbesondere im 
Bereich von Hilfsorganisationen steht meist nicht der wirtschaft-
liche Schaden im Vordergrund. Vielmehr gibt es hier eine größere 
Zahl von indirekt Betroffenen. Sei es, weil vertrauliche Daten 
abhandenkommen oder für die Allgemeinheit wichtige Dienst-
leistungen nicht oder nur eingeschränkt erbracht werden können. 
Erpressungsvorfälle mit Hilfe eingeschleuster Schadsoftware, die 
zum Ausfall von Informations- und Produktionssystemen führen, 
legen den Betrieb in der Regel tage oder wochenlang lahm. 
Trotz dieser Gefahren haben laut einer aktuellen Umfrage des 

BSI (2021) nur sechzehn Prozent der Unternehmen ihr IT-Sicher-
heitsbudget in der Corona-Krise erhöht. Dabei ist klar: Informa-
tionssicherheit ist die Voraussetzung für eine sichere und nach-
haltige Digitalisierung.

Die Gefahr für KMU ist besonders hoch

Anders als Großunternehmen beschäftigen KMU ebenso wie 
Vereine, Verbände oder Hilfsorganisationen in der Regel keine 
IT-Sicherheitsteams. Daraus folgt vielfach eine mangelnde Beur-
teilungskompetenz für IT-Sicherheitsgefährdungen und eine 
besondere Anfälligkeit gegenüber Bedrohungen aus dem Cyber-
Raum. 
2021 identifizierte das BSI beispielsweise eine große Zahl von 
Microsoft-Exchange-Servern, die durch Schwachstellen verwund-
bar waren – bei vielen davon hatte sich in den betroffenen Orga-
nisationen seit mehr als einem Jahr niemand mehr darum geküm-
mert, Sicherheitsupdates zu installieren. Bei den meisten der 
Systeme handelte es sich um Systeme von KMU. Betroffen waren 
aber auch Institutionen aus dem medizinischen und caritativen 
Bereich.

Organisationen können sich effektiv schützen

Zwar schützen viele Institutionen ihre Daten, Systeme und Prozesse 
bereits jetzt. Auch das sicherheitstechnische Niveau ihrer Produkte 
und Dienstleistungen haben sie im Blick. Anderen wiederum 
fehlen dazu Informationen und der geeignete Einstieg. 
Hier findet man Abhilfe beim BSI, das Informationssicherheit in 
der Digitalisierung durch Prävention, Detektion und Reaktion für 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft gestaltet. Dabei setzt es auf 
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Cybersecurity IT & Bundeswehr
Stephan Ursuleac

D
ie Cybersicherheitslage war und ist weiterhin stark 
angespannt. Im Wirtschaftsraum gaben im Zuge der 
Wirtschaftsschutzstudie des Bitkom und des Bundes­

kriminalamtes (BKA) 2022 90 Prozent von insgesamt 1.066 
befragten Unternehmen an, von Diebstahl, Industriespionage 
oder Sabotage betroffen zu sein. Die Täterinnen und Täter gin­
gen dabei mit analogen Mitteln vor, wie dem Diebstahl physischer 
Unterlagen, vermehrt jedoch auch mit digitalen Mitteln, wie 
dem Diebstahl von Informationen und Daten. Dabei entstand 
der Wirtschaft ein Schaden von ca. 203 Milliarden Euro. Die 
Herkunft der Angriffe wird meist russischen oder chinesischen 
Quellen zugeschrieben. 

Die Ziele sind meist die Ausspähung von Daten, die Störung von 
Abläufen bis hin zur Sabotage sowie die Erpressung von Löse-
geldern für die Freigabe von Systemen oder die Rückgabe von 
gestohlenen Daten. Die Angreifenden agieren dabei sehr versiert, 
großes Know-how ist nicht von Nöten. Ausgeklügelte Ransom-
ware-Anwendungen werden als Dienstleistung inklusive eines 
leicht verständlichen Handbuches mit Anweisungen für jede 
Angriffsphase angeboten. Alternativ führen Anbieter Attacken für 
eine geringe Gebühr durch und mehrsprachige Verhandlungs-
führer übernehmen die Lösegeldverhandlungen mit den Betrof-
fenen. Die Lösegelder werden anschließend nach Erfolg aufgeteilt. 
Es hat sich eine Art “Cybercrime as a Service”-Community etab-
liert, die allen Beteiligten stattliche Gewinne bei geringem Aufwand 
garantiert. Als eine der stärksten Volkswirtschaften der Welt und 
Träger von Hochtechnologien liegt Deutschland als Angriffsziel 
weit vorn. 
Auch im politischen Raum haben die Angriffe auf Behörden und 
politische Einrichtungen zugenommen. Eines der bekanntesten 
öffentlichen Politikbeispiele in Deutschland ist der Angriff auf 

den Bundestag 2015, welcher dem russischen Militärnachrich-
tendienst Glawnoje Raswedywatelnoje Uprawlenije (GRU) zuge-
sprochen wird. Auch Angriffe auf kritische Infrastrukturen haben 
zugenommen, wobei mittlerweile fast 50 Prozent der Ransom-
wareangriffe auf diesen Sektor abzielen. Insgesamt sind For-
schungseinrichtungen und der Sicherheits- und Verteidigungs-
branche zugeordnete Unternehmen und Dienststellen seit Jahren 
an der Spitze der Angriffsziele. Auch hier ist es das Ziel Daten 
auszuspähen oder Einfluss durch das Streuen von Desinforma-
tionen zu gewinnen. Seit dem Überfall Russlands auf die Ukraine 
2022 stehen sowohl private Hacktivismus-Gruppierungen, wie 
Anonymous, gegen Russland als auch politisch gesteuerte Cyber-
gruppierungen, wie Killnet, aufseiten Russlands im Fokus der 
Aufmerksamkeit. Es gibt Befürchtungen über russische Vergel-
tungsschläge, z. B. wegen kritischer Äußerungen gegenüber Russ-
land oder der Lieferung von Waffen an die Ukraine sowie über 
Spillover-Effekte, bei denen Kollateralschäden durch Cyberangriffe 
entstehen können. Insbesondere Gruppierungen wie Killnet 
reagieren bei russlandkritischen Äußerungen von AkteurInnen 
mit DDoS-Attacken. Hier wird trotz verschwindend geringer Wir-
kung im Cyberraum eine schnelle und unmittelbare Wirkung im 
Informationsumfeld erzielt. Dadurch soll erreicht werden, dass 
auch der Bevölkerung in den Unterstützerländern die eigene 
Verwundbarkeit bewusst wird, um im besten Fall den Unter-
stützungs willen zu unterminieren.
Insbesondere das Ausbleiben militärischer Erfolge in der Ukraine 
führt zu einer Verlagerung hin zu asymmetrischen Aktivitäten im 
Cyberraum. Demnach werden insbesondere die Aktivitäten im 
Bereich Cyberspionage und Phishing weitergeführt und Nadel-
stiche im Bereich Cybersabotage gesetzt, vor allem auf kritische 
Infrastrukturen. Dabei wird darauf geachtet, eine Eskalation im 
Cyberraum zu vermeiden. Versucht wird, die Attribuierbarkeit 
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von staatlichen AkteurInnen aus Russland nachhaltig zu ver-
schleiern und die Qualität der Angriffe unterhalb einer Schwelle 
zu halten, die harsche Reaktionen des Westens verursachen 
könnten. Das bekannteste Beispiel ist der Angriff auf den Satel-
liten KA-SAT 9A, kurz nach Beginn der Invasion in der Ukraine. 
Über diesen Satelliten wurde die Kommunikation der ukrainischen 
Streitkräfte gesteuert. Allerdings griffen auch zivile Anbieter wie 
Windkraftbetreiber in Deutschland oder Einsatzleitstellen von 
Feuerwehren auf diesen Satelliten zu und infizierten sich mit 
einem vermeintlichen Update.
Die Ukraine ist seit 2014 immer wieder Opfer russischer Cyber-
attacken, die vornehmlich auf KRITIS-Unternehmen, wie die 
Energieversorgung, Regierungsorganisationen, öffentliche Ver-
waltung und Lieferketten zielen, um Software und Daten zu zer-
stören und das Land zu destabilisieren. Gruppen wie Sandworm, 
The Dukes, Conti etc. agieren weltweit und haben seit Beginn 
des Krieges 2022 über 42 Länder angegriffen. Das wichtigste Ziel 
waren die USA. Obwohl die russischen Gruppierungen medial 
präsenter sind, sollten jedoch auch chinesische Gruppen verstärkt 
beachtet werden. Dort agieren über 30 offizielle staatliche Grup-
pen wie Titan Rain, welche der People’s Liberation Army (PLA) 
oder dem chinesischen Ministerium für Staatssicherheit zuge-
schrieben werden. Sie gelten als technisch versierter und ope-
rieren, anders als die russischen Gruppierungen, vergleichsweise 
offen. Angriffsziele sind insbesondere Forschungseinrichtungen 
und Hochtechnologieunternehmen. Umso erstaunlicher ist der 
teilweise sorglose Umgang einiger deutscher Hochschulen mit 
digitalen Daten. Doch selbst bei Implementierung neuster Sicher-
heitsmaßnahmen kann es nie einen 100-prozentigen Schutz geben.
Der Ukrainekrieg und die Reaktionen des Westens werden mit 
Blick auf eine mögliche Annexion Taiwans genauestens studiert. 
SicherheitsexpertInnen vergleichen die beiden Länder in ihren 
Cyberfähigkeiten mit dem Leitsatz: „Russland ist ein Orkan – China 
der Klimawandel.“

Ein klarer politischer Auftrag muss die 
Fähigkeiten und Grenzen des Cyber­ und 
Informationsraumes (CIR) klären
In Deutschland sind eine Vielzahl von Stellen mit Themen der 
Cybersicherheit befasst. Kritiker bemängeln die Zerfaserung 
behördlicher Zuständigkeiten im Cyber- und Informationsraum. 
Dabei sind u. a. die Bundesministerien für Finanzen, Digitales 
und Verkehr, Verteidigung, das Auswärtige Amt sowie Cyberbe-
hörden wie das Bundesamt für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI), das Nationale IT-Lagezentrum, das nationale 
Cyber-Abwehrzentrum, die Agentur für Innovation in der Cyber-
sicherheit, die Zentrale Stelle für Informationstechnik im Sicher-
heitsbereich sowie die Nachrichtendienste Bundesnachrichten-
dienst (BND), Militärischer Abschirmdienst (MAD) und das 
Bundesamt für Verfassungsschutz involviert. Hinzu kommen die 
Bundespolizei und das Bundeskriminalamt sowie auf Landesebene 
die Landeskriminalämter und Verfassungsschutzbehörden. Für 
die Bundeswehr ist der 2017 aufgestellte Organisationsbereich 
»Cyber- und Informationsraum« (CIR) für das Thema Cyber-
sicherheit der eigenen IT-Systeme verantwortlich. Befürwortende 
dieser Vielschichtigkeit merken an, dass ein komplexes Thema 
wie die Cybersicherheit gerade durch diese Lastenteilung gestärkt 
wird. Es gilt daher Szenarien anzusetzen, um im Ernstfall einer 
groß angelegten Cyberlage nicht im Zuständigkeitsgerangel der 
Behörden unterzugehen. Cybersicherheitsübungen sind von  stetig 
wachsender Bedeutung dabei jedoch wesentlich weniger etabliert 
als Übungen in anderen (klassischen) Bereichen. 
Der Cyber- und Informationsraum umfasst im militärischen Ver-
ständnis der Bundeswehr den klassischen Cyberraum (Terroris-
ten, staatliche Akteure, Spione usw.), das elektromagnetische 
Spektrum (Aufklärung/ Wirkung) und das Informationsumfeld 
(Desinformation, Propaganda usw.). Die neue Dimension umfasst 
damit u. a. unbemannte Systeme, Führungsinformationssysteme, 
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Waffensysteme, Bürokommunikation, Gesundheitsversorgung, 
Personalmanagement, Satellitensysteme, Logistik, Lieferketten, 
Gebäudeinfrastrukturen und (Soziale) Medien mit Bezug zur 
Bundeswehr. Der Organisationsbereich CIR ist dabei in der Lage 
eine Cyberbedrohungs- und Risikoanalyse durchzuführen und 
erkannte Risiken zu prüfen und zu akkreditieren. Weiterhin wer-
den Aktionen im Bereich der IT-Forensik (u. a. die Aufbereitung 
von Vorfällen) und der Inzident Response (inkl. Cyber Emergency 
Response [CERT]) durchgeführt. Dies umfasst u. a. Maßnahmen 
nach erfolgtem Angriff.
Vor dem Hintergrund einer hybriden Kriegsführung durch Mittel 
unterhalb der Schwelle zum Krieg verschwimmen innere und 
äußere Sicherheit. Potenzielle Gegner können in verschiedenen 
Phasen die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährden. 
Ausgehend von einer Friedenssituation beginnen zunächst erste 
hybride Einflussnahmen, z. B. über die Anbahnung von nützlichen 
Kontakten und Desinformation, über die frei zugänglichen sozi-
alen Medien. Dem folgt der Übertritt in eine Phase der hybriden 
Bedrohung, wobei gezielt Störmaßnahmen im elektromagnetischen 
Spektrum oder Sabotageakte auf kritische Infrastrukturen folgen. 
Deutschland ist als logistische Drehscheibe der NATO in Europa 
von besonderem Interesse. Es gilt daher breite Fähigkeiten auf-
zubauen, um mögliche Szenarien zu meistern. Der Organisati-
onsbereich CIR hält einen Fähigkeitskanon IT-Service Bereichen 
Aufklärung, Wirkung, Betrieb und Schutz bereit. Dies umfasst 
Aspekte der Gefechtsstandvernetzung, die Anbindung von eigenen 
und verbündeten Truppen sowie die Fähigkeit zur Durchführung 
mandatierter Cyberoperationen. Weiterhin unterstützt das CIR 
Maßnahmen der Direktkommunikation (PSYOPS), z. B. zur 
Gesprächsführung mit der lokalen Bevölkerung sowie die inter-
kulturelle Einsatzberatung in Auslandseinsätzen der Bundeswehr. 
Schließlich verantwortet das CIR Aspekte zur Lagebearbeitung 
des militärischen Nachrichtenwesens der Elektronischen Kampf-
führung. Hinzukommen Aktivitäten bei der Geoinformation. 
Hierbei werden je nach Lage und Bedarf örtliche Begebenheiten 
mit deren Geofaktoren erfasst, um sich darin exakt zu positio-
nieren, zu navigieren und präzise auf Ziele wirken zu können. 
Diese Fähigkeiten gilt es national und in Zusammenarbeit mit 
internationalen Partnern im Rahmen von NATO, EU oder UNO 
bereitzustellen. Diskussionsbedarf bietet dabei vor allem die 
Frage nach defensiven oder offensiven Fähigkeiten des CIR. Die 
Verteidigung des Cyber- und Informationsraum steht außer Frage. 
Kritisch wird jedoch der Umgang mit offensiven Operationen 
gesehen. Dazu kann die Fähigkeit gehören, digitale Fallen zu 
stellen, um Angreifende zu identifizieren, aber auch der offensive 
Gegenschlag. Das CIR würde sich in einem vom Bundestag legi-
timierten Auftrag dabei in die Geräte der Angreifenden hacken, 
um im Gegenzug deren Infrastruktur lahmzulegen oder dort 
gestohlene Daten zu löschen. Der Organisationsbereich CIR nutzt 
zur Stärkung seiner Mittel neben eigenen Experten u. a. auch 
Hackathons, wobei Teams gestellte Aufgaben eigenständig meis-
tern und damit ggf. Schwachstellen aufzeigen, die es zu beheben 
gilt. Eine enge Zusammenarbeit mit anderen Bundesbehörden 
wie dem BSI oder dem Cybersicherheitsrat sichert eine Standar-
disierung von IT und Verfahren sowie die Absprache mit Akteur-
Innen der inneren und äußeren Sicherheit. Oftmals fehlt es jedoch 
an verfügbaren Fachkräften, weshalb die Einbindung der Digi-
talwirtschaft entscheidend ist.
Kontrovers wird das Thema “Hackbacks” behandelt. Die Bun-
desregierung hat sich im Koalitionsvertrag gegen Hackbacks 
entschieden. Die Opposition, die Union, will diese aktiv voran-

treiben. Expertinnen und Experten, darunter auch der Bitkom, 
sehen Hackbacks kritisch. Zum einen ist die Attribution eines 
bestimmten Angreifenden fraglich. So ist es möglich, IP-Adressen 
zu verschleiern, z. B. mittels eines Proxy-Servers und von dort 
aus andere Systeme zu kapern. Trifft der Gegenangriff die Falschen, 
kann dies unangenehme diplomatische Folgen haben. Weiterhin 
ist fraglich, ob genutzte Schwachstellen dem Gegner nicht im 
Gegenzug neue Wege aufzeigen, um an anderer Stelle erneut 
zuzuschlagen. Das staatliche Handeln würde somit eine Blaupause 
für Angriffe auf die Wirtschaft oder andere staatliche Akteure 
bieten. In diesem Zuge ist es auch völkerrechtlich relevant, wie 
ein digitaler Gegenschlag von deutschem Boden auf z. B. russi-
sches Gebiet gewertet wird. Bedarf es ähnlich wie bei Über-
flugrechten der Genehmigung betroffener Drittländer, deren 
Leitungen genutzt werden? Wird ein Gegenschlag auf eine Hacker-
gruppe wie ein normaler Angriff auf ein fremdes Staatsgebiet 
gewertet und beantwortet? Um herauszufinden, wer hinter einem 
Angriff steckt, braucht man sehr viel Zeit und vor allem nationale 
und internationale Kooperationen. Um diese Fragen zu klären, 
muss das sicherheitspolitische Ziel solcher Cyberoperationen klar 
sein, bzw. der dazu nötige rechtliche Rahmen. Das offensive 
Ausschalten gegnerischer militärischer Infrastruktur wie eine 
Radarstation oder ein Rechenzentrum sollten basierend auf einer 
politisch legitimierten Grundlage umsetzbar sein. Längere stra-
tegische Operationen sind jedoch sehr risikobehaftet, mit unge-
wissem Nutzen.
Den Organisationsbereich CIR verbindet eine enge Kooperation 
mit dem Bitkom. Ziel ist es, relevante Themengebiete zu bear-
beiten und den Zugang zum Know-how der Digitalwirtschaft zu 
erlangen. Auf jährlichen Arbeitstagungen werden in Workshop-
formaten anhand der Clusterlogik des Bundesministeriums der 
Verteidigung (BMVg) zur IT-Architektur der Führungs- und Infor-
mationssysteme Thematiken bearbeitet. Dazu gehören Aspekte 
wie: die Klärung von Anforderungen an Hard- und Software für 
die Bundeswehr, das digitale Gefechtsfeld oder ideelle Gedan-
kenspiele, wie die Schaffung einer Security Plattform, einer quer-
schnittlichen Informationssicherheitsplattform bis hin zu Ansät-
zen der Digitalisierung der Verwaltung und Ausbildung bei der 
Bundeswehr, unter dem Aspekt der Cybersicherheit etc. So  können 
mit weniger Aufwand und in kürzerer Zeit missionsgerechte 
 Services bereitgestellt werden. Diese Kooperationsformate gilt 
es zu fördern, um ein eigenes Ökosystem aus Staat, Militär, 
 Forschung und Wirtschaft zu schaffen und die Resilienz Deutsch-
lands zu stärken. Gemeinsam kann es gelingen, sich privaten 
oder staatlichen Angreifenden im Cyber- und Informationsraum 
erfolgreich zu stellen. 

Oberstleutnant d.R. Stephan Ursuleac
Bitkom e. V.
Referent Verteidigung & Öffentliche Sicherheit 
E-Mail: s.ursuleac@bitkom.org
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AMBOSafe – Angriffe auf MitarbeiterInnen  
und  Bedienstete von BOS

D
as vom BMBF geförderte Projekt AMBOSafe untersuchte 

Aspekte der Gewalt gegen Einsatzkräfte. Ziel war, die 

zugrundeliegenden Dynamiken von Angriffen zu ver­

stehen, um hieraus Maßnahmen zum Schutz der Mitarbeitenden 

ableiten zu können. 

Eine Umfrage zu bestehenden Maßnahmen hat gezeigt, dass aktu-
ell ein Mangel an existierenden Maßnahmen zur Prävention von 
Angriffen existiert. Kommt es bei einem Einsatz zu einem Vorfall 
unterscheiden sich die Meldeinstanzen und Prozesse in den Orga-
nisationen. Die Umfrage zeigt, dass zwar einige Präventionsmaß-
nahmen platziert sind, diese aber ausbaufähig sind und in vielen 
BOS noch implementiert bzw. verfestigt werden müssen.
Es wurde ersichtlich, dass es bislang keine Studien gab, die valide 
Angaben zur Häufigkeit von Angriffen gegenüber Bediensteten, 
insbesondere zu Beleidigungen und Bedrohungen, ermöglichten. 
Aufgrund der Designs der bisherigen Studien, bei denen es sich 
um Retrospektivbefragungen handelte, konnten bisher keine 
Aussagen getroffen werden, wie häufig Angriffe tatsächlich statt-
finden. Daher wurde neben der Einmalbefragung in zur Erstellung 
eines Lagebildes eine zusätzliche Befragung durchgeführt, die 
diese Forschungslücke schließen sollte. Dabei handelte es sich 
um eine längsschnittliche Untersuchung, die die Häufigkeit von 
erlebten Angriffen im Dienst mittels wöchentlicher Kurzbefragun-
gen erfasst. Als Ergebnis zeigte sich, dass die überwiegende 
Anzahl der Übergriffe verbaler Natur war. Solche meldeten inner-
halb einer Woche 29 % der Mitarbeitenden der untersuchten 
Berufsgruppen. Die psychologischen Folgen verbaler Gewalt sind 
nicht zu unterschätzen. Im gleichen Zeitraum gaben ca. 9% einen 
physischen Angriff an.
Die Gründe, warum Personen angreifen, sind vielfältig. Es konnte 
festgestellt werden, dass bei einem großen Anteil der Angreifenden 
eine Intoxikation mit Alkohol oder Drogen/Medikamenten bestand. 
Hinzu kommen Personen in psychischen Ausnahmesituationen.
Zwei Drittel der Befragten haben den Vorfall nicht ihrem Arbeit-
geber gemeldet. Über die Hälfte gaben an, dass der Angriff nicht 
„schwerwiegend genug“ war und zum Berufsalltag gehört.  
Ca. 50 % der Befragten gab an, keine Anzeige zu erstatten, da 
der Aufwand zu groß sei und kein Opferschutz bestehe.
Das transorganisationale und überregionale Lagebild sollte im 
Sinne von „best practice“ Vorgehensweisen ermitteln, die schon 
im Berufsalltag geholfen haben und die deeskalierend wirken 

können. In verschiedenen Bereichen konnten verschiedene hilf-
reiche Maßnahmen ermittelt werden: So spielt das eigene Auf-
treten eine große Rolle. Wenn man sich ruhig und respektvoll 
verhält und dabei Selbstsicherheit ausstrahlt, trägt dies zur Beru-
higung der Gesamtsituation wesentlich bei. Die Umgebung soll 
vorsichtig und umfassend wahrgenommen werden. Im Team 
empfiehlt sich gute Teamarbeit mit genauen und regelmäßigen 
Absprachen, auch im Vorfeld (z.B. Codewörter festlegen). Sich 
mental auf Situationen einzustellen ist wichtig, hierzu gehören 
auch entsprechende Einsatzplanung sowie vorausschauende 
Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten. 
Im Projekt wurden qualitative Interviews mit insgesamt 52 Exper-
tInnen, Betroffenen und Angreifenden geführt. Hierbei konnte 
festgestellt werden, dass es – insbesondere bei helfenden Funk-
tionsträgern – oft ein fehlendes Gefahrenbewusstsein gibt. Es 
wurde ein hoher Bedarf an Deeskalations- und Kommunikati-
onsstrategien mitgeteilt sowie die Notwendigkeit von organisa-
tionsübergreifenden Übungen und Schulungen herausgestellt.
Für die Analyse von Strafverfahrensakten wurde zum Zweck der 
Auswertung Akteneinsicht gewährt. Die meisten Akten waren 
Verfahren gegen Personen, die in Konflikte mit der Polizei gera-
ten sind. Zusammenfassend kann man feststellen, dass die meis-
ten Verfahren wegen Geringfügigkeit eingestellt wurden oder eine 
Geldstrafe verhängt wurde.
Auch wurden im Projekt drei Übungen durchgeführt. Die Übun-
gen wurden beobachtet und ausgewertet hinsichtlich der Zusam-
menarbeit, Eigensicherung und Absprachen zwischen den Berufs-
gruppen. Hierbei wurde versucht Dynamiken aufzudecken und 
Problematiken in der Zusammenarbeit und der Kommunikation 
von helfenden und normdurchsetzenden Einsatzkräften zu erken-
nen, die für Gewaltsituationen maßgeblich sein können. 
Die Ergebnisse der Erhebungen und Übungen wurden im Rahmen 
von drei Expertenworkshops mit Einsatzkräften und Führungskräf-
ten aus verschiedenen BOS diskutiert. Ein wichtiges Ergebnis war, 
dass der Umgang direkter Vorgesetzter mit Bediensteten von großer 
Relevanz ist. Es werden kompatiblere Systeme zur Kommunikation 
an der Einsatzstelle und im Vorhinein benötigt, da eine gemeinsame 
Schnittstelle eine höhere Effizienz im Einsatz schafft. Gegenseitige 
Hospitationen sind eine Möglichkeit, da so Begrifflichkeiten gelernt 
und verstanden werden können – nicht nur in besonderen Einsatz-
lagen, sondern vor allem in Alltagseinsätzen.
Zur Verbreitung der Ergebnisse wurden verschiedene Materialien 
entwickelt: Poster, Taschenkarten, ein skalierbares Übungs- 
konzept und Ideen für Schulungen können auf der Website  
www.ambosafe.de heruntergeladen werden.
Fazit: Die steigende Zahl von Angriffen auf Mitarbeitende von 
BOS ist ein vielschichtiges Problem, bei dem im Rahmen von 
Forschungsprojekten nur Einzelaspekte beleuchtet werden kön-
nen. Es stellte sich heraus, dass viel Bedarf bei der Aufarbeitung 
von Vorfällen besteht und bei Vorgesetzten mehr Verständnis für 
die jeweilige Lage geweckt werden muss. Insbesondere das Thema 
„Beleidigung“ verdient genauere Betrachtung, da solche Angriffe 
vielleicht kurzfristig als Bagatelle wahrgenommen werden, es 
jedoch langfristig eine Belastung darstellt, wenn man sich solchen 
Situationen regelmäßig gegenübersieht. 

Michaela Selzer, Fredericke Leuschner, Kristina Balaneskovic, Clemens Lorei, 
Uwe Kippnich 
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Sicher alarmieren über Mobilfunk
Hanno Heeskens

N
och vor wenigen Jahren herrschte die einhellige Mei­
nung, dass eine sichere, schnelle und redundante 
Übermittlung einsatztaktischer Informationen über 

Mobilfunk nicht möglich sei, um Einsatzkräfte zuverlässig zu 
alarmieren. Dank modernster Technologien ändert sich diese 
Einstellung jedoch zunehmend. So haben bereits vielerorts 
Feuerwehren, Rettungsdienste und Werkfeuerwehren hoch 
entwickelte Lösungen im Einsatz. Diese erhöhen nicht nur 
Erreichbarkeiten oder garantieren Sicherheit, sondern schaffen 
auch Verfügbarkeit und Redundanzen – bei gleichzeitiger Sen­
kung der Gesamtkosten.

Sichere Alarmierung über vorhandene 
Mobilfunknetze

Neben den Vorteilen der Alarmierung über kommerzielle Mobil-
funknetze sollen auch die am häufigsten genannten Kritikpunkte 
erwähnt werden. Dazu zählt, neben den wiederkehrenden Nut-
zungskosten, die fehlende Kontrolle über die im Alarmierungs-
bereich erforderliche Sicherheit, Verfügbarkeit und Schnelligkeit 
ohne zusätzliche Maßnahmen, da die verwendeten Netze nicht 
selber gemanagt werden können. Außerdem steht immer wieder 
die Nicht-Verfügbarkeit durch Überlastung in der Kritik, was aller-
dings hauptsächlich bei SMS und Anruf und nicht bei der reinen 
Datenverbindung gilt. Und obwohl die genannten Punkte valide 
sind, dürften sich selbst die hartnäckigsten Gegner der Alarmie-
rung über Mobilfunk folgender Fakten bewusst sein:

Da die Alarmierung keine Breitband-Anwendung ist, verbraucht 
sie im Gegensatz zu den anderen Anwendungen in diesen Net-
zen viel weniger Ressourcen und funktioniert in IoT-Netzwerken 
wie LTE Cat-M oder Narrowband mit sehr geringem Datenvolu-
men – analog zu Stromzählern, Sensoren oder Zustandsüber-
wachungen. Das Netz selber bietet eine hohe Gebäudedurch-
dringung und Redundanzen (LTE Cat-M) bei – für diese 
Technologie – verhältnismäßig niedriger Datenrate (bis zu  
10 Mbps). Automatische Redundanzen, wenn einer der Anbie-
ter oder eine Basisstation ausfallen sollte, gehören auch zu den 
Vorteilen. Zudem fällt durch die Verwendung vorhandener 
 Infrastruktur kein zeit- und kostenintensiver Planungs- oder 
Installationsaufwand an. Selbst das bei eigenen Netzen häufige 
Problem des “Netzendes” gibt es beim kommerziellen Mobilfunk 
nicht, da in den Grenzregionen die Nutzung ausländischer Mobil-
funknetze möglich ist und damit eine bessere Abdeckung der 
Randbereiche erfolgt. Als weiteres Plus ist die Netzabdeckung 
zu sehen. Ein Blick auf den Breitband-Monitor der Bundesnetz-
agentur verrät, dass die drei großen Mobilfunkanbieter in 
Deutschland (Telekom, Vodafone, Telefónica) im Bereich 2G 
zusammen 99,68 % der Fläche abdecken, inklusive Überlappung 
(Redundanz) und Indoor-Versorgung. Im Bereich 4G ist bereits 
ca. 96,88 % der Fläche versorgt. Auch 5G – die nächste Gene-
ration der Breitbandnetze – gewinnt immer mehr an Verbreitung, 
da sie von allen Providern stark ausgebaut wird. Es spricht also 
einiges dafür, kommerzielle Mobilfunknetze zur Alarmierung 
zu verwenden.

(Bild: cubos Internet GmbH)
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Innovative Airbus Technologien für den 
Katastrophenschutz (Bild: Airbus)

Integriertes und vernetztes Krisenmanagement
Durch einen integrierten Plattformansatz die Resilienz erhöhen  

und Lagen beherrschen. 
Dominik Fanta

Jede durch eine Katastrophe hervorgerufene Krise beginnt 
meist mit dem ersten Notruf, den ein Leitstellendisponent 
annimmt. Für die ersten Rettungskräfte ergibt sich initial  

 eine Lage, die unter Umständen zu einer Krise „aufwächst“. 
Erste Maßnahmen zur Kommunikation und Lagedarstellung 
werden ergriffen. Parallel beeinflussen Faktoren wie Wetter, 
Wind, Topographie oder auch die Reaktion der Bevölkerung 
den Verlauf der Krise. Für die Beteiligten der Katastrophenschutz­ 
und Zivilschutzstruktur ergeben sich mehrere Herausforderun­
gen: Daten aus unterschiedlichen Quellen müssen verarbeitet 
und in einem vernetzten Lagebild visualisiert werden, die Maß­
nahmen müssen effizient koordiniert und überwacht werden, 
Ressourcen müssen gemanagt werden. Doch auch eine voraus­
schauende Beurteilung von möglichen Krisen wird immer wich­
tiger. Insbesondere nach den letzten nationalen Krisen, wie der 
Flutkatastrophe im Ahrtal, wurde offenkundig, dass in den 
Bereichen der Vorbereitung, der Koordination und der Koope­
ration sowie der Vernetzung und Verfügbarkeit von Informati­
onen, Verbesserungspotential besteht. Vor dem Hintergrund 
immer komplexer werdender Einsatzlagen wie Unwetterereig­
nisse, Waldbrände, Pandemien oder Cyber­Angriffe sowie der 
sich verändernden Sicherheitslage und dem Schutz kritischer 
Infrastruktur (KRITIS) wird dies umso relevanter.

Indes hat das Bundesministerium des Innern (BMI) eine Resili-
enzstrategie sowie die Absicht formuliert, den Katastrophenschutz 
zu erneuern. Innerhalb der Katastrophenschutzstruktur sollen 
unter anderem die Integration, die Koordination sowie die Koope-
ration verbessert werden. 

Airbus stellt mit dem Crisis-Management-System (CMS) ein Kon-
zept für integriertes und vernetztes Krisenmanagement vor und 
versucht damit, Lösungsvorschläge für die o.g. Herausforderungen 
zu erarbeiten. Dabei greift Airbus sowohl auf seine langjährige 
Erfahrung im Bereich der Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS) und des Bevölkerungsschutzes als 
auch auf seine Expertise in den Themen Digitale Infrastruktur, 
Konnektivität, Datenverarbeitung und -sicherung sowie Simula-
tion und Künstliche Intelligenz zurück. 

Das Crisis­Management­System (CMS)

Das CMS von Airbus ist eine integrierte und intelligente Plattform 
zur Datenverarbeitung und –visualisierung im Krisenmanagement. 
Den Rahmen des Systems bildet eine digitale Infrastruktur, die 
auf einer abgesicherten Cloud-Umgebung gehostet wird. Die 
Plattform kann dabei sowohl als „Software as a Service“ (SaaS) 
als auch kundenseitig vor Ort (On-Premises) implementiert und 
betrieben werden. Den Kern des Systems bilden intelligente 
Software-Lösungen zur Datenverarbeitung, die neben einem 
360°-Lagebild auch eine Simulationskomponente beinhalten. 
Das System wird so aufgebaut sein, dass sowohl bestehende als 
auch zukünftige Tools, Akteure und Komponenten des Katastro-
phenschutzes (Einsatzkräfte, freiwillige Spontanhelfer, militärische 
Kräfte, Anwendungstools, Datenbanken, Netzwerke, Lage- und 
Einsatzführungssysteme, Leitstellen, Lagezentren, Krankenhaus-
daten usw.) flexibel miteinander vernetzt werden können und 
im Lagebild visualisiert werden. 
Daten unterschiedlichster Formate und Quellen werden „end-
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HYDRA: Multifunktionales Pontonboot  
für den Katastropheneinsatz

Sascha Wahlster, Andreas Himmelsbach, Uwe Katzky

In enger Zusammenarbeit mit Organisationen des Bevölke­
rungsschutzes hat General Dynamics European Land Systems 
(GDELS) ein Pontonsystem speziell für den Einsatz bei Hoch­

wassern, Dammbrüchen und anderen Großschadensereignissen 
entwickelt. Neben der extremen Modularität sind Bedienungs­, 
Sensor­ und Ausbildungskonzept innovativ. Unterstützt wurde 
die Entwicklung vom Bremer Virtual­Reality­Simulationsspezi­
alisten SZENARIS. Die entstandene Simulation wird zukünftig 
auch zur Ausbildung des Bedienpersonals von HYDRA genutzt.

Das multifunktionale Pontonboot – kurz PoBo – mit dem Namen 
HYDRA beruht auf einem Anforderungsprofil, das die Bundesan-
stalt Technisches Hilfswerk (THW) in Zusammenarbeit mit den 
Feuerwehren Berlin, Kiel und Wesel, der Deutschen Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft, der Bundespolizei Berlin und dem gemein-
samen Havariekommando von Bund und Ländern in Cuxhaven 
seit 2018 erarbeitet hat. Der Prototyp wurde im November 2021 
in Hamburg im Beisein des Koordinators der Bundesregierung 
für die maritime Wirtschaft, Norbert Brackmann, und des THW-Prä-
sidenten Gerd Friedsam der Öffentlichkeit vorgestellt. Vorausge-
gangen waren ausgedehnte Erprobungen auf Weser und Elbe 
sowie Modellversuche im Duisburger Entwicklungszentrum für 
Schiffstechnik und Transportsysteme.
Ein HYDRA-Satz besteht aus vier Schwimmkörpern, den soge-
nannten Laderaummodulen, zwei Bug- und zwei Antriebsmodu-

len sowie vier Rampen und lässt sich auf zwei handelsüblichen 
LKW oder Anhängern transportieren. Für den Auf- und Abbau 
kann jeder Autokran mit einer Hebelast von mindestens zwei 
Tonnen genutzt werden. Mittels des ebenfalls neu entwickelten 
Verbinders lassen sich die Einzelkomponenten schnell und lage-
gerecht zu verschiedenen Kombinationen kuppeln:
• je zwei kurzen oder langen Einzelbooten
• einer kleinen oder großen Arbeits- oder Taucherplattform
• einer Transportplattform
• einem Schwimmbrückenabschnitt
• einer Zehn-Meter-Festbrücke für den Einsatz an Land aus 

Rampenabschnitten
Wie die meisten GDELS-Pontonsysteme besteht auch HYDRA aus 
hochfestem Aluminium. Neben Robustheit und geringen Lebens-
zykluskosten wurde sehr viel Wert auf die einfache Bedienbarkeit 
auch unter widrigen Bedingungen gelegt. Der Antrieb erfolgt über 
zwei marktverfügbare Außenbordmotoren pro Antriebsmodul. 
Das System ist für die Nutzung sowohl in Binnen- als auch in 
Küstengewässern ausgelegt. Angedacht ist kurzfristig insbesondere 
der Einsatz durch das THW in den bisher mit dem Mehrzweck-
ponton ausgerüsteten Fachgruppen Wassergefahren Typ B. Das 
modulare Design von HYDRA erlaubt darüber hinaus eine rasche 
und flexible Anpassung an die Bedürfnisse anderer Nutzer, wobei 
die einzelnen Module um kundenspezifische Zusatzausstattung 
erweitert werden können. 

Technik und Ausrüstung

Ein HYDRA-Satz lässt sich zu einer Transportplattform 
mit bis zu 50 Tonnen Nutzlast kuppeln. (Bild: GDELS)

Beispiele für Konfigurationsmöglichkeiten (von oben im Uhrzeiger-
sinn): Schwimmbrücke, Transportplattform, 10-Meter-Festbrücke, 
große und kleine Arbeitsplattform, Einzelboot. (Bild: GDELS)

Zwei Einzelboote, bestehend aus je einem Bug-, Laderaum- und Antriebsmodul.  
(Bild: GDELS)
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Neben der praktischen Expertise der Verbundpartner floss auch 
die langjährige Erfahrung von GDELS in die Entwicklung ein. 
Deren in Kaiserslautern ansässiger Geschäftsbereich Bridge Sys-
tems fertigt seit den 1950er Jahren amphibische und Pontonbrü-
ckensysteme für die Bundeswehr sowie für zahlreiche internati-
onale Kunden. Die Amphibie M3 und die Pontonbrücken FSB und 
IRB haben sich in militärischen und Katastropheneinsätzen auf 
der ganzen Welt bewährt. Gefördert wurde das PoBo-Projekt durch 
das Innovationsprogramm „Unterstützung von Diversifizierungs-
strategien von Unternehmen der Verteidigungsindustrie in zivile 
Sicherheitstechnologien“ des Bundeswirtschaftsministeriums.

Halbautonome Steuerung und Sensorik

Abweichend von konventionellen Bootssteuerungen mit Steuerrad 
und Schubhebel ist das Pontonboot mit einer voll digitalen Steu-
erung ausgestattet. Die kompakte, kabellose Fernbedienung mit 
Joysticks erlaubt es dem Bootsführer, sich frei auf Deck zu bewe-
gen und dabei das Boot von jeder Position aus exakt zu steuern 
und zu rangieren. Eine autonome Steuerungskomponente für HYDRA 
wurde am Lehrstuhl Robotersysteme der Technischen Universität 
Kaiserslautern entwickelt. Durch Adaptierung von Stereokamera 
und Sonar kann das Pontonboot Hindernisse über und unter 
Wasser detektieren und diesen selbstständig ausweichen.

Ein weiterer Bestandteil des Projekts ist die autonom operierende 
Aufklärungseinheit BASILISK zur schnellen und zuverlässigen 
Voraberkundung der Übergangsstelle unter allen Sicht- und Wet-
terbedingungen. Zwei 1.100 Watt starke Elektroantriebe lassen 
die Katamaran-Drohne mit einer Geschwindigkeit von bis zu 
sieben Knoten auch bei starker Gegenströmung effizient operie-
ren. Das System verfügt über ein 24-Volt-Bordspannungsnetz und 
ist für eine Betriebszeit bis zu maximal zwölf Stunden ausgelegt. 
Als Geräteträger kann der BASILISK eine Sensor-Nutzlast von bis 
zu 100 Kilogramm aufnehmen. Der Prototyp verfügt in seiner 
aktuellen Konfiguration über zwei nachtsichtfähige Kameras für 
Fahrbetrieb und Rundum-Aufklärung, Messinstrumente für Fahr- 
und Fließgeschwindigkeit und einen 360°-LIDAR-Sensor zur Ver-
messung von Entfernungen, Böschungshöhen und -winkeln sowie 
Hindernissen im Wasser und am Ufer (Felsen, Treibgut, Bewuchs 
und ähnliches). Für die Tiefenmessung und Unterwasseraufklä-
rung sind ein Multibeam-Sonar und ein weiteres LIDAR vorhan-
den. Die kombinierten Messergebnisse werden in das elektroni-
sche Kartenmaterial übertragen. Die Software stellt mögliche 
Übergangsstellen grün dar, ungeeignete Uferabschnitte werden 
rot gekennzeichnet. Die Bewertungsparameter sind dabei je nach 
den Anforderungen der Lage skalierbar. Der BASILISK kann bis 
zu einer Entfernung von etwa 5.000 Metern ferngesteuert werden 
oder über GPS autonom operieren.

VR-basierte Prototypenkonstruktion  

und Ausbildung

Innovativ sind auch der Entwick-
lungsprozess und das Ausbil-
dungskonzept von HYDRA. Das 
Bremer Unternehmen SZENARIS 
GmbH hat für das Projekt ein 
Virtual-Reality-Visualisierungs-
system zur Prototypenkonstruk-
tion entwickelt. Hierbei wurden 
CAD-Konstruktionsdaten in 3D 
visualisiert und für die Verwen-
dung in Virtual Reality (VR) auf-
bereitet. In dieser wurden dann 
verschiedene Konfigurationen 
getestet, Antriebe simuliert und 
Schwimmverhalten sowie Handhabung analysiert, um das System 
schon während der Entwicklung kontinuierlich zu evaluieren.
Im weiteren Projektverlauf wurde das Visualisierungssystem zu 
einem VR-Trainingssystem weiterentwickelt, mit dem die Einsatz-
kräfte kompetenzorientiert für die sichere Nutzung des Ponton-
bootes trainieren können. Das Trainingssystem besteht aus Lern-
modulen und einer VR-Simulation. Mit den Lernmodulen werden 
die theoretischen Grundlagen über das Pontonboot erlernt. In der 
Simulation werden Bau und Rückbau der verschiedenen HYDRA- 
Konfigurationen sowie die Fahr- und Manöverausbildung für die 
Einsatzoptionen Einzelmodul, Taucher-, Arbeits-, Transport- und 
Evakuierungsplattform sowie Schwimmbrücke durchgeführt.
Die Bedienung erfolgt mithilfe sogenannter Mockups. Hierbei 
handelt es sich um Nachbauten der Originalbediengeräte, die 
diesen in Aussehen, Haptik und Funktion gleichen. Die Verwen-
dung neuester VR-Brillen vom Typ HTC Vive Pro ermöglicht zudem 
ein „Eintauchen“ in die virtuelle Welt, auch „Immersion“ genannt. 
Dadurch werden die simulierte Umgebung sowie die eigene 
Interaktion als sehr realistisch wahrgenommen. Das Verhalten 
des Pontonbootes in der virtuellen Realität wird unter verschie-
denen Einsatz- und Wetterbedingungen mittels einer Physik-En-
gine realitätsnah simuliert. All das sorgt für eine Trainingserfah-
rung, die als „echt“ empfunden wird und eine Übertragung des 
Erlernten auf die Realität erleichtert. Es ermöglicht das Trainieren 
auch schwieriger Einsatzaufgaben und schont das Material. Das 
Trainingssystem soll bei der Ausbildung von Bootsführenden der 
Fachgruppen Wassergefahren des THW und von anderen im 
Katastrophenschutz tätigen Organisationen genutzt werden.
Mit dem VR-Trainingssystem wurden so bereits während der 
Entwicklungsphase eine effiziente, ökonomische und qualitativ 
hochwertige Ausbildung des Bedienpersonals und damit schnelle 
Handlungssicherheit in der Praxis und eine frühe Einsatzfähigkeit 
des gesamten HYDRA-Systems ermöglicht. 

General Dynamics European Land Systems – Bridge Systems GmbH
Sascha Wahlster, Head of Civil Bridging
Barbarossastraße 30, 67655 Kaiserslautern
E-Mail: sascha.wahlster@gdels.com
www.gdels.com

SZENARIS GmbH
Dr. Uwe Katzky, Managing Director
Otto-Lilienthal-Str. 1, 28199 Bremen
E-Mail: uwe.katzky@szenaris.com
www.szenaris.com
www.sicherheit.szenaris.com
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VR-Trainingssystem HYDRA: Außenansicht mit Beladung und Aufklärungs-
einheit BASILISK. (Bild: SZENARIS)

VR-Trainingssystem mit Lernendem. 
(Bild: SZENARIS)
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20 Jahre SicherheitsExpo München

A
m 28. und 29. Juni 2023 findet die SicherheitsExpo im 
MOC München statt und im Jubiläums­Jahr zeigt sich 
ausstellerseitig bereits großes Interesse an der Veran­

staltung. Rund 100 Aussteller präsentieren zur SicherheitsExpo 
ihre Angebote, dabei stehen die Themen Zutrittskontrolle und 
Videoüberwachung im Fokus. Ebenfalls werden besonders 
aktuelle Themen wie der Schutz kritischer Infrastrukturen sowie 
das Themenfeld der IT­Security vorgestellt. Zwei Fach­Foren mit 
Vorträgen namhafter Referenten runden auch in diesem Jahr 
das Angebot der SicherheitsExpo 2023 ab.

München – Bereits seit 20 Jahren ist die SicherheitsExpo München 
der jährliche Treffpunkt der Branche, doch gerade in diesem Jahr 
sind die Themen der Messe aktueller denn je. Der Schutz kritischer 
Infrastrukturen, mit entsprechenden Zutrittslösungen, spielt für 
viele Unternehmen und öffentliche Einrichtungen eine wichtige 
Rolle. Die Sicherheitsanforderungen werden immer größer und 
gerade im digitalen Bereich gibt es stetig neue Entwicklungen. 
Auch das Feld der Zutritts- und Mitarbeitererfassung erlebt  aktuell 
eine große Nachfrage, da in diesen Bereichen neue Gesetze auf 
den Weg gebracht werden. Die SicherheitsExpo informiert zu 
diesen Themen und bietet den Kontakt zu Experten sowie die 
Möglichkeiten zum persönlichen Austausch. Marktführer und 
Pioniere der Sicherheitsbranche sind auch 2023 als Aussteller 
dabei, wie u. a. Advancis, ASSA ABLOY, BKS, DOM, dormakaba, 
EVVA, primion, SALTO, SCHNEIDER INTERCOM und SimonsVoss.
Die SicherheitsExpo München richtet sich an Verantwortliche 
in den Bereichen Konzern- und Unternehmenssicherheit, Sicher-
heit und Werkschutz sowie an Brandschutzbeauftragte, Planer, 
Architekten und Gebäudemanager. Aber auch Versicherungen 
und Behörden, Polizei und Feuerwehr sowie der Elektrofach-
handel und Errichterfirmen, Sicherheitsberater, Sicherheitsdienste 
und IT-Manager finden auf der SicherheitsExpo relevante Ange-
bote. 

Weitere Informationen unter www.SicherheitsExpo.de. 

THW sendet weitere Hilfsgüter in die Türkei

A
m 21.02.2023 sind in der Türkei weitere Hilfsgüter 
angekommen, die das Technische Hilfswerk (THW) für 
die Menschen in der von den Erdbeben betroffenen 

Regionen bereitgestellt hatte. Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser und Bundesaußenministerin Annalena Baerbock über­
gaben diese Hilfslieferung am Flughafen in Gaziantep zusammen 
mit zwei THW­Logistikern an den türkischen Katastrophenschutz.

Am Dienstag übergaben Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
und Bundesaußenministerin Annalena Baerbock zusammen mit 
zwei THW-Logistikern weitere Hilfslieferungen an den türkischen 
Katastrophenschutz.
Quelle: Phototek.net/Kira Hofmann

Aus seinem Logistikzentrum hatte das THW in dieser Woche 
weitere Hilfsgüter zur Verfügung gestellt und zu einem Bundes-
wehrflughafen in der Nähe von Hannover transportiert. Mit einem 
Flugzeug der Bundeswehr wurden dann am Dienstag 13 Tonnen 
Hilfsgüter, darunter 100 Zelte, 400 Feldbetten und mehr als 1.000 
Schlafsäcke, in die Türkei transportiert. Wie auch bei den vorhe-
rigen Flügen begleiteten zwei THW-Einsatzkräfte den Transport 
und koordinierten vor Ort die Übergabe an den türkischen Kata-
strophenschutz. Co-finanziert wurde die Hilfsgüterlieferung durch 
die Europäische Union.
In den vergangenen Wochen hatte das THW bereits mehr als 100 
Tonnen Hilfsgüter für die Türkei bereitgestellt. Für Syrien stellte 
das THW 73 Tonnen Hilfsgüter zur Verfügung. Die 50 Expertinnen 
und Experten der Schnell-Einsatz-Einheit Bergung Ausland (SEEBA) 
retteten während ihres sechstägigen Einsatzes in der Türkei zudem 
zwei Frauen lebend aus den Trümmern. 

Kurz notiert

(Bild: NETCOMM GmbH)

(Bild: THW)
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Das Momentum COVID nutzen – Verstetigung 
der  Zivil-Militärischen Zusammenarbeit im 

 gesundheit lichen Bevölkerungsschutz
Bruno Most

M
edizinischer Bevölkerungsschutz mit seinen Heraus­
forderungen und Belangen stand unter der Überschrift 
„Das Momentum COVID nutzen – Verstetigung der 

Zivil­Militärischen Zusammenarbeit im gesundheitlichen Bevöl­
kerungsschutz“ im Mittelpunkt des jährlichen „ZMZ­ Seminars 
Gesundheitlicher Bevölkerungsschutz“ des Beta Verlags. 

Die Geschäftsführerin des Beta Verlages Heike Lange und der 
Moderator Oberst a. D. Edgar Chatupa konnten beim ZMZ-Semi-
nar am 13.12.2022 im Hotel Aquino in Berlin ein großes Auditorium 
und eine hochkarätige Referentencrew begrüßen.  Rund einhun-
dert Teilnehmer u. a.  aus dem Sanitätsdienst der Bundeswehr, 
den Hilfsdiensten Deutsches Rotes Kreuz (DRK), Johanniter-Un-
fall-Hilfe e. V (JUH) und Malteser Hilfsdienst e. V. (MHD) sowie 
Reservisten im Sanitätsdienst kamen nach zwei Corona bedingt 
digitalen ZMZ-Seminarjahren nach Berlin. 
Die Grußworte von Jens Lehmann, MdB, und Albrecht Prinz von 
Croy, Vizepräsident des Malteser Hilfsdienstes e. V., skizzierten 
die große nationale Bedeutung resilienter Strukturen und perso-
neller Durchhaltefähigkeit des Bevölkerungsschutzes sowie die 
Notwendigkeit politischer Initiativen und Unterstützung bei der 
Zielerreichung. 
Edgar Chatupa betonte in seiner Begrüßung die hohe Wertigkeit 
und Präsenz der Industriebeteiligung.
In Vorträgen über die Arbeit des Krisenstabes COVID der Bun-
desregierung bewerteten die Experten die Erfahrungen aus den 
jüngsten Krisen, insbesondere COVID-19, und zogen Schlüsse für 
eine zukünftige Aufstellung des Gesundheitssystems und der 
Hilfsorganisationen.  
Generalarzt Dr. Ralf Hoffmann, PTBS Beauftragter, Bundesminis-
terium der Verteidigung, trug seine  Gedanken zur Stärkung des 
nationalen Gesundheitssystems in seinem Vortrag „Nach der 
Pandemie ist vor der Pandemie“ vor.
Die Notwendigkeit resilienter ziviler Strukturen für die Unterstüt-
zung der Streitkräfte in der Landes- und Bündnisverteidigung 
und den Spagat des Sanitätsdienstes der Bundeswehr zwischen 
subsidiärer Hilfeleistung und militärischem Kernauftrag zeigten 
Generalarzt Dr. Bruno Most, Beauftragter ZMZ des Sanitätsdiens-
tes der Bundeswehr und Oberstarzt Dr. Rolf von Uslar, Referats-
gruppenleiter, FüSK San 1, Bundesministerium der Verteidigung, 
auf. Dabei stand die Notwendigkeit eines Gesundheitsvorsorge- 
und Sicherstellungsgesetzes im Fokus, das im Konflikt- und 
 Krisenfall länderübergreifende Erfassung und Steuerung von 
Ressourcen ermöglicht.
Markus Bensmann, Malteser Hilfsdienst e. V. zeigte Folgerungen 
aus Krisen wie der COVID-19-Pandemie, der Flutkatastrophe an 
der Ahr und dem Krieg in der Ukraine für die Krisenbewältigungs-
strukturen einer Hilfsorganisation wie dem MHD und die Anknüp-
fungspunkte der ZMZ auf. Für Ehrenämter bei Hilfsorganisationen 
sei eine bundesweite Vereinheitlichung der Regelungen für 
Freistellungen bei Einsätzen zwingend erforderlich, um Attrakti-
vität und Durchhaltefähigkeit zu stärken.
Seitens des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastro-

phenhilfe (BBK) stellte Dr. Domink Lorenz Lessons Learned aus 
Pandemie und Flut dar.
Ein weiterer großer Block des Tagungsprogramms waren Beiträge 
aus dem wissenschaftlichen Bereich. Die drei Institute der Bun-
deswehr des medizinischen ABC-Schutzes verdeutlichten den 
Teilnehmern ein breites Spektrum von Gefahren und Herausfor-
derungen, die bereits heute erheblicher nationaler Anstrengungen 
bedürfen, um im Katastrophenfall vorbereitet zu sein. 
Lösungsansätze für die technische Unterstützung des Bevölke-
rungsschutzes mittels Drohnentechnik zeigte Dr. Andreas Follmann, 
Präsident der Gesellschaft für Katastrophenmedizin auf. Die 
Zuhörer zeigten sich beeindruckt von Expertise und Forschungs-
breite dieser weltweit anerkannten und vernetzten Institute. 
Wie bereits im Vorjahr war die Akkon Hochschule für Human-
wissenschaften der Johanniter-Unfall-Hilfe e. V., Berlin, auch in 
diesem Jahr als wichtiger Partner des ZMZ-Seminars vertreten. 

Der Vizepräsident der Akkon Hochschule Prof. Dr. med. Dr. PH 
Timo Ulrichs berichtete als Experte für internationale Not- und 
Katastrophenhilfe aufschlussreich zu Erkenntnissen aus der 
 Krisenkommunikation in der COVID-19-Pandemie. 
Den Schlusspunkt setzte Prof. Dr. Edgar Strauch, Geschäftsführer 
der Ärztekammer Sachsen – Anhalt, mit seinen Erfahrungen aus 
dem Kleeblattsystem COVID-19 aus der Sicht eines Bundeslandes. 
In der abschließenden Podiumsdiskussion waren sich die Teil-
nehmer einig, dass die heutigen Strukturen sowie materiellen, 
personellen und finanziellen Ressourcen des Bevölkerungsschut-
zes und insbesondere der Hilfsorganisationen dem Umfang und 
der Intensität potentieller Gefahren nicht genügen. 
Alle Teilnehmer der Diskussion betonten, dass das Ehrenamt 
gestärkt und dafür entsprechende Anreize gesetzt werden müssen. 
Große Sorgen bereitet dabei insbesondere die personelle Lage 
der Rettungsdienste. Damit war die Brücke zum Jahr 2023 geschla-
gen. Am 12. Dezember 2023 wird das ZMZ-Seminar des Beta 
Verlages unter neuem Namen als „CP-Symposium gesundheitli-
cher Bevölkerungsschutz“ unter dem Thema „Sorgenkind Rettung. 
Auswirkungen auf den gesundheitlichen Bevölkerungsschutz“ in 
Berlin stattfinden. 

Generalarzt Dr. Bruno Most 
Beauftragter ZMZ des Sanitätsdienstes der Bundeswehr

Teilnehmer des 3. ZMZ-Seminars in Berlin (Bild: Regina Sablotny)
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News

UniKey 4M App – die Sprechstelle für unterwegs
Mit der neuen UniKey 4M App für Anroid und iOS erweitern wir 
unser Plattformportfolio und gestalten neue Möglichkeiten der 
sicheren Kommunikation. Neben Linux, Windows und MacOS 
integrieren wir nun auch mobile Endgeräte komfortabel als App.
Als aktive Sprechstelle oder Schulungsplattform haben Sie Ihre 
UniKey 4M App als mobile Erweiterung 
immer einsatzbereit. Sichern Sie sich 
heute noch einen Termin für Ihre per-
sönliche Präsentation – digital oder in 
unserem Showroom im Herzen des Ruhr-
gebiets.
Testen Sie die neue UniKey 4M App und 
die komplette Reichert Produktwelt live 
auf der RETTmobil in Fulda vom 11.- 13. 
Mai 2023 und auf der 112RESCUE in Dort-
mund vom 14.- 17. Juni 2023. Weitere 
Messetermine finden Sie auf unserer 
Website.

Mit REICHERT mehr erreichen! 

Seit über 50 Jahren Made in Germany mit Hand und Herz. Wir 
sind Ihr zuverlässiger Partner für sichere Kommunikation via 
Funk und Telefonie in jedem Einsatz. Von der redundanten Ver-
netzung von Polizei- und Feuerwachen oder Leitstellen über 
Sprechstellen diverser Art bis hin zu Navigations- oder Haustech-

nik und Sonderlösungen – mit unseren individuellen Lösungen 
bleiben keine Wünsche offen. Die REICHERT ZBE bietet für jeden 
Anwendungszweck eine passende Plattform. 
Die modularen Anlagen und Systeme kombinieren diverse Anfor-
derungsprofile in nur einem Endgerät. Entdecken Sie unsere 

bewährten Sprechstellen der UniKey- 
Serie - mit autonomem Betriebssystem 
und in wenigen Sekunden einsatzbereit. 
Sie sind als mobile Tischsprechstelle 
und zum Einbau in ELW oder als beste-
hende Möblierung in Alu-Frontplatten 
integriert erhältlich. 
Mit unseren maßgeschneiderten Son-
derlösungen meistern Sie auch außer-
gewöhnliche Herausforderungen. In 
kritischen Situationen von der Natur-
katastrophe bis zur Groß veran staltung 
ist das REICHERT Command Center Ihre 

mobile Einsatzzentrale. Tauchen Sie ein in Technik, die begeistert 
und erleben Sie unsere Systeme und Produkte auf unserem 
 virtuellen Messestand auf www.reichert-systems.com. 

REICHERT Kommunikationstechnik
Rellinghauser Str. 97
45128 Essen
Tel.: 0201 821 345-0
www.reichert-systems.com

Entwickelt für die sicherheitskritische Kommunikation:  
Neues 5G Smartphone von RugGear

RugGear erweitert sein Produktportfolio mit einem 5G-Smartphone: 
Ausgestattet mit dem leistungsfähigen 8-Kern-Prozessor QCM6490 
von Qualcomm® und 5G-Technologie bietet das Android 12-Gerät 
Anwendern die ideale Basis für eine reibungslose MCPTX 
 (Mission-Critical-Push-to-Talk und 
-Push-to-Video)-Kommunikation. Das 
RG540 unterstützt das neue CBRS-Fre-
quenzspektrum für private LTE-Netze, 
die integrierte 5G-Technologie ermöglicht 
höchste Übertragungsgeschwindigkeiten. 
Ein übersichtliches 6-Zoll FHD-Display, 
eine 48 MP Hauptkamera, ein verstärk-
ter Lautsprecher mit 103 dB, eine aus-
tauschbare Batterie mit 4400 mAh, WIFI 
6, Bluetooth 5.2, NFC und eine 
16-pin-Schnittstelle für den sicheren 
Anschluss von Peripheriegeräten ver-
vollständigen das Ausstattungspaket.
Als robustes und modernes Mobilgerät 
wurde das RG540 für höchste Anforde-
rungen im Bereich Rettung, Feuerwehr, 
Polizei und Militär, Öffentliche Sicherheit, Industrie, Wartung und 
Transportwesen entwickelt. Das RG540 unterstützt den 5G-Stan-
dard in vollem Umfang: Durch die schnelle Datenübertragung 
(fast in Echtzeit) unterstützt dieser u. a. die Vernetzung und 

 Kommunikation im Industrieumfeld wie im Bereich M2M, M2P 
und P2P, Maintenance, Remote-Monitoring und Prozessoptimie-
rung. Das Smartphone kann auch in firmeninternen Campus-
netzwerken (Stand-Alone-Netze) genutzt werden und bildet die 
Basis für hochdigitalisierte Anwendungen in der Automatisierung 
wie Remote-Maintenance, IIOT und Augmented Reality.
Der leistungsfähige Chipsatz des RG540 und Android 12 ermög-
lichen eine schnelle Datenübertragung und -verarbeitung.  
Der Einsatz im WLAN-Netz wird durch die DUAL-APN-Fähigkeit 
(2.4 GHz / 5 GHz) und das nahtlose Wi-Fi-Roaming optimiert. 
Das RG540 ist mit dem 3GPP Release 15 kompatibel und unter-
stützt MCPTX.  Ein programmierbarer SOS-Knopf kann über 
unterstützte Applikationen von RugGear-Partnern für Notruf bzw. 
Alleinarbeiter-Schutz genutzt werden. Das RG540 misst  
180 x 84.5 x 19.5 mm und wiegt 420 g. Ein PTT-Headset und -RSM 
kann über die 16-pin Schnittstelle sicher verschraubt mit dem 
Gerät verbunden werden. Als weiteres Zubehör sind ein Tisch-
ladestation und ein Gürtelclip erhältlich. Das Gerät ist ab Ende 
April 2023 verfügbar. 

RugGear GmbH
i_Park Tauberfranken 8
97922 Lauda-Königshofen
Tel.: 0160 97017530
E-Mail: europe@ruggear.com
www.ruggear.com

Smartphone RG540  
(Bild: RugGear GmbH)

UniKey 4M App – Der mobile Partner für Ihr Reichert ZBE 
 Kommunikationssystem. (Bild: REICHERT)
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TOUGHBOOK 40: Starker Partner  

für kritische Einsätze

V
erteidigungskräfte müssen sich unter schwierigsten 

Bedingungen aufeinander verlassen können – und auf 

ihre mobile IT. Denn im Feld­ und Outdooreinsatz ist 

es notwendig, jederzeit schnell, effizient und sicher zu handeln. 

Der Zugang zu Informationen sowie die Erreichbarkeit und 

Kommunikation untereinander sind dabei unverzichtbar.

Ob bei Einsätzen zu Fuß oder in Fahrzeugen, Instandhaltung, 
Logistik oder Ausbildung und Training: Zuverlässige und ausfall-
sichere mobile Ruggedized Computer sind der Schlüssel für 
erfolgreiche Einsätze. Für extreme Einsatzbedingungen entwickelt, 
unterstützt das TOUGHBOOK 40 Notebook Verteidigungskräfte 
bei kritischen Missionen.

Dank modularer Bauart für jede Mission 
ausrüstbar

Dieses bisher härteste TOUGHBOOK wurde für unterschiedliche 
Aufgaben in Sicherheit und Verteidigung konzipiert. Sein modu-
lares Design bietet maximale Flexibilität: Über vier Erweiterungs-
bereiche lässt es sich unkompliziert an unterschiedliche Heraus-
forderungen im Feld- bzw. Outdooreinsatz anpassen – etwa mit 
Smartcard- oder Fingerabdrucklesern. 
Im operativen Einsatz können Verteidigungskräfte das TOUGH-
BOOK 40 mit speziellen Halterungen sicher im Fahrzeug anbrin-
gen, um es für die Routenplanung zu nutzen. Auch technische 
Defekte an Fahrzeugen lassen sich an Ort und Stelle lösen: Tech-
niker können Diagnosen und Reparaturen am Straßenrand oder 
im Gelände durchführen. Der 14“-Full-HD-Touchscreen lässt sich 
sowohl bei Nacht als auch bei hellem Sonnenlicht zuverlässig 
ablesen. Wie das Touchpad lässt er sich bei jeder Witterung mit 
Stift, Fingern, Handschuhen oder nassen Händen bedienen.

Sicherheit und Tarnmodus für kritische 
Momente

Verteidigungskräfte sind immer mitten im Geschehen. Das TOUGH-
BOOK 40 wurde deshalb speziell für den Einsatz unterwegs und 

in rauen Umgebungen entwickelt. Um diesen Bedingungen stand-
zuhalten, ist es staub- und wassergeschützt nach IP66 und nach 
Militärstandards getestet (MIL-STD810H). Es übersteht Stürze aus 
bis zu 180 cm Höhe und hält Stößen, Vibrationen sowie extremen 
Temperaturen Stand – bei bis zu 36 Stunden Akkulaufzeit.
Mit Sicherheits- und Kommunikationsfunktionen auf Militär- 
Niveau (MIL-STD-461) ist das TOUGHBOOK 40 die ideale Unter-
stützung für einsatzkritische Operationen. Es ist für die Nutzung 
von NATO-zugelassenen selbstverschlüsselnden, sicheren 
 VIASAT-Laufwerken, MIL-Anschlüssen sowie Docking-Stationen 
ausgelegt.

Vier Experten für bedarfsgerechte Lösungen

Jeder Einsatzbereich stellt andere Anforderungen. Panasonic 
bietet deshalb ein hochwertiges Partnernetzwerk: Die Experten 
für militärische Lösungen der roda Computer GmbH realisieren 
kundenspezifische Anpassungen von Panasonic Produkten wie 
dem TOUGHBOOK 40 – u. a. für den Einsatz in Fahrzeugen. Mit 
Rohde & Schwarz Cybersecurity stehen IT-Sicherheitsspezialisten 
zum Schutz vor Cyberangriffen bereit. Die „TacticalCore“-Lösung 
der blackned GmbH bietet mit zellularen Netzen auf 4G-/5G- Basis 
eine Plattform für Konnektivität und Kollaboration zwischen allen 
Streitkräften. 

Panasonic Connect Europe GmbH
Hagenauer Strasse 43
65203 Wiesbaden
Marco Rach
Tel.: 0611 235-165
E-Mail: Marco.Rach@eu.panasonic.com 
www.toughbook.de

Advertorial

Montage-Lösung für Kettenfahrzeuge. (Bild: Panasonic)

TOUGHBOOK 40: sogar unterwegs im Einsatz modular anpassbar.  
(Bild: Panasonic)
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FIRE &  

RESCUE 

COLLECTION
MAXIMALE SICHERHEIT IM EINSATZ  

– FÜR BESONDERS TAPFERE HELDEN

ELTEN.COM

https://www.elten.com/
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